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Kurzfassung 

Die Europäischen Union (EU) ist von erheblichen regionalen und nationalen 

Entwicklungsunterschieden geprägt, die auch an den Grenzen der Mitgliedstaa-

ten sichtbar werden. Daher hat sich die EU zum Ziel gesetzt, die unterschiedli-

chen Entwicklungen mit finanziellen Mitteln zu verringern. Über sogenannte 

Strukturfonds sollen wirtschaftlich schwache Regionen bei der Bewältigung der 

sozialen und wirtschaftlichen Strukturprobleme unterstützt werden. Die Kon-

zentration der finanziellen Mittel erfolgt dabei auf bestimmte Förderprioritäten 

der EU. Eine dieser Prioritäten ist die „Europäische Territoriale Zusammenar-

beit“ bei der die länderübergreifende Zusammenarbeit von benachbarten 

Regionen gefördert werden soll. Im Rahmen der Diplomarbeit wird aufgezeigt, 

wie das Ziel „Europäische Territoriale Zusammenarbeit“ durch gemeinde- und 

grenzübergreifende Zusammenarbeit in Oberösterreich umgesetzt wird. Die 

praktische Darstellung erfolgt am Beispiel der oberösterreichischen EUREGIO 

Inn-Salzach und EUREGIO Bayerischer Wald – Böhmerwald – Mühlviertel – 

Unterer Inn. Die EUREGIOs konnten in den letzten Jahren einige erfolgreiche 

grenzüberschreitende Projekte umsetzen. Durch ein gemeinde- und grenzüber-

greifendes Projekt wie beispielsweise dem Bau des Marienstegs zwischen 

Wernstein (Oberösterreich) und Neuburg (Bayern) wird aufgezeigt, wie europäi-

sche Integration funktionieren kann.  
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Abstract  

The Member-States of the European Union are characterized by significant 

differences in regional and national development. Such discrepancies also 

occur between cross-border regions of the Member States. As a result of this 

problem the European Union aims to minimize the disparities in the European 

Union by means of subsidies.  Economically weaker regions are to be sup-

ported by subsidies in order to overcome social and economical difficulties. 

The concentration of such financial means is dependent on the priorities 

specified by the European Union, one such priority being the European 

Territorial Co-operation which is to develop cross-national co-operation among 

neighbouring regions. This Master thesis shows how the goal of European 

Territorial Co-operation is implemented by community co-operation and cross 

border co-operation in Upper Austria as demonstrated by the example of the 

Upper Austrian EUREGIO Inn-Salzach and the EUREGIO Bayerischer Wald – 

Böhmerwald – Mühlviertel – Unterer Inn. 
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1. Einleitung 

Es gibt keine Grenzen. Nicht für den Gedanken, nicht für die Gefühle.  

Die Angst setzt die Grenzen. 

 

Ingmar Bergman (1918-2007) 

 

Über viele Jahrhunderte ist die Geschichte Europas von seinen Grenzen 

geprägt worden. Diese Grenzen haben Menschen und Wirtschaftsräume 

voneinander getrennt und waren Ursache zahlreicher Kriege. Heute sind wir 

mit jenen Grenzen, welche europäische Nationen früher voneinander trennten, 

wieder verbunden. Konkret wird dies im Konzept der Euroregionen1, die 

Räume und Menschen über Sprach- und Kulturgrenzen hinweg vereinen. 

„Hier erhält das Europa der Regionen sein grenzüberschreitendes Gesicht“, 

so Hans-Gert Pöttering, ehemaliger Präsident des Europäischen Parlaments.2 

Der einerseits verbindende Aspekt der Euroregionen wird jedoch von den 

erheblichen regionalen Ungleichheiten in der Europäischen Union (EU) 

geprägt. Die Verringerung dieser regionalen Entwicklungsunterscheide ist 

daher für die EU von zentraler Bedeutung, da befürchtet wird, dass die 

Zunahme der regionalen Unterschiede, zu einer Spaltung in ein Kerneuropa 

und in ein Randeuropa führen wird.3 Daher hat sich die Europäische Gemein-

schaft zum Ziel gesetzt, einerseits die regionalen und nationalen Entwick-

lungsunterschiede zu reduzieren und andererseits den wirtschaftlichen und 

sozialen Zusammenhalt zu fördern und damit dem Ausgleich und der Kohäsi-

on zwischen den Mitgliedstaaten zu dienen.4 Die Entwicklungsunterschiede, 

die nicht nur zwischen europäischen Zentralräumen oder zwischen Stadt und 

Land bestehen, werden auch an den Grenzen der Mitgliedstaaten sichtbar. 
                                                 
1 Euroregion ist die Bezeichnung von länderübergreifenden Regionen in Europa. 
2 Hans-Gert Pöttering war von 2007 bis 2009 der  23. Präsident des Europäischen Parlaments. 
Vgl. Pöttering in Gabbe, Malchus (2008), S. 7. 
3 Vgl. Maier, Tödtling, Trippl (2006), S. 170. 
4 Vgl. dazu EGV Titel XVII (Titel XIV): Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt, Art. 158 
Abs. 1: „Die Gemeinschaft entwickelt und verfolgt weiterhin ihre Politik zur Stärkung ihres 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts, um eine harmonische Entwicklung der Gemein-
schaft als Ganzes zu fördern.“ Art. 158 Abs. 2: „Die Gemeinschaft setzt sich insbesondere zum 
Ziel, die Unterschiede im Entwicklungsstand der verschiedenen Regionen und den Rückstand 
der am stärksten benachteiligten Gebiete oder Inseln, einschließlich der ländlichen Gebiete, zu 
verringern.“ 
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Abgesehen von einigen Ausnahmen, haben sich die Grenzlandschaften eher 

zu peripheren, strukturschwachen Gebieten entwickelt. Zudem haben natürli-

che Grenzen wie Flüsse, Seen und Gebirge diese „Grenzbarrieren“ teilweise 

oft noch verstärkt.5  

 

Die EU versucht nun im Rahmen ihrer Kohäsionspolitik, die regionalen und 

nationalen Disparitäten der Mitgliedstaaten mit finanziellen Mitteln zu verrin-

gern. Über so genannte Strukturfonds werden Finanzmittel bereit gestellt, um 

insbesondere wirtschaftlich schwache Regionen bei der Bewältigung  

der sozialen und wirtschaftlichen Strukturprobleme zu unterstützen. Mit 

INTERREG wurde dafür ein Förderprogramm zur wirtschaftlichen Entwicklung 

von Regionen geschaffen, welches Bestandteil des Strukturfonds EFRE 

(Europäischer Fonds für Regionale Entwicklung) ist. Im Rahmen dieses 

Förderprogramms werden Grenzregionen der Mitgliedstaaten, die oftmals 

besonders von fehlender Infrastruktur, Abwanderung und dem raschen 

wirtschaftlichen Wandel betroffen sind, gefördert.6 Damit die Mitgliedstaaten 

bzw. Regionen ihre Regionalentwicklungsprojekte auf lokaler Ebene umsetzen 

können, ist ein institutioneller Rahmen notwendig, über den das Zusammen-

wirken der Akteure organisiert werden kann. In den letzten Jahren haben hier 

die EUREGIOs bei der Durchführung und Betreuung von INTERREG-

Projekten eine Schlüsselfunktion eingenommen, da sie eine wichtige Anlauf-

stelle für die Einreichung von grenzüberschreitenden Projekten sind. Ihre  

Zielsetzung ist einerseits die Förderung der kommunalen Zusammenarbeit 

über nationale Grenzen hinweg, als auch die regionale Verankerung des 

europäischen Gedankens.7 

                                                 
5 Vgl. Gabbe, Malchus (2008), S. 12 f.  
6 Vgl. Europabüro, http://www.europabuero.at/xchg/SID-C3DCC968-3219F3A6/hs.xsl/297 
_DEU_HTML.htm (Stand: 1.2.2010). 
7 INTERREG Bayern – Österreich, http://www.interreg-bayaut.net/interreg_iv/sitemap.html 
(Stand: 28.4.2010). 
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1.1 Zielsetzung  

Die gegenständliche Arbeit hat sich zum Ziel gesetzt, vorerst einen theoreti-

schen Überblick über die Hintergründe und Funktionsweise der Europäischen 

Regional- und Strukturpolitik zu geben. Anschließend soll anhand von zwei 

Fallbeispielen oberösterreichischer EUREGIOs dargestellt werden, wie die 

Förderziele der EU – im Speziellen das Förderziel „Europäische Territoriale 

Zusammenarbeit“ – auf nationaler Ebene bzw. Länderebene heruntergebro-

chen und auf die Bedürfnisse der Menschen angepasst werden. 

 

Im Rahmen dieser Diplomarbeit sollen folgende Fragen beantwortet werden:  

�  Auf welche Förderziele konzentriert sich die Europäische Kohäsionspolitik  

in der aktuellen Förderperiode 2007 – 2013? 

�  Mit welchen Instrumenten versucht die EU die Reduzierung der regionalen 

Unterschiede zu erreichen und wer profitiert von den Förderungen? 

�  Wie wird das Förderziel „Europäische Territoriale Zusammenarbeit“ (ETZ) 

auf nationaler bzw. lokaler Ebene umgesetzt und welche Institutionen sind 

daran beteiligt? 

�  Konnten die grenzüberschreitenden Projekte der EUREGIOs im Sinne der 

ETZ umgesetzt werden und was haben diese Projekte bewirkt? 

1.2 Methodik 

Zur theoretischen Aufarbeitung des Themas wurde als Arbeitsmethode eine 

umfangreiche Literatur- und Dokumentenrecherche durchgeführt. Für den 

praktischen Teil der Arbeit wurden als Fallbeispiele der Verein EUREGIO Inn-

Salzach und der trilaerale kommunale Verband EUREGIO Bayerischer Wald – 

Böhmerwald – Mühlviertel – Unterer Inn herangezogen, da diese bei der 

Umsetzung und Durchführung von INTERREG-Projekten im Rahmen der ETZ 

maßgeblich beteiligt sind. Um die Thematik einzugrenzen, konzentriert sich 

die praktische Darstellung der ETZ auf den Förderbereich der grenzüber-

schreitenden Zusammenarbeit.  
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Zur Darstellung der erwähnten EUREGIOs, wurde die Geschäftsführerin der 

EUREGIO Regionalmanagement Innviertel-Hausruck und die Regionalmana-

gerin für grenzüberschreitende Angelegenheiten der EUREGIO Regionalma-

nagement Mühlviertel im Rahmen eines offenen, leitfadenorientierten Exper-

teninterviews zu verschiedenen Themenbereichen befragt (siehe Interviewleit-

faden Anhang). Unter anderem wurden auch die Fördergrundsätze und 

Rahmenbedingungen, welche für die Umsetzung der Operationellen Pro-

gramme erforderlich sind, besprochen. Aufgrund der durchgeführten Inter-

views, soll unter anderem die Situation von ausgewählten grenzüberschrei-

tenden Projekten dargestellt und die praktische Anwendung theoretischer 

Ansätze gezeigt werden. Nach Durchführung der Interviews, wurden diese 

transkribiert und nach Kategorien zusammengefasst, um ein abstrahiertes 

Abbild des Grundmaterials zu schaffen. Die zusammengefassten Inhalte der 

Interviews wurden anschließend in die Arbeit eingebaut. 

1.3 Aufbau der Arbeit 

Zu Beginn der Arbeit wird vorerst der Frage nachgegangen, was unter dem 

Begriff „Region“ zu verstehen ist und wie Regionen voneinander abgegrenzt 

werden können. Zudem wird auf die Problematik der regionalen Disparitäten 

in Europa hingewiesen und erklärt worum es sich hierbei handelt. Im An-

schluss daran wird die Thematik der Regionalentwicklung angesprochen und 

auf die Bedeutung der Regionalmanagementeinrichtungen in Österreich 

eingegangen. 

 

Darauf aufbauend befasst sich der dritte Gliederungspunkt mit der Entwick-

lung und Funktionsweise der Europäischen Regionalpolitik. Zunächst werden 

die geschichtliche Entwicklung der EU sowie der weitere Verlauf der Europäi-

schen Regionalpolitik dargestellt. In weiterer Folge soll dann vermittelt wer-

den, warum die EU eine aktive Regionalpolitik betreibt und welcher unter-

schiedlichen Instrumente sie sich dafür bedienen kann. Da die aktuelle 

Förderperiode durch eine Verstärkung des strategischen Ansatzes gekenn-

zeichnet ist, werden die Elemente, auf denen die Programmplanung aufbaut, 

kurz erläutert. Im Anschluss daran werden im Überblick die Unterschiede 
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zwischen der laufenden und der vergangenen Strukturförderperiode gegen-

übergestellt und die Neuerungen nochmals erklärt. Im Anschluss daran 

werden die Förderziele der neuen Förderperiode vorgestellt, wobei das Ziel 

der Europäischen Territorialen Zusammenarbeit als Ausgangspunkt für die 

nachfolgenden Kapitel herangezogen wird. 

 

Das vierte Kapitel konzentriert sich im Rahmen der Europäischen Territorialen 

Zusammenarbeit speziell auf den Förderbereich der grenzüberschreitenden 

Zusammenarbeit. Vorerst werden die Probleme in den Grenzregionen sowie 

die Motive für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit aufgezeigt und 

anschließend die Rahmenbedingungen und Fördergrundsätze, welche für die 

grenzüberschreitende Zusammenarbeit der betrachteten Grenzregionen 

gleichsam ausgestaltet sind, erläutert. Ebenso wird auf den Europäischen 

Verbund für territoriale Zusammenarbeit (EVTZ) Bezug genommen, der in 

Zukunft die grenzüberschreitende Zusammenarbeit von Gebietskörperschaf-

ten und öffentlichen Einrichtungen erleichtern soll. Abschließend wird auf die 

Arbeitsgemeinschaft Europäischer Grenzregionen (AGEG), eine der wichtigs-

ten Lobby-Organisationen für Grenzregionen, eingegangen. 

 

Im fünften Kapitel werden schließlich als Fallbeispiele für Grenzüberschreiten-

de Zusammenarbeit der trilaterale kommunale Verband EUREGIO Bayeri-

scher Wald – Böhmerwald – Mühlviertel – Unterer Inn sowie der Verein Inn-

Salzach-EUREGIO vorgestellt. Im Anschluss daran werden auszugsweise 

Projekte angeführt um darzustellen, wie im Rahmen des Ziels „Europäische 

Territoriale Zusammenarbeit“ gemeinde- und grenzüberschreitende Zusam-

menarbeit in Oberösterreich umgesetzt wird. 
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2. Grundlagen  

Die folgende Arbeit baut auf mehreren Begriffen auf, die zusammengesetzt 

die Grundlage für die Darstellung der Europäischen Regional- und Strukturpo-

litik bilden. Bevor im dritten Abschnitt näher auf dieses Thema eingegangen 

wird, sollen vorerst noch einige grundlegende Begriffe geklärt werden.  

2.1 Region und Regionsabgrenzung 

Der Begriff „Region“ wird in vielen wissenschaftlichen Disziplinen8 unter-

schiedlich verwendet, wobei mit dem Begriff der Region verschiedene Wahr-

nehmungen und Dimensionen verbunden sind. Diese reichen von der Identi-

tätsbildung, Interessensvertretung und Machtverteilung, bis hin zur verwal-

tungstechnischen Frage nach der „richtigen“ Abgrenzung von Regionen. Da 

es verschiedene Ansätze zur Beschreibung einer Region gibt, kann daher eine 

Region nicht eindeutig definiert werden.9  

 

Weichhart definiert beispielsweise eine „Region“ wie folgt: „Mit ‚Region’ sind 

nicht die Gebiete außerhalb der großen Ballungsräume gemeint. ‚Region’ ist 

auch nicht der so genannte ländliche‚ Raum’, […] Regionen, das sind vielmehr 

Areale, die durch großräumige soziokulturelle und ökonomische Interaktions-

zusammenhänge definiert und abgegrenzt werden. Sie sind das Ergebnis 

einer alle Lebensbereiche umfassenden interaktiven sozialen Praxis. Derarti-

ge regionale Handlungszusammenhänge kümmern sich nicht im Geringsten 

um kommunale oder andere administrativen Grenzen […]“.10 

 

Die Autoren Maier, Tödtling, Trippl sind der Ansicht, dass eine Region ein 

variables Konzept ist, das den jeweiligen Anforderungen entsprechend 

angepasst und definiert werden muss. Die Bestimmung der Regionsgrenzen 

                                                 
8 Beispielsweise versteht die traditionelle Geographie darunter einen territorialen Ausschnitt der 
Erdoberfläche. In den Rechts- und Verwaltungswissenschaften werden damit administrative 
Einheiten bezeichnet. Die Wirtschaftsgeografie und Planungswissenschaft verwendet den 
Begriff Region als Ordnungsbegriff wie Funktionalregion oder Planungs- bzw. Verwaltungsregi-
on. In den Politikwissenschaften ist kein einheitlicher und verbindlicher Begriff vorhanden.  
Vgl. Deppisch (2007), S. 24. 
9  Vgl. Brasche (2008), S. 192; Maier, Tödtling, Trippl (2006), S. 13. 
10 Vgl. Weichhart (2002), S. 14. 
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sollte aber nicht willkürlich erfolgen, sondern anhand der zu untersuchenden 

Problemstellung.11 Grenzen können aber nicht immer als eindeutige Linie 

gezogen werden, wie dies bei politisch-administrativen Gebietseinheiten 

(Gebietskörperschaften oder Verwaltungsbezirken) der Fall ist.12 Als Region 

kann zum Beispiel das Bundesland Oberösterreich mit seinen politischen 

Bezirken und gewachsenen Teilregionen, sowohl innerhalb von Bezirken als 

auch bezirksübergreifend, verstanden werden. Ebenso zu berücksichtigen 

sind angrenzende in- und ausländische Gebiete.13  

 

Wie können nun Regionen vernünftigerweise definiert und voneinander 

abgegrenzt bzw. unterschieden werden?  

2.1.1 Räumliche Abgrenzung 

Der Begriff Region kann in drei verschiedene Arten von räumlichen Gebilden 

unterschieden werden:14 

�  Subnationale Territorien  sind Teilgebiete eines Staates wie zum Beispiel 

in Österreich das Mühlviertel oder die Kantone der Schweiz.  

�  Supranationale Territorien  sind Zusammenfassungen von Staaten, wie 

Mitteleuropa, Skandinavien, Mittelmeer Region, Benelux, Lateinamerika 

udgl.  

�  Transnationale Territorien  umfassen hingegen Teilgebiete von zwei oder 

mehreren Staaten, die über die Staatsgrenzen hinausreichen (ARGE-Alp, 

Alpe-Adria, EUREGIO).  

Österreich beteiligt sich in der Förderperiode 2007-2013 an drei transnati-

onalen EU-Programmen: ALPENRAUM, CENTRAL EUROPE und SOUTH-

EAST EUROPE (vgl. Abbildung 1).15 

                                                 
11 Vgl. Maier, Tödtling, Trippl (2006), S. 14. 
12 Vgl. Benz, Fürst in Adamaschek, Pröhl (2003),S. 17. 
13 Vgl. Oberndorfer (2008), http://portal.wko.at/wk/format_detail.wk?StID=405806&AngID=1 
(Stand: 2.2.2010). 
14 Vgl. Maier, Tödtling, Trippl (2006), S. 13 f. 
15 Vgl. ÖROK, http://www.oerok.gv.at/contact-point.html (Stand: 3.2.2010). 
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Abbildung 1: Transnationale Kooperationsräume mit ö sterreichischer Beteiligung 

Quelle: Bundeskanzleramt, http://www.bka.gv.at/site/6093/default.aspx (Stand: 22.2.2010). 

2.1.2 Wirtschaftliche und soziokultuerelle Abgrenzu ngsfaktoren 

Eine Region kann nach Benz, Fürst durch gesellschaftliche Konventionen oder 

geteilte Vorstellungen konstruiert werden, die meist daraus resultieren, dass 

sich Bevölkerungsgruppen mit ihren Lebensräumen identifizieren. Anderer-

seits kann eine Region auch durch politische Entscheidungen konstruiert 

werden, wobei die Region als politischer Handlungsraum herangezogen wird, 

um eine bestimmte Funktion zu erfüllen.16 Regionen können aber auch durch 

Merkmale der Bevölkerung oder ihrer Kultur geprägt sein, bestimmte land-

schaftliche oder ökologische Zusammenhänge erfassen oder lediglich der 

statistischen Erfassung bestimmter Phänomene dienen.17  

 

Wenn es nun darum geht Gebietseinheiten sinnvoll zusammenzufassen, so 

sollen jene Regionen zusammengefasst werden, die „zusammenpassen“, also 

wichtige Gemeinsamkeiten aufweisen. Zum Beispiel kann die Abgrenzung 

nach einem Homogenitätskriterium  erfolgen, bei dem nur solche Gebiets-

einheiten zu homogenen Regionen zusammengefasst werden, die einander 

nach bestimmten Indikatoren (Arbeitslosenquote, Einkommensniveaus, 

Beschäftigungsanteile bestimmter Wirtschaftszweige) sehr ähnlich sind (vgl. 

Kapitel 2.1.3). Gebietseinheiten können auch zu funktionalen Regionen, die 

                                                 
16 Vgl. Benz, Fürst in Adamaschek, Pröhl (2003), S. 15 f; Deppisch (2006), S. 25. 
17 Vgl. Benz, Fürst in Adamaschek, Pröhl (2003), S. 16.  
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miteinander nach bestimmten Indikatoren besonders eng in Verbindung 

stehen (Funktionalitätskriterium ), zusammengefasst werden. Dies ist dann 

der Fall, wenn zum Beispiel jene Gebietseinheiten mit einer Kernstadt zu-

sammengefasst werden, aus denen mehr als ein bestimmter Prozentsatz der 

dort wohnhaften Beschäftigten in die Kernstadt auspendeln („Arbeitsmarktre-

gion“).18  

2.1.3 NUTS - Statistische Gebietseinheiten der EU 

Charakterisierend für eine Region kann die Besonderheit im Hinblick auf 

bestimmte Kriterien sein, die eine Region kennzeichnen, als auch die Grenzen 

die sich aus diesen Kriterien ergeben wie zum Beispiel die NUTS-Regionen in 

der EU.19 NUTS ist die Abkürzung für „Nomenclature des unités territoriales 

statistiques“. Es handelt sich dabei um eine hierarchisch gegliederte Systema-

tik der Gebietseinheiten für statistische Zwecke. Diese Einteilung wurde vor 

mehr als 30 Jahren von EUROSTAT (Statistisches Amt der Europäischen 

Gemeinschaften) in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten eingeführt und 

ist mit der Verordnung (EG) Nr. 1059/2003 vom 26. Mai 2003 verbindlich 

anzuwenden (aktuellste Version: Nr. 105/2007 vom 1. Februar 2007). Das 

Hauptmotiv für die Einführung der NUTS war, vergleichbare statistische Daten 

auf regionaler Ebene zur Verfügung zu stellen. Alle regional gegliederten 

Statistiken der Mitgliedstaaten werden an die EU übermittelt und sind auf 

Basis der NUTS-Einheiten abzugeben.20 

Die Unterteilung der NUTS-Regionen in der EU erfolgt in drei Arten:  

• NUTS O Mitgliedstaat 

• NUTS 1 Regionen der Europäischen Gemeinschaften, 

• NUTS 2 Grundverwaltungseinheiten, 

• NUTS 3 Unterteilungen der Grundverwaltungseinheiten. 

 
Die Ebene 0 entspricht grundsätzlich dem Mitgliedstaat. Auf der Ebene  

NUTS 1 wurde Österreich in die drei Einheiten Ostösterreich (Bgl., NÖ., 
                                                 
18 Vgl. Maier, Tödtling, Trippl (2006), S. 15. 
19 Vgl. Benz, Fürst in Adamaschek, Pröhl (2003), S. 15. 
20 Vgl. STATISTIK AUSTRIA, http://www.statistik-austria.com/web_de/statistiken/regionales/ 
regionale_gliederungen/nuts_einheiten/index.html (Stand: 7.2.2010). 
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Wien), Südösterreich (Ktn. und Stmk.) und Westösterreich (OÖ., Sbg., Tirol, 

Vbg.) gegliedert. Die Ebene NUTS 2 wird durch die Bundesländer repräsen-

tiert. Die 35 Einheiten der Ebene NUTS 3 bestehen in 26 Fällen aus einem 

oder mehreren politischen Bezirken. In acht Fällen wurden die NUTS-

Einheiten auf Basis von Gerichtsbezirken festgelegt. Jede Gemeinde ist 

genau einer NUTS-Einheit zugeordnet. Wien bildet eine eigene NUTS 3-

Einheit.21 Diese Einteilung in so genannte Gebietseinheiten wird in nachfol-

gender Grafik am Beispiel Österreich nochmals verdeutlicht. 

 
Abbildung 2: NUTS-Einheiten in Österreich Gebietsst and 1.1.2009 

Quelle: Statistik Austria, http://www.statistik.at/web_de/suchergebnisse/index.html (Stand: 
28.2.2010). 
 

Gemäß NUTS-Verordnung sind die Statistischen Gebietseinheiten alle drei 

Jahre zu überprüfen. Die erste Überprüfung wurde im Jahr 2006 durchgeführt. 

Die Ergebnisse werden seit 1. Januar 2008 umgesetzt.22  

 

 

                                                 
21 Vgl. STATISTIK AUSTRIA, http://www.statistik-austria.com/web_de/statistiken/regionales/ 
regionale_gliederungen/nuts_einheiten/index.html (Stand: 7.2.2010); EUROSTAT (2007), S. 9, 
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/cache/ITY_OFFPUB/KS-RA-07-020/DE/KS-RA-07-020-
DE.PDF (Stand: 26.2.2010). 
22 Vgl. Europäische Kommission, http://ec.europa.eu/eurostat/ramon/nuts/introduction_regions 
_de.html (Stand: 1.3.2010); Verordnung (EG) Nr. 105/2007 der Kommission vom 1. Februar 
2007. 
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2.2 Regionale Entwicklungsunterschiede  

Die Europäische Union ist von erheblichen regionalen und nationalen Unter-

schieden geprägt. Diese Unterschiede zwischen armen und reichen Mitglieds-

ländern bzw. Regionen werden als Disparitäten bezeichnet. Die regionalen 

Entwicklungsunterscheide sind in der EU-Regionalpolitik von zentraler Bedeu-

tung, da eine Zunahme der regionalen Unterschiede nach Ansicht der EU zu 

einer Spaltung in ein Kern- und Randeuropa und in ein Europa unterschiedli-

cher Geschwindigkeiten führen werden.23 Die Notwendigkeit für eine gemein-

same Regionalpolitik wird daher mit dem beträchtlichen Ausmaß regionaler 

Unterschiede in der EU begründet. Die Gründe für die regionalen Unterschie-

de können vielfältig sein. Im Vergleich zu den reichen Regionen, weisen arme 

Regionen sehr oft unzulängliche Infrastrukturen, eine hohe Arbeitslosigkeit 

und einen höheren Grad an sozialer Benachteiligung auf.24  

 

In einer 2007 durchgeführten Untersuchung der regionalen Entwicklungsun-

terschiede innerhalb der EU, konnten die Autoren Schürmann et al folgende 

Ergebnisse feststellen. Während auf nationaler Ebene eine Konvergenz25 zu 

beobachten war, haben die Disparitäten innerhalb der Länder im selben 

Zeitraum zugenommen. Die Autoren führen dies jedoch weniger auf die 

unterdurchschnittlichen Entwicklungen in den rückständigen Regionen zurück, 

als vielmehr auf ein überproportionales Wachstum in den Metropolregionen26  

durch eine außerordentliche Konzentration von Produktion, Arbeitsplätzen und 

Bevölkerung. In den Kohäsionsländern und den neuen Mitgliedstaaten 

scheinen wenige reiche Metropolregionen ihre Position auszubauen, was die 

                                                 
23 Vgl. Maier, Tödtling, Trippl (2006), S. 170. 
24 Vgl. Regionalmanagement Burgenland, http://www.phasing-out.at/de/regionalpolitik/ 
Ueberblick/676 (Stand: 7.3.2010). 
25 Beim Begriff Konvergenz geht es grundsätzlich um Angleichung. In Bezug auf die EU-
Regionalpolitik bezieht sich die Angleichung auf die Wirtschaftskraft von Ländern oder von 
Regionen. Damit ein Mitgliedstaat der EU der dritten Stufe der Europäischen Währungsunion 
(EWU) beitreten kann, muss dieser die im EG-Vertrag von Maastricht festgelegten Konvergenz-
kriterien wie finanzpolitische Stabilität, Preisniveaustabilität, niedriges Zinsniveau und stabile 
Wechselkurse, erfüllen. Vgl. dazu http://www.wirtschaftslexikon24.net/d/konvergenz/ 
konvergenz.htm (Stand: 8.3.2010) 
26 Metropolregionen sind stark verdichtete Großstadtregionen von hoher internationaler 
Bedeutung und werden als Motoren der sozialen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Entwicklung eines Landes betrachtet. Zu den größten Metropolregionen Europas zählen 
beispielsweise London, Paris Ile de France, Barcelona, Moskau, Istanbul, Rhein-Ruhr, 
Berlin/Brandenburg, Stuttgart usw. Vgl. Heineberg (2006), S. 69.  
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Disparitäten gegenüber den benachteiligten Regionen wachsen lässt. Dies 

führe nach Ansicht der Autoren Schürmann et al wiederum zu einem schlei-

chenden Konzentrationsprozess, da sich das Wohlstandswachstum auf einige 

wenige Orte beschränkt, während große Teile des EU-Territoriums ökono-

misch zurückfallen. Die Hauptdisparitäten liegen auf europäischer Ebene 

zwischen den alten und neuen Mitgliedsaaten. Was die regionale Ebene 

betrifft, spielen die Entwicklungsunterschiede innerhalb eines Landes bzw. zu 

den Nachbarregionen und zu Regionen jenseits der Staatsgrenze ebenfalls 

eine Rolle.27 Ein Grund kann darin gesehen werden, dass die Grenz- und 

grenzübergreifenden Regionen in gewisser Weise Bausteine und Brücken für 

den europäischen Einigungsprozess und das Zusammenleben der europäi-

schen Bevölkerung darstellen. Oftmals liegt diesen Grenzlandschaften auch 

im angrenzenden Nachbarland ein verwandtes Problemgebiet gegenüber. 

Gabbe ist daher der Ansicht, dass die Vielfalt der Probleme und Chancen 

beiderseits der Grenzen in Europa eine grenzüberschreitende Zusammenar-

beit unverzichtbar macht.28 

 

Auf Basis der 2009 von EUROSTAT veröffentlichten Daten (vgl. Tabelle 1) 

werden die regionalen Entwicklungsunterschiede in der EU nochmals verdeut-

licht. An dieser Stelle ist anzumerken, dass die EU zur Darstellung regionaler 

Entwicklungsunterschiede vorrangig zwei Indikatoren verwendet, nämlich das 

Pro-Kopf-BIP (gemessen an Kaufkraftparitäten) und die Arbeitslosenquote. 

Dies ist deshalb von Bedeutung, da diese Indikatoren als Grundlage für die 

Auswahl von Fördergebieten herangezogen werden (vgl. dazu Kapitel 3.3.2). 

 

                                                 
27 Vgl. Schürmann et al (2008), S. 27, https://www.ifr-ev.de/index.php?V=55 (Stand: 7.3.2010). 
28 Vgl. Gabbe in Adamaschek, Pröhl (2003), S. 155. 
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Tabelle 1: BIP pro Kopf in KKS der EU27 im Jahr 200 6 bis 2008 29 

Quelle: EUROSTAT (2009), http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=STAT/ 
09/182&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en (Stand: 28.4.2010). 
 

                                                 
29 Diese Daten der  EUROSTAT, basieren auf revidierten Kaufkraftparitäten und den aktuellsten 
BIP- und Bevölkerungsangaben. Sie umfassen die 27 EU-Mitgliedstaaten, die drei Kandidaten-
länder, drei EFTA-Staaten und vier Länder des Westbalkans. Zu der Eurozone (EZ16) gehören 
Belgien, Deutschland, Irland, Griechenland, Spanien, Frankreich, Italien, Zypern, Luxemburg, 
Malta, die Niederlande, Österreich, Portugal, Slowenien, die Slowakei und Finnland. 
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Im Jahr 2008 betrug das BIP pro Kopf (BIP pro Kopf in KKS, EU27 = 100) in 

Luxemburg, ausgedrückt in Kaufkraftstandards30 (KKS), mehr als zweieinhalb 

Mal soviel wie der Durchschnitt der EU27, während Irland und die Niederlande 

um ungefähr ein Drittel darüber lagen. Österreich, Dänemark, Schweden, 

Finnland, Deutschland, das Vereinigte Königreich und Belgien lagen zwischen 

15% und 25% über dem EU27-Durchschnitt. Frankreich, Spanien und Italien 

verzeichneten ein BIP pro Kopf zwischen 0% und 10% über dem EU27-

Durchschnitt, während Zypern, Griechenland und Slowenien zwischen 0% und 

10% unter dem Durchschnitt lagen. Die Tschechische Republik, Malta, 

Portugal und die Slowakei lagen zwischen 20% und 30% unter dem EU27-

Durchschnitt. Estland, Ungarn, Litauen, Lettland und Polen waren zwischen 

30% und 50% darunter, während Rumänien und Bulgarien zwischen 50% und 

60% unter dem EU27-Durchschnitt lagen (siehe Tabelle 1).31  

 

Angesichts der zunehmenden und immer noch bestehenden Disparitäten 

einiger EU-Länder, stellt sich die Frage nach der Einheit und dem Zusammen-

halt der EU. Zumindest wird das Selbstverständnis der EU gerade jetzt in 

Zeiten der Wirtschaftskrise und ausufernder Staatsdefizite einiger Euro-

Länder auf die Probe gestellt, denn auch die EU fürchtet mittlerweile um ihren 

Zusammenhalt. Bisher hat das Grundprinzip der Solidarität zwischen armen 

und reichen Mitgliedstaaten diese zusammengehalten, jedoch erschüttert die 

Krise spätestens jetzt alte Gewissheiten.32 

 

 

 

 

                                                 
30 Der Kaufkraftstandard ist eine von der Landeswährung unabhängige fiktive Geldeinheit, die 
Verzerrungen aufgrund von Unterschieden im Preisniveau verschiedener Länder ausschaltet. 
Ein KKS entspricht dem EU-Durchschnitt für einen Euro. Es werden Kaufkraftparitäten (KKP) 
ermittelt, die aus einem Mix repräsentativer Waren und Dienstleistungen eines Landes 
berechnet werden. KKS werden in 100 ausdrückt. Ist der Wert größer als 100, so hat das Land 
einen BIP pro Kopf über dem EU Schnitt (und umgekehrt). 
31 EUROSTAT (2009), http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=STAT/ 
09/182&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en (Stand: 28.4.2010). 
32 Vgl. International Business Times (2010), http://de.ibtimes.com/articles/20100123/euro-zone-
gefahr-von-zerfall-thema-bei-eu-kommission.htm (Stand: 29.4.2010); Basler Zeitung (2009), 
http://bazonline.ch/ausland/europa/Die-EU-fuerchtet-um-ihren-Zusammenhalt/story/29516777  
(Stand: 1.5.2010). 
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2.3 Regionalentwicklung und Regionalmanagement 

Für die Regionen bleiben die sich immer schneller vollziehenden Veränderun-

gen auf der politischen, sozialen und wirtschaftlichen Ebene nicht ohne 

Wirkung.33 Das Thema Regionalentwicklung sorgt daher zunehmend für 

politische Diskussionen. Der Grund liegt darin, dass die Folgen des wirtschaft-

lichen und sozialen Wandels Lösungen auf lokaler Ebene verlangen. Zielfüh-

rend ist jedoch nicht, wenn diese an Landesgrenzen oder an den Grenzen der 

Kommune enden. Folglich ist die Sicherung oder gar Verbesserung der 

Lebensqualität für die Bürger nur durch eine Vernetzung der Akteure in den 

Regionen zu erreichen.34 In diesem Fall werden Kooperationen immer wichti-

ger, wobei länderübergreifende Zusammenarbeit einen zunehmenden Stel-

lenwert erlangt. Um nur ein Beispiel zu nennen, können grenzüberschreitende 

Projekte im Tourismusbereich zur Verstärkung der Marktfähigkeit eines 

gesamten Gebietes am Tourismusmarkt führen.35  

 

Worum geht es nun in der Regionalentwicklung? Unter Regionalentwicklung 

ist ein Prozess zur Schaffung und Gestaltung von Rahmenbedingungen für die 

Stärkung von Regionen zu verstehen.36 Die Entwicklung von Regionen kann 

von mehreren Faktoren abhängig sein wie beispielsweise Menge und Qualität 

der Unternehmen und Arbeitsplätze, Dichte und Qualität der technischen, 

wissensbasierten, kulturellen und sozialen Infrastrukturen sowie die Verfüg-

barkeit und Qualifikation von Humanressourcen.37 Um eine aktive Regional-

entwicklung betreiben zu können, benötigt man einen institutionellen Rahmen, 

über den das Zusammenwirken der Akteure organisiert werden kann. Mit dem 

Beitritt Österreichs zur Europäischen Union im Jahr 1995 wurden vom Bun-

deskanzleramt in Zusammenarbeit mit den Bundesländern, Regionalmana-

gementstrukturen zur Unterstützung der Regionen in der Umsetzung der EU-

Strukturfondsmittel, insbesondere des Europäischen Regionalfonds (Europäi-

scher Fonds für regionale Entwicklung - EFRE) gegründet. Diese Regional-
                                                 
33 Vgl. Beermann, Köhler, Leuninger (2002), S. 56. 
34 Vgl. Benz, Fürst in Adamaschek, Pröhl (2003), S. 7. 
35 Vgl. Oberösterreich Tourismus (2006), S. 5, http://www.oberoesterreich-tourismus.at/sixcms/ 
media.php/1271/pk_s%FCdb%F6hmen_11.pdf (Stand: 9.2.2010). 
36 Vgl. Oberndorfer (2008), http://portal.wko.at/wk/format_detail.wk?StID=405806&AngID=1 
(Stand: 2.2.2010). 
37 Vgl. Scheer in Bauer-Wolf, Payer, Scheer (2008), S. 1. 
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managements erfüllen eine gewisse Schnittstellen- und Systementwicklungs-

funktion für die Regionalentwicklung in Österreich. Sie unterscheiden sich 

zwar in ihrer Struktur und in ihren Aufgabenstellungen, gemeinsam verfolgen 

sie jedoch folgende Zielsetzungen :  

�  Entwicklung und Abwicklung von regionalen Projekten und Programmen 

�  Informationsarbeit insbesondere in Bezug auf die EU-Strukturfondsmittel 

und EU-Aktionsprogramme 

�  EU-Mittel für die Region nutzbar zu machen, regionale Akteure und 

Organisationen in den Regionen zu vernetzen und zur Entwicklung beizu-

tragen.38 

 

Im Jahr 2001 hat sich österreichweit ein Teil der Regionalmanagementeinrich-

tungen zu einem österreichischen Verein (Dachverband Regionalmanagement 

Österreich) zusammengeschlossen, um eine Vernetzung und Abstimmung der 

Tätigkeiten der einzelnen Regionalmanagements zu ermöglichen. Durch diese 

Fusion entstand ein Netzwerk von mittlerweile über 30 Regionalmanagement-

einrichtungen. In Österreich bestehen diese Regionalmanagements aus 

kleinen Organisationen, die mit Entwicklungsarbeit, Aufbau von Netzwerken 

sowie Beratung und Begleitung regionaler Projekte befasst sind. Sowohl 

inhaltlich als auch finanziell, sind diese Regionalmanagementeinrichtungen 

mit einem Großteil der österreichischen EU-Strukturfondsprogramme verbun-

den. Organisatorisch getragen werden sie von Gemeinden bzw. Zusammen-

schlüssen von Gemeinden und je nach Regionalmanagement von wichtigen 

regionalen Partnern. Die Finanzierung erfolgt überwiegend aus Eigenmitteln 

der Gemeinden sowie Fördermitteln der Bundesländer und der EU.39 

                                                 
38 Draxl et al (2004), S 4, http://www.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=9550 (Stand: 21.12.2009); 
Bundeskanzleramt, http://www.bka.gv.at/site/3499/default.aspx (Stand: 7.2.2010). 
39 Vgl. Draxl et al (2004), S. 5, http://www.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=9550 (Stand: 
21.12.2009). 
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Abbildung 3: Grundstruktur der Regionalmanagementei nrichtungen in Österreich 

Quelle: Draxl et al (2004), S. 6, http://www.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=9550 (Stand: 
21.12.2009). 
 

 

Die Regionalmanagementeinrichtungen in Österreich sind durch folgende 

Merkmale  gekennzeichnet:  

�  (rechtlicher) Zusammenschluss von mehreren Gemeinden 

�  oder Trägerschaft durch die Landesregierung 

�  finanzieller Beitrag der „Haupteigentümer“ zum Regionalmanagement 

�  Einbeziehung von weiteren regionalen Akteuren (wie Sozialpartner, AMS, 

Tourismusverbände etc.) 

�  Schaffung einer Organisationsform für die Organisation Regionalmanage-

met40 

 

Dies wird in nachfolgender Abbildung am Beispiel der im Jahr 2006 gegründe-

ten Regionalmanagement Oberösterreich GmbH  dargestellt, deren Gesell-

schafterstruktur sich wie folgt darstellt:  

 

                                                 
40 Draxl et al (2004), S. 6, http://www.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=9550 (Stand: 21.12.2009). 
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Abbildung 4: Gesellschafterstruktur Regionalmanagem ent OÖ GmbH 

Quelle: Eigene Darstellung nach Vorlage, vgl. Regionalmanagement OÖ, 
http://www.rmooe.at/ueberuns/gesellschafterstruktur.htm (Stand: 14.5.2010). 
 

Finanziert wird die Regionalmanagement OÖ GmbH durch:  

�  Gesellschafterzuschuss:  Regionalvereine und Land OÖ, Sozialpartner  

�  Nationale Finanzierung Bund:  BMWA (Bundesministerium für Wirtschaft 

und Arbeit), BMVIT (Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Tech-

nologie), BMASK (Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumen-

tenschutz), BMLFUW (Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, 

Umwelt und Wasserwirtschaft) 

�  Nationale Finanzierung Land Oberösterreich:  Abteilung Wirtschaft, 

Abteilung Raumordnung/Überörtliche Raumordnung, Akademie für Umwelt 

und Natur und Abteilung Land- und Forstwirtschaft  

�  EU-Förderprogramme:  INTERREG IV A Ö/Bayern, INTERREG IV A 

Ö/CZ, Regio 13, EFRE (Europäischer Fonds für regionale Entwicklung), 

Ländliche Entwicklung 07 – 13, ESF (Europäischer Sozialfonds in Öster-

reich) 41 

                                                 
41 Regionalmanagement OÖ, http://www.rmooe.at/ueberuns/finanz.htm (Stand: 14.5.2010). 
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3. Die europäische Regional- und Strukturpolitik 

In diesem Kapitel wird in Grundzügen die Entwicklung und Funktionsweise der 

Europäischen Regional- und Strukturpolitik dargestellt. Unter anderem soll 

vermittelt werden, auf welche Förderprioritäten die EU in der aktuellen Förder-

periode 2007-2013 setzt und welcher unterschiedlichen Förderinstrumente sie 

sich dafür bedienen kann. Vorerst werden jedoch die Hintergründe der 

Entwicklung der Europäischen Union sowie der weitere Verlauf der Europäi-

schen Regionalpolitik dargestellt. 

3.1 Geschichtliche Entwicklung der Europäischen Uni on 

Nach Ende des zweiten Weltkrieges gab es große Unsicherheit darüber, wie 

es in Europa weitergehen soll. Die wichtigsten Siegermächte des Zweiten 

Weltkrieges – die USA und Großbritannien auf der einen, die Sowjetunion auf 

der anderen Seite – hatten sehr unterschiedliche Vorstellungen darüber, wie 

das Nachkriegseuropa nun aussehen sollte. Die Antwort darauf gab der 

französische Außenminister Robert Schumann am 9. Mai 1950, also genau 

fünf Jahre nach Kriegsende. Er schlug vor, eine „Montanunion“ (Vereinigung 

deutscher und französischer Schwerindustrie) zu gründen, an der auch andere 

Staaten zur Teilnahme eingeladen waren. Dies war der Beginn der Geschichte 

der Europäischen Union. Vorrangiges Ziel dieser Union war die Sicherung des 

Friedens unter den Mitgliedstaaten. Bereits im Jahr darauf schlossen sich 

Belgien, die Niederlande, Luxemburg und Italien der Montanunion an.42  

 

Am 23. Juli 1952 trat schließlich der Gründungsvertrag für die Europäische 

Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS), als eine der ersten supranationa-

len europäischen Gemeinschaft mit eigenen Zuständigkeiten und eigener 

unmittelbarer Rechtssetzungskompetenz, in Kraft.43 Jeder der beteiligten 

Staaten musste ein Stück nationaler Souveränität aufgeben, die dann gemein-

sam ausgeübt wurde. Kohle und Stahl spielten damals eine Zentrale Rolle, 

Kohle als zentraler Energieträger der Zeit und Stahl zum Wiederaufbau der 

                                                 
42 Vgl. Stratenschulte (2009), http://www.bpb.de/themen/NXTTYS,0,Gr%FCndung_der_ 
Europ%E4ischen_Gemeinschaften.html (Stand: 8.2.2010). 
43 Vgl. Elvert (2006), S. 1. 
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kriegszerstörten Länder. Drei Jahre zuvor, am 5. Mai 1949, hatten zehn 

europäische Staaten den Europarat gegründet. Sein Ziel war und ist es, durch 

Zusammenarbeit der Staaten zu Frieden, Demokratie und Wohlstand beizu-

tragen. Dabei wurde eine Souveränitätsübertragung von den Nationalstaaten 

auf den Europarat, der seinen Sitz in Straßburg hat, diskutiert, auf die man 

sich jedoch nicht einigen konnte. Die Supranationalität44 ist bis heute das 

Spezifikum der EU, das diese nicht nur vom Europarat, sondern von vielen 

anderen internationalen Institutionen unterscheidet.45 

 

Mit dem Fokus auf eine gesamtwirtschaftliche Zusammenarbeit wurde darauf-

hin 1957 mit der Unterzeichnung der berühmten „Römischen Verträge“ die 

Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und die Europäische Atomge-

meinschaft (Euratom) gegründet. Diese beiden Verträge traten am 1. Januar 

1958 in Kraft.46 Erste Ansätze für eine europäische Regionalpolitik, waren 

1957 in der Präambel des Vertrages von Rom zu finden, konkrete Maßnah-

men wurden jedoch erst mit der Errichtung des Fonds für regionale Entwick-

lung (EFRE) im Jahr 1975 gesetzt.47 Im Jahr 1958 wurde auch der Europäi-

sche Sozialfonds (ESF) ins Leben gerufen, vier Jahre später dann der Euro-

päische Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL).48 

 

Mit der Unterzeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) im Jahr 

1986 erzielte die Gemeinschaft den nächsten Integrationsschritt. Mit ihr wurde 

1993 der Europäische Binnenmarkt geschaffen, der heute das Herzstück der 

EU ist.49 Der Vertrag bildete die Grundlage für ein umfangreiches Sechsjah-

resprogramm mit dem Ziel, die Probleme des freien Handels über die EU-

Binnengrenzen hinweg zu lösen.50 Die Einheitliche Europäische Akte ist am  

                                                 
44 Supranationalität bedeutet eine Verlagerung von Zuständigkeiten von der nationalstaatlichen 
Ebene auf eine höher stehende Ebene. 
45 Vgl. Stratenschulte (2009), http://www.bpb.de/themen/NXTTYS,0,Gr%FCndung_der_Europ 
%E4ischen_Gemeinschaften.html (Stand: 8.2.2010). 
46 Vgl. Elvert (2006), S. 70; Bundeszentrale für politische Bildung (2009), http://www.bpb.de/ 
themen/JGR8GI,0,0, Wie_fing_das_an_mit_der_EU.html (Stand: 8.2.2010). 
47 Vgl. Maier, Tödtling, Trippl (2006), S. 170; Brasche (2008), S. 225.  
48 Vgl. Europäische Kommission, http://ec.europa.eu/regional_policy/policy/history/index_de.htm 
(Stand: 8.2.2010). 
49 Vgl. Stratenschulte (2009), http://www.bpb.de/themen/DNJPCA,0,0,Erweiterungen_und_ 
Vertiefungen_der_europ%E4ischen_Integration.html (Stand: 8.2.2010). 
50 Vgl. Europa, http://europa.eu/abc/history/index_de.htm (Stand: 17.2.2010). 
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1. Juli 1987 in Kraft getreten und stellte eine weitreichende Änderung des 

EWG-Vertrages dar.51  

 

Am 7. Februar 1992 wurde in Maastricht der Vertrag über die Europäische 

Union (EUV) unterzeichnet, der am 1. November 1993 in Kraft trat. Dieser 

Vertrag ist ein wichtiger Meilenstein in der Geschichte der EU. Er legte die 

Vorschriften für die künftige gemeinsame Währung sowie für die Außen- und 

Sicherheitspolitik und eine engere Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz 

und Inneres fest. Die „Europäische Gemeinschaft“ heißt nun offiziell „Europäi-

sche Union“.52 

 

Die Entwicklung der EU, sowie des Integrationsprozesses der einzelnen 

Mitgliedstaaten im Raum der heutigen Europäischen Gemeinschaft, ist 

schrittweise verlaufen. Anfangs entwickelte sich aus der europäischen Wirt-

schaftsgemeinschaft (EWG) der sechs Gründerstaaten (Belgien, BRD, 

Frankreich, Italien, Luxemburg, Niederlande) und nach dem Beitritt von 

Großbritannien, Irland und Dänemark im Jahr 1972, zunächst die Europäische 

Gemeinschaft (EG) der Neun. Nach der Süderweiterung in den achtziger 

Jahren (Griechenland 1981, Portugal und Spanien 1986) wurde sie zur 

Zwölfergemeinschaft und nach dem Beitritt von Finnland, Schweden und 

Österreich im Jahr 1995 bestand die EU schließlich aus fünfzehn Mitglie-

dern.53 In einem weiteren Integrationsschritt erfolgten dann Gespräche mit 

zwölf weiteren Staaten (1997 Polen, Tschechien, Estland, Ungarn, Slowenien, 

Zypern und 1999 Slowakei, Lettland, Litauen, Malta, Bulgarien, Rumänien). Im 

Jahr 2004 kam es dann zur großen Osterweiterung wo diese Staaten in die 

EU aufgenommen wurden. Lediglich bei Rumänien und Bulgarien verzögerte 

sich der Beitritt noch bis 2007.54 Die einzelnen Entwicklungsphasen der EU 

werden in nachfolgender Grafik nochmals anschaulich dargestellt. 

                                                 
51 Vgl. Elvert (2006), S. 110; Europa, http://europa.eu/legislation_summaries/institutional_ 
affairs/treaties/treaties_singleact_de.htm (Stand: 17.2.2010). 
52 Vgl. Europa, http://europa.eu/abc/history/1990-1999/index_de.htm (Stand: 17.2.2010). 
53 Vgl. Maier, Tödtling, Trippl (2006), S. 169. 
54 Vgl. Stratenschulte (2009), http://www.bpb.de/themen/DNJPCA,0,0,Erweiterungen_und_ 
Vertiefungen_der_europ%E4ischen_Integration.html (Stand: 8.2.2010). 



22 

 

 
Abbildung 5: Entwicklung der Europäischen Union 

Quelle: Bundeszentrale für politische Bildung 2009, http://www.bpb.de/files/LXUEBQ.pdf (Stand: 8.2.2010). 
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Durch die jüngsten Beitritte ist die EU mittlerweile auf 27 Mitgliedsaaten 

angewachsen. Zudem umfasst der institutionelle Rahmen der EU derzeit 

sieben Organe (Europäisches Parlament, Europäische Kommission, Europäi-

scher Rat, Rat, Europäischer Gerichtshof, Europäische Zentralbank, Europäi-

scher Rechnungshof) und zwei beratende Einrichtungen der Union, nämlich 

den Ausschuss der Regionen und den Wirtschafts- und Sozialausschuss. Eine 

Gemeinschaft dieser Dimension muss, um entscheidungsfähig zu bleiben, 

seine Strukturen ändern. Eine institutionelle Reform wurde daher dringend 

notwendig.55 Nach mehreren gescheiterten Reformversuchen (Amsterdamer 

Vertrag 1999, Vertrag von Nizza 2003 und gescheiterter Verfassungsentwurf 

2005) unterzeichneten die Staats- und Regierungschefs letztendlich am 13. 

Dezember 2007 den Lissaboner Vertrag.56 Damit dieser Vertrag in Kraft treten 

konnte, musste er in allen 27 Mitgliedstaaten ratifiziert werden. Nachdem der 

Lissaboner Vertrag 2008 von der irischen Bevölkerung abgelehnt, in einem 

zweiten Referendum im Oktober 2009 dann letztendlich gebilligt wurde 

(67,13% der Wähler in Irland stimmten für den Vertrag), konnte der Lissabo-

ner Vertrag nun am 1. Dezember 2009 in Kraft treten.57 In diesem Kontext ist 

zu erwähnen, dass der Hintergrund für das oftmalige Scheitern von Verträgen 

jener ist, dass der Abschluss von neuen Verträgen zwischen den Mitgliedstaa-

ten nur einstimmig möglich ist. Damit erhält jedes Land – unabhängig von 

seiner Größe – ein Vetorecht, mit dem es einen neuen Vertrag blockieren 

kann. Jedes Land versucht damit seine Zustimmung zu Prioritäten anderer 

Länder von deren Zustimmung zu eigenen Zielen „einzutauschen“, was in 

gewisser Weise – wie es Brasche so trefflich formuliert – einem „Kuhhandel“ 

gleichkommt. 58 

3.2 Entwicklung der Europäischen Regionalpolitik 

Wie im Vorfeld bereits kurz erwähnt, wurde die Grundlage aller regionalpoliti-

schen Initiativen der EU von heute, in der Präambel des Vertrages der 

                                                 
55 Vgl. Bundeskanzleramt (2007), S. 36. 
56 Vgl. Stratenschulte (2009), http://www.bpb.de/themen/D0IWGH,0,0,Versuche_der_ 
institutionellen_Reform.html (Stand: 8.2.2010). 
57 Vgl. Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten, http://www. 
bmeia.gv.at/aussenministerium/aussenpolitik/eu-reformvertrag.html (Stand: 20.2.2010). 
58 Vgl. Brasche (2008), S. 226. 
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Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG-Vertrag) festgelegt. Mit Inkraft-

treten dieses Vertrages im Jahr 1958, beurkundeten zwar die Vertragsstaaten 

in der Präambel der Römischen Verträge ihr Bestreben, „ihre Volkswirtschaf-

ten zu einigen und deren harmonische Entwicklung zu fördern, indem sie den 

Abstand zwischen einzelnen Gebieten und den Rückstand weniger entwickel-

ter Gebiete verringern“,59 konkrete Maßnahmen wurden jedoch erst 1975 mit 

der Errichtung des Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) gesetzt, mit 

dessen Mitteln zunächst nur die jeweilige Regionalpolitik in den einzelnen 

Mitgliedsländern unterstützt wurde.60 Die Aufgabe des Fonds bestand über-

wiegend darin, den Mitgliedsländern Finanzmittel für die Förderung von 

Investitionen zur Verfügung zu stellen, die diese im Rahmen ihrer nationalen 

regionalen Förderprogramme durchführten. Diese Fördergelder wurden nach 

Länderquoten verteilt und jährlich zwischen den Mitgliedsländern neu ausge-

handelt. Die Ziele der regionalen Umverteilung wurden jedoch nur unzurei-

chend erfüllt, da die Finanzierungshilfen für Fördergebiete in allen Ländern zur 

Verfügung gestellt wurden und reiche Länder ebenfalls Mittelzuflüsse erhiel-

ten. Da die Nutzung des EFRE nicht den Vorstellungen der Europäischen 

Kommission entsprach, wurde 1989 die europäische Regionalpolitik und der 

Einsatz der Strukturfonds reformiert und die Mittel dafür aufgestockt.61 Von 

1989 bis 1999 hat sich die Finanzausstattung der Strukturfonds mit einem 

stetigen Zuwachs von 0,27% auf 0,46% des BIP der EU nahezu verdoppelt.62  

 

Hintergrund für diese Reform war die Einführung des europäischen Binnen-

marktes, von der man sich einerseits gesamteuropäische Wachstumsimpulse 

erwartet hatte, auf der anderen Seite aber auch Nachteile insbesondere für 

die peripheren, rückständigen Regionen und somit auch für den wirtschaftli-

chen und sozialen Zusammenhalt Europas.63 Der Europäische Rat einigte sich 

schließlich 1985 auf Änderungen und Ergänzungen des Gründungsvertrages, 

die zur Verwirklichung des Binnenmarktes für erforderlich gehalten wurden. In 

den Gründungsvertrag (Einheitliche Europäische Akte) wurde daraufhin der 
                                                 
59 Vgl. EWG-Vertrag vom 25. März 1957, Präambel Abs. 6.  
60 Vgl. Maier, Tödtling, Trippl (2006), S. 170; Brasche (2008), S. 225. 
61 Vgl. Lammers (2007), S. 102. 
62 Vgl. Kienle (2009), S. 71; Böttcher (2001), S. 8, http://www.dbresearch.com/PROD/DBR_ 
INTERNET_DE-PROD/PROD0000000000030092.pdf (Stand: 17.2.2010). 
63 Vgl. Maier, Tödtling, Trippl (2006), S. 170. 
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Titel “Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt“ (Titel V, Art. 158 – 162 

EGV; seit 1.12.2009 neue Abfolge: Titel XVIII, Art. 174 – 178 AEU) eingefügt, 

der das Ziel dieser Politik, die seither Kohäsionspolitik  genannt wurde, 

definiert.64  

 

Seit der Unterzeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte 1986, gehört 

nun die Kohäsionspolitik zu einem der Kompetenzbereiche der EU, basierend 

auf der Annahme, dass eine Umverteilung zwischen reichen und armen 

EU-Regionen erforderlich ist, um die Auswirkungen der fortschreitenden 

wirtschaftlichen Integration auszugleichen.65 Diese Umverteilungseffekte der 

Europäischen Regionalpolitik gehören mittlerweile zu den konfliktträchtigsten 

Verhandlungsfeldern zwischen den Mitgliedsländern, da für Länder, die einen 

EU-Beitritt anstreben, die Aussicht auf regionalpolitische Hilfen zu einem 

wichtigen Motiv für ihren Beitrittswunsch geworden ist. Die Kohäsionspolitik, 

gestützt auf den Kohäsionsfonds und die Strukturfonds, ist heute neben der 

Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der ausgabenträchtigste Politikbereich auf 

Gemeinschaftsebene. Innerhalb der Kohäsionspolitik hat die Regionalpolitik 

den höchsten Stellenwert.66  

3.3 Die Kohäsionspolitik der Europäischen Union 

Zentrales Thema in Europa ist die Regionalpolitik, die als eine Beeinflussung 

wirtschaftlicher Prozesse in Teilräumen eines Staates oder eines größeren 

Wirtschaftsraumes durch die öffentliche Hand verstanden werden kann.67 

Zielsetzung der Kohäsionspolitik ist, den wirtschaftlichen und sozialen Zu-

sammenhalt innerhalb der EU zu stärken (Kohäsion). Von Kohäsion kann in 

diesem Kontext gesprochen werden, wenn die Unterschiede zwischen den 

Regionen nicht erheblich sind, das heißt, dass sich der Abstand der benach-

                                                 
64 Vgl. Lammers (2007), S. 102; Mittlerweile ist der Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft (EGV) mit Inkrafttreten des Lissabon-Vertrags zum 1.12.2009 in „Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union“ (AEU) umbenannt worden und hat eine neue Artikelab-
folge erhalten. Vgl. Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, idgF 1.12.2009, Art. 
174 (ex-Art. 158 EGV). 
65 Vgl. Fräss-Ehrfeld (2007), S. 73. 
66 Vgl. Lammers (2007), S. 101. 
67 Vgl. Maier, Tödtling, Trippl (2006), S. 143.  
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teiligten Gebiete im Vergleich zum europäischen Durchschnitt verringern soll, 

aber keinesfalls ein absolutes Wohlstandsniveau angestrebt wird.68  

 

Rechtliche Basis für die Kohäsionspolitik bildet der Artikel 174 AEU (ex-Art. 

158 EGV) des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union. 

Dabei geht es darum, eine harmonische Entwicklung der Gemeinschaft als 

Ganzes zu fördern und die Entwicklungsunterschiede zwischen den einzelnen 

Regionen zu verringern.69 Die im Artikel 158 EGV festgelegten regionalen 

Disparitäten als relative Größe sind dabei von erheblicher politischer Bedeu-

tung. Der Grund liegt darin, dass die bisher „armen“ Regionen der EU-15 

durch den EU-Beitritt relativ zum neuen, niedrigeren Durchschnittswert 

statistisch wohlhabender wurden und daher ihren Anspruch auf Förderung zu 

verlieren drohten. Die EU wurde daher zunehmend vor besondere Herausfor-

derungen gestellt. Durch den Beitritt der zwölf neuen Mitglieder, deren BIP-

pro-Kopf meist weit unter dem bisherigen Durchschnitt lag, hat sich der 

Anspruch an Subventionen nach Osten verschoben. Einerseits galt es einen 

Konsens über die Verlagerung der Zuwendungen zu schaffen, andererseits 

war für die deutliche Ausweitung des gesamten Budgets keine Zustimmung 

der bisherigen Netto-Zahler-Länder zu erwarten, was dazu führte, dass die 

bisherigen Empfänger ihre Ansprüche reduzieren mussten.70  

 

Die ungleiche Verteilung der Wohlfahrtsgewinne in den Regionen der Mit-

gliedstaaten und die damit einhergehende ungleiche Entwicklung, ist eines der 

Kernprobleme einer wirtschaftlichen Integration. Auseinandersetzungen im 

Bereich der Verteilungspolitik sind daher vorprogrammiert.71 Die Regionalpoli-

tik ist heute in Europa nicht nur populär, sondern auch politisch abgesichert 

und durch die Strukturfonds gut dotiert und institutionalisiert. Nichts desto trotz 

gibt es immer noch Entwicklungsunterschiede zwischen Stadt und Land sowie 

zwischen europäischen Zentralräumen und peripheren Gebieten. Die EU will 

daher die regionalen Disparitäten in der EU mit finanziellen Mitteln verrin-

                                                 
68 Vgl. Brasche (2008), S. 225 f. 
69 Vgl. Bundeskanzleramt, http://www.bka.gv.at/site/6034/default.aspx (Stand: 24.2.2010). 
70 Vgl. Brasche (2008), S. 226 f. 
71 Vgl. Baßeler, Heinrich, Utecht (2002), S. 661. 
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gern.72 Zur Umsetzung der Kohäsionspolitik hat die EU dafür eigene Fonds 

eingerichtet, welche die langfristige Planung von jeweils sieben Jahren 

(Programmplanungszeitraum) unterstützen sollen (vgl. Abbildung 6). 

 
Abbildung 6: Instrumente der Kohäsionspolitik 

Quelle: Eigene Darstellung nach Vorlage, vgl. Ribhegge 2007, S. 142. 

 

Eines der wichtigsten Instrumente der europäischen Regionalpolitik ist der 

Strukturfonds, der zur Finanzierung struktureller Maßnahmen dient und in 

dessen Bereich der „Regionalfonds“ (EFRE), der „Sozialfonds“ (ESF), der 

„Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft“ (EAGFL) und das 

„Finanzinstrument für die Ausrichtung der Fischerei“ (FIAF) gehören.73 Über 

die Strukturfonds  werden von der EU Finanzmittel zur Bewältigung der 

wirtschaftlichen und sozialen Strukturprobleme bereit gestellt. Dabei sollen 

insbesondere wirtschaftlich schwächere Regionen unterstützt werden um 

Standortnachteile abzubauen und den Anschluss an die allgemeine Wirt-

schaftsentwicklung zu halten.74 Daneben existiert noch der so genannte 

Kohäsionsfonds  dessen Mittel der Unterstützung von Mitgliedstaaten dient, 

deren BIP pro Einwohner weniger als 90% des EU-Durchschnitts beträgt.75 Als 

Reaktion auf die vielen Überschwemmungen in Mitteleuropa während der 

letzten Jahre, wurde zusätzlich ein Solidaritätsfonds  mit einem jährlichen 

Volumen von 1 Mrd. Euro eingerichtet. Der Fonds dient als finanzielle Nothilfe 

für Mitgliedstaaten, die von einer Naturkatastrophe betroffen sind. Anspruchs-

                                                 
72 Vgl. Heintel (2004), S. 192. 
73 Vgl. Ribhegge (2007), S. 141; Maier, Tödtling, Trippl (2006), S. 171. 
74 Vgl. Ribhegge (2007), S. 143 f; Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, 
http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Europa/eu-strukturpolitik,did=143850.html (Stand: 
16.2.2010). 
75 Vgl. Fräss-Ehrfeld (2007), S. 96. 
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berechtigt sind Mitgliedstaaten, deren Schaden mehr als 3 Mrd. Euro oder 

mehr als 0,6% ihres BIP beträgt.76 

 

Was die Vergabe von Finanzhilfen der Europäischen Kommission betrifft, 

erfolgt diese nicht direkt, sondern über die nationalen und regionalen Behör-

den der Mitgliedstaaten. Oberösterreich erhält finanzielle Unterstützung für 

Aktivitäten im sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Bereich sowie zur 

ländlichen Entwicklung aus dem EFRE, dem ESF und EAGFL.77 Die Verwal-

tung der Fonds erfolgt dermaßen, dass die Strukturfonds durch den Haushalt 

der EU zwar finanziert werden, die Verantwortung für die Art der Mittelvergabe 

sich jedoch die Europäische Kommission und die Regierungen der Mitglied-

staaten teilen.78  

 

Um die Eigenverantwortung der Regionen zu stärken und um das Prinzip der 

Subsidiarität79 zu wahren, funktionieren die Strukturfonds nach dem Prinzip 

der Kofinanzierung.80 Dies bedeutet, dass zur Finanzierung der geförderten 

Projekte immer öffentliche Mittel des betreffenden Landes beigesteuert 

werden müssen. In der öffentlichen Diskussion kommt es jedoch immer wieder 

zu Fehlinterpretationen in Bezug auf die Regionalförderung der EU. In diesem 

Zusammenhang ist zu beachten, dass die regionalpolitischen Subventionen 

der EU an die Mitgliedstaaten keinen Zuschuss zu deren allgemeinen Haus-

halt darstellen, der nach Belieben der Empfänger verwendet werden kann. 

Vielmehr erfolgt die Regionalförderung zusätzlich zur Unterstützung der 

Mitgliedstaaten und darf diese nicht ersetzen (Additionalitätsprinzip).81 Die 

einerseits durchaus sinnvolle Forderung nach einer finanziellen Beteiligung 

                                                 
76 Vgl. Ribhegge (2007), S. 145; Fräss-Ehrfeld (2007), S. 100. 
77 Vgl. Land Oberösterreich, http://www.land-oberoesterreich.gv.at/cps/rde/xchg/SID-D04ABA6 
B4425F6FC/ooe/hs.xsl/31111_DEU_HTML.htm (Stand: 2.2.2010). 
78 Vgl. Europäische Kommission, http://ec.europa.eu/regional_policy/policy/manage/index 
_de.htm (Stand: 7.3.2010). 
79 Artikel 5 EGV: „In den Bereichen, die nicht in ihre ausschließliche Zuständigkeit fallen, wird 
die Gemeinschaft nach dem Subsidiaritätsprinzip nur tätig, sofern und soweit die Ziele der in 
Betracht gezogenen Maßnahmen auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht 
werden können und daher wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen besser auf Gemein-
schaftsebene erreicht werden können.“ Vgl. dazu Brasche (2008), S. 2. 
80 Vgl. Ribhegge (2007), S. 143. 
81 Vgl. Brasche (2008), S. 227; Baßeler (2002), S. 662; Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie, http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Europa/eu-strukturpolitik,did=143854.html 
(Stand: 16.2.2010). 
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der Begünstigten ergab andererseits Probleme für die ärmeren Länder der 

EU. Diese hatten weniger öffentliche Mittel zur Kofinanzierung zur Verfügung 

und kleinere Unternehmen in benachteiligten Regionen waren nicht finanz-

stark genug, um einen hohen Eigenanteil aufzubringen. Das hatte zur Folge, 

dass gerade die damaligen Ziel 1-Regionen (Regionen der NUTS-Ebene 2, 

deren Pro-Kopf-BIP weniger als 75% des Gemeinschaftsdurchschnitts beträgt) 

die ihnen zugewiesenen Beihilfen nicht ausschöpfen konnten.82 

3.3.1 Strategisches Konzept der EU-Regionalpolitik 

Da die Förderung aus den Strukturfonds in Form nicht rückzahlbarer Zuschüs-

se erfolgt, ist die Inanspruchnahme von Fördermitteln an bestimmte Voraus-

setzungen gebunden, nämlich jene, dass die Mitgliedstaaten gemeinsam mit 

der Kommission Entwicklungsprogramme aushandeln und auch beschlie-

ßen.83 Kennzeichnend für die neue Förderperiode 2007-2013 ist eine Verstär-

kung des strategischen Ansatzes. Neu ist, dass die Programmplanungen auf 

den „Strategischen Kohäsionsleitlinien“ auf europäischer Ebene sowie den 

„Einzelstaatlichen Strategischen Rahmenplänen“ auf Ebene der Mitgliedstaa-

ten aufbauen. Diese beiden Elemente bilden den Rahmen für die Planung der 

Operationellen Programme. Im Detail werden in diesen strategischen 

Leitlinien  die politischen Schwerpunkte für die zu tätigenden Investitionen 

und die gemeinschaftlichen Prioritäten festgelegt, die im Rahmen der Kohäsi-

onspolitik gefördert werden sollen.84  

 

Die Mitgliedstaaten richten dann ihre Programmplanung nach den gemein-

schaftlichen Prioritäten der EU aus. Jeder Mitgliedstaat muss daraufhin in 

Übereinstimmung mit den strategischen Leitlinien einen eigenen „Nationalen 

strategischen Rahmenplan“  (NSRP)85 ausarbeiten, der vom 1. Jänner 2007 

bis zum 31. Dezember 2013 Gültigkeit hat und in dem die vom Mitgliedstaat 

gewählte Strategie festgelegt wird. Zudem beinhaltet der NSRP eine Liste 

                                                 
82 Vgl. Brasche (2008), S. 231. 
83 Vgl. Ribhegge (2007), S. 142; 
84 Vgl. Fräss-Ehrfeld (2007), S. 54. 
85 Der NSRP ersetzt die bis 2006 geltenden gemeinschaftlichen Förderkonzepte (GFK) und 
einheitlichen Programmplanungsdokumente (EPPD) sowie die Ergänzungen zur Programmpla-
nung. Vgl. Fräss-Ehrfeld (2007), S. 54. 
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„Operationeller Programme“ (OP), die er in Angriff nehmen möchte. Jedenfalls 

muss der NSRP innerhalb von fünf Monaten nach Annahme der strategischen 

Leitlinien der Kommission vorgelegt werden. Nachdem die Kommission den 

NSRP vom Mitgliedstaat erhalten hat, kann diese in einem Zeitraum von  drei 

Monaten, den Rahmenplan kommentieren und gegebenenfalls Zusatzinforma-

tionen von dem Mitgliedstaat fordern. In Österreich bildet der „Einzelstaatliche 

Strategische Rahmenplan“ (abgekürzt STRAT.AT) den Rahmen für die 

operationellen Programme für das Ziel „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und 

Beschäftigung“ sowie für das Ziel Konvergenz (Phasing Out) Burgenland und 

das Ziel „Territoriale Kooperation“ (vgl. Kapitel 3.3.2).86  

 

Wenn die Kommission über die OP entschieden hat, haben der Mitgliedstaat 

und seine Regionen nun die Aufgabe, die OP umzusetzen. In diesen Operati-

onellen Programmen  werden die Prioritäten des Mitgliedstaats (und/oder der 

Regionen) und die Art, wie er die Programmplanung künftig durchführt, zum 

Ausdruck gebracht. In weiterer Folge verwalten die Mitgliedstaaten und ihre 

Regionen die Programme, setzen sie durch die Auswahl der Projekte um und 

überwachen bzw. bewerten sie. Die Kommission ist wiederum an der Ausfüh-

rung der Programme beteiligt und ist für die Zuweisung bzw. Auszahlung 

genehmigter Mittel an die Verwaltungsbehörden sowie für die Überprüfung der 

eingerichteten Kontrollsysteme verantwortlich.87 Für die Verwaltung, die 

Begleitung und die Kontrolle der Operationellen Programme müssen die 

Mitgliedstaaten gemäß Art. 59 der VO (EG) 1083/2006 und gem. Art. 14 der 

VO (EG) 1080/2006 zusätzlich folgende Behörden benennen: Verwaltungsbe-

hörde, Bescheinigungsbehörde, Prüfbehörde sowie Regionale Koordinie-

rungsstellen (dazu ausführlicher in Kapitel 4.2.1.1).88 

 

 

                                                 
86 Vgl. ÖROK, http://www.oerok.gv.at/fileadmin/Bilder/3.Reiter-Regionalpolitik/2.EU-
SF_in_OE_07-13/2.1_Nationale_Strategie/STRAT.AT/STRAT-AT_Kurzfassung_2007-04-04.pdf 
(Stand: 24.2.2010). 
87 Vgl. Europäische Kommission, http://ec.europa.eu/regional_policy/policy/manage/index_ 
de.htm (Stand: 7.3.2010), Regionalmanagement Burgenland, http://www.phasing-out.at/de/ 
regionalpolitik/Verwaltung_Finanzen (Stand: 7.3.2010); 
88 Vgl. Fräss-Ehrfeld (2007), S. 64. 
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3.3.2 Förderprioritäten  

Die EU hat in den neunziger Jahren einen stark wachsenden Anteil ihrer 

Haushaltsmittel für strukturpolitische Interventionen eingesetzt. Dabei kon-

zentrierten sich die Interventionen der Strukturfonds auf verschiedene Ziele 

bzw. Zielgebiete, die im Laufe der Programmperioden (1989-93 und 1994-99) 

verändert bzw. angepasst wurden. Die Budgetmittel, welche für die Regional- 

und Strukturpolitik verwendet wurden, betrugen im Jahr 1988 knapp 18%, im 

Haushalt für 1999 waren es bereits 33%. Für die Programmperiode 2000 bis 

2006 gab es dann keine weiteren Erhöhungen der Mittel mehr, sondern einen 

leichten Rückgang von 30 Mrd. Euro pro Jahr. Der Grund dafür war der 

wachsende Widerstand von Seiten der „Nettozahler“, den EU-Haushalt 

insgesamt zu vergrößern. Die EU ist seither bemüht, die EU-Regionalpolitik 

einfacher zu gestalten und die Mittel stärker zu konzentrieren. Dies drückt sich 

nun in einer Reduzierung sowohl der Zahl der Ziele, als auch jener der 

Gemeinschaftsinitiativen aus.89 

 

Seit dem EU-Beitritt Österreichs im Jahr 1995 durchliefen bereits zwei Struk-

turförderperioden die Programmförderung. Seit 2007 ist mittlerweile die 

aktuelle und somit dritte Förderperiode angelaufen.90 Welche Veränderungen 

zeichnen sich nun für die neue Programmperiode ab? Die bisherige EU-

Strukturpolitik heißt seit 1.1.2007 Kohäsionspolitik und soll den Zusammenhalt 

(Kohäsion) in der auf 27 Mitglieder erweiterten EU sichern. In der Programm-

periode 2007-2013 wurden für die Kohäsionspolitik 35,6% Prozent des 

gesamten EU-Haushalts, das sind 347 Mrd. Euro (zu laufenden Preisen bzw. 

308 Mrd. zu Preisen 2004) für die Finanzierung der Regionalpolitik im Rahmen 

der drei neuen Ziele „Konvergenz" , „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und 

Beschäftigung"  sowie „Europäische territoriale Zusammenarbeit"  (ETZ) 

bereitgestellt.91 Dabei konzentrieren sich 82 % des Gesamtbetrags auf das 

Konvergenzziel, im Rahmen dessen die ärmsten Mitgliedstaaten und Regio-

                                                 
89 Vgl. Maier, Tödtling, Trippl (2006), S. 172 ff. 
90 Vgl. Lammers (2007), S. 103. 
91 Vgl. Bundesministerium für Finanzen (2009), S. 10, http://www.bmf.gv.at/Budget/ 
Budgetangelegenheit_505/Bericht_zum_EU-Budget_und_seine_Auswirkungen.pdf (Stand: 
24.2.2010). 
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nen in den Genuss der Förderung kommen.92 Die vorgenannten Ziele erset-

zen nun die früheren Ziele 1, 2 und 3 der Strukturfonds sowie die Gemein-

schaftsinitiativen des Programmplanungszeitraums 2000-2006 und sollen das 

System wesentlich vereinfachen.93 Gefördert werden diese Ziele von dem 

Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), dem Kohäsionsfonds 

und dem Europäischen Sozialfonds (ESF). 

 

Da in der Folge der Begriff „Gemeinschaftsinitiative“ erwähnt wird, soll dieser 

zum besseren Verständnis noch kurz erklärt werden. Bei den Gemeinschafts-

initiativen  handelt es sich um vier Sonderprogramme die von der Union 

aufgelegt wurden, um gemeinsame Lösungen für Probleme zu finden, die 

überall in der Union bestehen. Auf die vier Programme entfielen 5,35% der 

Mittel aus den Strukturfonds, wobei jede Initiative von einem bestimmten 

Fonds finanziert wird (vgl. dazu Tabelle 2).94 Um die Unterschiede zwischen 

der laufenden und der vergangenen Strukturförderperiode darzustellen, 

werden die Neuerungen kurz erläutert und in nachfolgender Tabelle nochmals 

anschaulich gegenübergestellt.95 

�  Der Kohäsionsfonds ist im neuen Planungszeitraum nicht mehr unabhän-

gig tätig, sondern ist nun Teil des Ziels „Konvergenz“. Bezüglich Pro-

grammplanung und Verwaltung gelten für alle drei Fonds dieselben Be-

stimmungen. 

�  Die Zielsetzungen 1 bis 3 des vorangegangenen Planungszeitraumes 

sowie die früheren Gemeinschaftsinitiativen werden jeweils in die drei neu-

en Ziele integriert. INTERREG III wird in das Ziel „Europäische territoriale 

Zusammenarbeit“ aufgenommen. 

�  Die Programme URBAN II und EQUAL werden in die Ziele „Konvergenz“ 

und „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ aufgenommen. 

                                                 
92 Vgl. Europäische Kommission (2008), S. 2, http://ec.europa.eu/regional_policy/sources/ 
docgener/presenta/working2008/work_de.pdf (Stand: 1.3.2010). 
93 Vgl. Ribhegge (2007), S. 147 und 176; Europäische Kommission (2007), S. 6 ff, 
http://ec.europa.eu/regional_policy/sources/docoffic/official/regulation/pdf/2007/publications/guid
e2007_de.pdf (Stand: 19.1.2010). 
94 Vgl. Europäische Kommission, http://ec.europa.eu/regional_policy/intro/regions5_de. htm#3 
(Stand: 24.2.2010). 
95 Vgl. Europäische Kommission (2007), S.11, http://ec.europa.eu/regional_policy/sources/ 
docoffic/official/regulation/pdf/2007/publications/guide2007_de.pdf (Stand: 19.1.2010). 
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�  Das Programm Leader+ und der Europäische Ausrichtungs- und Garantie-

fonds für die Landwirtschaft (EAGFL) werden durch den Europäischen 

Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) 

ersetzt; aus dem Finanzinstrument zur Ausrichtung der Fischerei (FIAF) 

wird der Europäische Fischereifonds (EFF). Der ELER und der EFF haben 

nun eigene rechtliche Grundlagen und sind nicht mehr Teil der Kohäsions-

politik.  
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Tabelle 2: Gegenüberstellung Strukturfondsperioden 2007-2006 / 2007-2013 

Quelle: Eigene Darstellung nach Vorlage, vgl. Europäische Kommission (2007), S. 10, 
http://ec.europa.eu/regional_policy/sources/docoffic/official/regulation/pdf/2007/publications/guid
e2007_de.pdf (Stand: 19.1.2010). 
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Um festzulegen welche Gebiete und Sachverhalte überhaupt für förderungs-

fähig erklärt werden können, wurden Typen von Ziel-Gebieten für die Förde-

rung definiert. Die Kohäsionspolitik setzt von nun an auf die drei Prioritäten 

Konvergenz, Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung sowie 

Europäische Territoriale Zusammenarbeit.96   

3.3.2.1 Konvergenz 

Das Konvergenzziel befasst sich mit der Förderung von Wachstum und 

Beschäftigung in den rückständigsten Mitgliedstaaten und Regionen.97 Die im 

Rahmen des Ziels Konvergenz förderfähigen Gebiete (vgl. Abbildung  11 und 

12 Anhang) umfassen Regionen deren BIP-pro-Kopf weniger als 75 % des 

Durchschnitts der EU-25 beträgt, sowie Mitgliedstaaten deren Pro-Kopf-

Bruttonationaleinkommen (BNE) weniger als 90% des Durchschnitts der  

EU-25 beträgt.98  

 

In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass die Reformvorschläge der 

Kommission zur Definition der Förderfähigkeit für politischen Zündstoff 

sorgten, vor allem was das Ziel der Konvergenz betrifft. Der Grund dafür ist, 

dass durch den Beitritt einkommensschwacher Länder, das durchschnittliche 

BIP-pro-Kopf abgesunken ist, sodass die Regionen bzw. Länder der EU-15 

„statistisch reicher“ wurden. Das hatte zur Folge, dass einige die Schwellen-

werte von 75% bzw. 90% überschritten und damit den Zugang zur Förderung 

verloren. Durch die Osterweiterung hat sich für diese, dem statistischen Effekt 

unterliegenden Regionen, die wirtschaftliche Situation nicht verbessert, daher 

wäre es für diese inakzeptabel, wenn sie aus der Konvergenzförderung 

herausfallen würden. Deshalb erhalten diese Gebiete eine degressive Förde-

rung bis 2013 („phasing out“ ). Dies bedeutet, wenn Regionen aufgrund ihrer 

positiven wirtschaftlichen Entwicklung nicht mehr das Kriterium der Konver-

genz erfüllen, werden die Zahlungen nicht abrupt beendet, sondern laufen die 

                                                 
96 Vgl. Brasche (2008), S. 228; Fräss-Ehrfeld (2007), S. 79 ff. 
97 Vgl. Fräss-Ehrfeld (2007), S. 80. 
98 Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 mit allgemeinen Bestim-
mungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozial-
fonds und den Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999, Kapitel 
III, Art. 15 Abs. 1 und 2. 
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Zahlungen schrittweise über einen längeren Zeitraum aus. Eine solche 

phasing-out-Region in Österreich ist zum Beispiel das Burgenland.99 Die 

Finanzierung des Konvergenzziels erfolgt durch den EFRE, den ESF und den 

Kohäsionsfonds (vgl. Tabelle 2). Rund 82 % der Gesamtzuweisungen werden 

auf Konvergenzregionen konzentriert, in denen 35 % der Bevölkerung der 

Union leben.100 In Österreich stehen in der aktuellen Förderperiode für das 

Ziel Konvergenz insgesamt 177 Mio. Euro zur Verfügung.  Dies betrifft grund-

sätzlich das Burgenland wobei im Rahmen des EFRE 125 Mio. Euro und des 

ESF 52 Mio. Euro zur Verfügung stehen.101 

3.3.2.2 Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäft igung 

Das Ziel „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ wird aus dem 

EFRE und dem ESF gespeist und soll Regionen stärken, die nicht vom 

Konvergenzziel abgedeckt werden bzw. keine Übergangshilfen bekommen 

(vgl. Abbildung 13 Anhang). Dies betrifft alle Regionen die ein Pro-Kopf-BIP 

von mehr als 75% des EU-Durchschnitts haben. Für den Zeitraum 2007-2013 

werden 15,95 % aller Mittel der Regionalpolitik, das sind 49,1 Mrd. EUR 

(berechnet auf der Basis des Preisniveaus von 2004) für das Ziel „Regionale 

Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ bereitgestellt.102 Für Österreich 

werden insgesamt 1 Mrd. Euro für das Ziel Regionale Wettbewerbsfähigkeit 

und Beschäftigung zur Verfügung gestellt. Dabei entfallen auf den Europäi-

schen Sozialfond 472 Mio. Euro (nationales Programm). Oberösterreich erhält 

aus dem EFRE rund 95 Mio. Euro.103 

 

 

                                                 
99  Vgl. Ribhegge (2007), S. 149; Brasche (2008), S. 228 f. 
100 Vgl. Europäische Kommission (2008), S. 2, http://ec.europa.eu/regional_policy/sources/ 
docgener/presenta/working2008/work_de.pdf (Stand: 1.3.2010). Verordnung (EG) Nr. 
1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds und 
zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999, Kapitel V Art. 19. 
101 Vgl. Bundeskanzleramt, http://www.bka.gv.at/site/6093/default.aspx (Stand: 24.2.2010). 
102 Vgl. Fräss-Ehrfeld (2007), S. 84; Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 
2006 mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, 
den Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1260/1999, Kapitel V Art. 20. 
103 Vgl. Bundeskanzleramt, http://www.bka.gv.at/site/6093/default.aspx (Stand: 24.2.2010). 



  36 
 

 

3.3.2.3 Europäische territoriale Zusammenarbeit 

Mit dem Beginn der neuen Strukturförderperiode seit 2007 gibt es einige 

Neuerungen im Bereich der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit. Wie 

bereits im Vorfeld erwähnt, wurden die früheren Gemeinschaftsinitiativen mit 

Ausnahme des Leaderprogramms in die neuen Ziele des Programmplanungs-

zeitraums 2007-2013 integriert. Die Gemeinschaftsinitiative INTERREG wurde 

zum Ziel „Europäische Territoriale Zusammenarbeit“ (ETZ) aufgewertet (vgl. 

Tabelle 2). Teil dieses Ziels ist das Förderprogramm INTERREG, welches die 

grenzüberschreitende Zusammenarbeit entlang der Grenzen der EU-

Mitgliedsländer aufbauen und vertiefen soll. Diese Förderung ist sozusagen 

als Anschubfinanzierung gedacht, um Kooperationen zu initiieren und mittels 

gezielter Investitionen die Wirtschaft in den Grenzregionen zu beleben, den 

Lebensstandard der Bewohner zu verbessern sowie der Abwanderung 

entgegenzuwirken. Aus den jeweiligen Projekten und Maßnahmen sollen dann 

langfristige Kooperationen entstehen, die in späterer Folge auch ohne eine 

weitere Finanzierung von Seiten der EU bestehen können.  

 

Im Rahmen der Europäischen Territorialen Zusammenarbeit soll die Koopera-

tion von Regionen aus verschiedenen Mitgliedstaaten in den Bereichen  

Stadt-, Land-, und Küstenentwicklung, die Entwicklung von Wirtschaftsbezie-

hungen und die Vernetzung von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) 

gefördert werden. Die Zusammenarbeit ist hierbei insbesondere auf die 

Bereiche Forschung, Entwicklung, Informationsgesellschaft, Umwelt, Risiko-

prävention und integrierte Wasserwirtschaft ausgerichtet. Da hier deutlich 

mehr Regionen innerhalb des Ziels förderfähig sind, als bei der früheren 

Gemeinschaftsinitiative INTERREG, findet hier keine Konzentration der Mittel 

statt.104 

 

Die im Zusammenhang mit diesem INTERREG-Programm durchgeführten 

Maßnahmen werden aus dem EFRE finanziert.  Dafür werden rund 7,8 Mrd. 

Euro (2,44% aller Regionalfondsmittel für den Zeitraum 2007–2013) bereitge-

                                                 
104 Vgl. Becker, Zaun (2007), S. 11, http://www.swp-berlin.org/common/get_document.php? 
asset_id=4592 (Stand: 19.1.2010). 
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stellt, wobei davon ca. 5,57 Mrd. Euro für die grenzüberschreitende Zusam-

menarbeit, 1,58 Mrd. Euro für transnationale Zusammenarbeit und 392 Mio. 

Euro für die interregionale Zusammenarbeit bereitstehen.105 Österreich erhält 

für das Ziel ETZ aus dem EFRE insgesamt 257 Mio. Euro und für die Förder-

schiene der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 224 Mio. Euro. Davon 

entfallen jeweils auf das Programm Österreich-Tschechien 38 Mio. Euro und 

auf das Programm Österreich-Bayern 30 Mio. Euro.106 

3.3.3 Förderbereiche der Europäischen Territorialen   
Zusammenarbeit 

Das Ziel „Europäische Territoriale Zusammenarbeit“ wird in drei Förderberei-

che eingeteilt, wobei jede Region von mindestens zwei dieser Bereiche 

abgedeckt wird. Diese werden in den folgenden Kapiteln näher beschreiben. 

3.3.3.1 Grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

Im Bereich der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit sind alle Regionen 

der NUTS-Ebene 3 förderfähig, welche an Binnengrenzen und bestimmten 

Landaußengrenzen liegen, sowie Regionen welche sich an innergemein-

schaftlichen Seegrenzen befinden, die höchstens 150 Kilometer voneinander 

entfernt sind (vgl. Abbildung 14 Anhang).107 

Bei der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit - bekannt als „INTERREG 

FÖRDERBEREICH A“ - sollen alle länderübergreifenden Probleme angegan-

gen werden wie zum Beispiel fehlende Infrastrukturen (Bau von Brücken), 

Märkte und Dienstleistungen (Verknüpfung von Universitäten, Unternehmen 

und Kunden) oder kulturelle bzw. sprachliche Barrieren. Zu diesem Zweck 

werden grenzüberschreitende Analysen durchgeführt und Gegenstrategien 

entwickelt, die sich in einem der 52 länderübergreifenden Programme der EU  

widerspiegeln. Dabei werden zahlreiche Themen angesprochen: 

                                                 
105 Vgl. Fräss-Ehrfeld (2007), S. 84; Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 
2006 mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, 
den Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1260/1999, Kapitel V Art. 21 Abs. 1 Z a – c. 
106 Vgl. Bundeskanzleramt, http://www.bka.gv.at/site/6093/default.aspx (Stand: 24.2.2010). 
107 Vgl. Europäische Kommission (2007), S. 20, http://ec.europa.eu/regional_policy/sources/ 
docoffic/official/regulation/pdf/2007/publications/guide2007_de.pdf (Stand: 19.1.2010). 
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�  Förderung des Unternehmertums, insbesondere die Entwicklung von KMU, 

Fremdenverkehr, Kultur und grenzüberschreitender Handel; 

�  Verbesserung der gemeinsamen Verwaltung der natürlichen Ressourcen; 

�  Förderung der Beziehungen zwischen städtischen und ländlichen Gebieten; 

�  Verbesserung des Zugangs zu Verkehrs- und Kommunikationsnetzwerken; 

�  Entwicklung von Plänen zur gemeinsamen Nutzung bestehender Infra-

strukturen insbesondere  in Bereichen wie Gesundheit, Kultur, Tourismus 

und Bildung; 

�  Aufgaben in den Bereichen Verwaltung, Beschäftigung und Chancen-

gleichheit.108 

3.3.3.2 Transnationale Zusammenarbeit 

Bei der transnationalen Zusammenarbeit  wird die wirtschaftliche Entwicklung 

von Regionen in größeren Räumen gefördert, die sich über mehrere Mitglied-

staaten erstrecken, sich aber nicht in jedem Fall mit diesen decken.109 Die 

Programme umfassen nicht nur den Ostseeraum oder die Alpenregion, 

sondern auch andere Meeresregionen, wie die Nordsee, den Mittelmeerraum 

und den atlantischen Raum, oder auch Landregionen wie Nordwest- oder 

Südosteuropa. Die Transnationale Zusammenarbeit behandelt folgende 

Förderschwerpunkte bzw. Prioritäten:  

�  Innovation, insb. Netzwerke zwischen Universitäten, Forschungseinrichtun-

gen, KMU; 

�  Umwelt, vor allem Wasserressourcen, Flüsse, Seen, Meer; 

�  Zugänglichkeit, einschließlich Telekommunikation, und insbesondere die 

Vervollständigung von Netzwerken; 

�  nachhaltige städtische Entwicklung, vor allem polyzentrische Entwicklung 

(nicht ein einziges die Region bestimmendes Zentrum, sondern mehrere 

Zentren).110 

                                                 
108 Vgl. Wolfe (2007), S 8, http://www.at-cz.eu/at-cz/downloads/Inforegio_Interreg_DE.pdf 
(Stand: 23.3.2010). 
109 Vgl. Schlosser (2008), S. 8, http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/E/europaeische-
territoriale-zusamenarbeit,property=pdf,bereich=bmwi,sprache=de,rwb=true.pdf (Stand: 
29.10.2009). 
110 Vgl. Wolfe (2007), S 8, http://www.at-cz.eu/at-cz/downloads/Inforegio_Interreg_DE.pdf 
(Stand: 23.3.2010). 
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3.3.3.3 Interregionale Zusammenarbeit 

Die interregionale Zusammenarbeit umfasst nicht nur die 27 EU-

Mitgliedstaaten, sondern auch andere Länder. Dies bedeutet, dass das 

gesamte Gemeinschaftsgebiet förderfähig ist. Gefördert werden die Verbesse-

rung der regionalen Entwicklung sowie strukturpolitische Maßnahmen und 

Methoden im gesamten Gebiet der EU. Mittels Erfahrungsaustausch und 

Kooperationen zwischen den verschiedenen Einrichtungen werden Netzwerke 

gebildet, die bewährte Praktiken entwickeln und den Austausch von Lehren 

und Erfahrungen, die erfolgreiche Regionen gemacht haben, erleichtern. 

Diese erfolgreichen Regionen dienen dabei jenen Regionen als Vorbild, die 

noch investieren möchten. Diese Initiative wird von der EU unterstützt, indem 

sie Experten und politisches Fachwissen zur Verfügung stellt. Zielsetzung ist 

es, aus dem vorhandenen Know-how optimalen Nutzen zu ziehen. Im Mittel-

punkt steht die Verknüpfung mit Konvergenz- und Wettbewerbsprogrammen, 

um neue Ideen zu Investitionen zu machen. Die Themen umfassen unter 

anderem Innovation und wissensbasierte Wirtschaft sowie Umwelt und 

Risikoschutz.111  

                                                 
111 Vgl. Wolfe (2007), S 8, http://www.at-cz.eu/at-cz/downloads/Inforegio_Interreg_DE.pdf 
(Stand: 23.3.2010). 
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4. Grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

Indem sich die gegenwärtigen Förderprioritäten (vgl. Kapitel 3.3.2) der Europäi-

schen Regionalpolitik stark an so genannten strategischen Partnerschaften 

orientieren, sind überregionale Zusammenarbeit und interdisziplinäre Koopera-

tionen gefordert, da lokale Projekte auch von den Erfahrungen anderer profitie-

ren sollen. Neben ausländischen Partnerregionen sollte auch das unmittelbare 

Umfeld einbezogen werden zum Beispiel in Form von Gemeindekooperationen, 

grenzüberschreitender Zusammenarbeit mit benachbarten Bundesländern oder 

den neuen Mitgliedsstaaten der EU.112 Während der Förderperiode  

2000 – 2006 gab es sieben grenzüberschreitende Programme mit österreichi-

scher Beteiligung, davon vier mit den neuen Mitgliedstaaten Slowenien, 

Ungarn, Slowakei und der Tschechischen Republik. Diese grenzüberschreiten-

den Programme werden in der neuen Förderperiode 2007 – 2013 fortgesetzt.113 

 
Abbildung 7: Grenzüberschreitende Zusammenarbeit in  Österreich 

Quelle: Bundeskanzleramt, http://www.bka.gv.at/site/6093/default.aspx (Stand: 22.2.2010). 
 

Die Grenz- und grenzübergreifenden Regionen in Europa sind durch verschie-

denartige Hemmnisse und Ungleichgewichte gekennzeichnet, die sowohl an 

den Binnen- als auch an den Außengrenzen der EU bestehen. Die meisten 

Grenzlandschaften in Europa haben sich mehr oder weniger zu peripheren, 

strukturschwachen Gebieten entwickelt. Unterschiedliche Politiken auf beiden 

Seiten der Grenze, ein breites Spektrum an Strukturen, Verwaltungs- und 

                                                 
112 Vgl. Heintel (2004), S. 192. 
113 Vgl. Bauer-Wolf in Bauer-Wolf, Payer, Scheer (2008), S. 70. 
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Rechtssystemen aber auch die Verschiedenartigkeit der kulturellen und sozia-

len Vielfalt beiderseits der Grenze, lassen Staatsgrenzen tatsächlich zu spürba-

ren Barrieren zwischen den Staaten werden. Vor allem Menschen in Grenzge-

bieten welche von den Folgen historischer Konflikte betroffen waren, entwickeln 

gegenseitige Ängste und Animositäten, was wiederum die Bereitschaft zur 

Zusammenarbeit beeinträchtigt. Grenzregionen leiden auch an einem Mangel 

an alternativen und qualitativen Arbeitsplätzen. Zudem gibt es Probleme bei der 

grenzübergreifenden Berufsausbildung, was nachhaltig einen offenen europäi-

schen Binnenmarkt und einen grenzübergreifenden Arbeitsmarkt behindert. 

Außerdem haben die Grenzgebiete jahrzehntelang unter fehlenden großräumi-

gen Anbindungen im Bereich der Verkehrsinfrastruktur gelitten. Die Wirtschaft 

und die Bevölkerung verlagern daher ihre Aktivitäten von der Grenze in das 

Zentrum der Nationalstaaten. Diese Probleme sind für die im Grenzgebiet 

wohnenden Bürger tägliche praktische Erfahrung, was für andere oft nur 

europäische Theorie ist. Die Grenzen der EU haben jedoch mittlerweile ihre 

Sperrwirkung weitgehend verloren. Zurückgeblieben sind die wirtschaftlichen, 

soziokulturellen, administrativen und rechtlichen Unterschiede.114 Das Ziel der 

Arbeit in Grenzregionen ist daher, Kooperationsstrukturen, Verfahren und 

Instrumente zu entwickeln, die den Abbau der Hemmnisse und trennenden 

Faktoren der Grenzregionen ermöglichen.115  

Die wesentlichen Motive  für die grenzübergreifende Zusammenarbeit sieht 

Gabbe wie folgt:  

�  Umwandlung der Grenze als Trennungslinie hin zu Räumen der Begegnung 

zwischen Nachbarn;  

�  Überwindung der national peripheren Lage und Isolation;  

�  Überwindung gegenseitiger Vorurteile und Animositäten in Grenzgebieten, die oft 

aus dem historischen Erbe resultieren;  

�  Förderung der soziokulturellen Zusammenarbeit, des wirtschaftlichen Wachstums 

und des Lebensstandards.116 

 

                                                 
114 Vgl. Gabbe, Malchus (2008), S. 12 ff. 
115 Vgl. Gabbe in Adamaschek, Pröhl (2003), S. 158. 
116 Vgl. Gabbe in Adamaschek, Pröhl (2003), S. 157. 
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4.1 Gemeinsame Rahmenbedingungen 

Bevor im abschließenden Kapitel 5 näher auf die Fallbeispiele oberösterrei-

chischer EUREGIOs eingegangen wird, ist es notwendig, vorerst einige 

grundlegende Rahmenbedingungen und Grundsätze der Förderinterventio-

nen, welche für die grenzübergreifende Zusammenarbeit in den betrachteten 

Grenzregionen gleichsam ausgestaltet sind, zu erläutern. Dies ist deshalb von 

Bedeutung, da diese Rahmenbedingungen wesentliche Voraussetzung für die 

Umsetzung der Operationellen Programme bzw. des Ziels „Europäische 

Territoriale Zusammenarbeit“ sind.  

 

Wie bereits im Vorfeld erwähnt, bilden die Operationellen Programme  die 

Grundlage für die Finanzierung von Aktivitäten der grenzübergreifenden 

Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten. Diese sind Vereinbarungen 

zwischen der Kommission und dem jeweiligen Mitgliedstaat zur Umsetzung 

der Kohäsionspolitik der EU.117 Die Arbeit der EUREGIOs in Oberösterreich 

basiert auf den Operationellen Programmen Bayern – Österreich sowie 

Österreich – Tschechische Republik des aktuellen Programmplanungszeit-

raumes 2007 – 2013. Die Programmplanung und die Auswahl der einzelnen 

Projekte in der Region werden von den nationalen Regierungen und regiona-

len Behörden vorgenommen.  

4.1.1 Bestimmungen zur Durchführung des Operationel len  
Programms 

4.1.1.1 Benennung der Behörden 

Allen Förderprogrammen gemein ist die europäische Verwaltungsstruktur wie  

beispielsweise mehrjährige Planung, Partnerschaftsprinzip, Kofinanzierung, 

Evaluation, „n+2“-Regel118 (=Regel für die Mittelfreigabe), 7% Vorschusszah-

                                                 
117 Vgl. Fräss-Ehrfeld (2007), S. 60;  
118 Die Mittel der EU entsprechen einem Ausgabenziel und unterliegen der n+2-Regel für die 
Mittelfreigabe. Diese Regel besagt, dass Mittel bis zum Ende des zweiten Jahres nach dem 
Jahr der Mittelbindung verwendet werden müssen, andernfalls verfallen die nicht verausgabten 
Mittel und müssen an die EU zurückbezahlt werden. Unter anderen erhält die Tschechische 
Republik eine Frist bis Ende des 3. Jahres (n+3). Vgl. Fräss-Ehrfeld (2007), S. 62 und 86. 
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lung119 sowie geteilte Verantwortlichkeit in der Finanzverwaltung und Kontrol-

le.120 Außerdem müssen für jedes operationelle Programm vom jeweiligen 

Mitgliedstaat nachfolgend angeführte Institutionen bestimmt werden, welche 

die Verantwortung für die Durchführung der Programme tragen:121 

�  Verwaltungsbehörde:  Die Verwaltungsbehörde ist gegenüber der Kom-

mission und dem Begleitausschuss verantwortlich dafür, dass das Operati-

onelle Programm nach dem Grundsatz der wirtschaftlichen Haushaltsfüh-

rung verwaltet und ordnungsgemäß durchgeführt wird. Sie wickelt die ge-

samte Verwaltung der Programme ab, muss jedes Jahr einen Durchfüh-

rungsbericht erstellen und den Erfolg der einzelnen Projekte beurteilen. Für 

das OP Bayern – Österreich übernimmt diese Funktion das Amt der Ober-

österreichischen Landesregierung (Abteilung Raumordnung – Koordinati-

onsstelle für die EU-Regionalpolitik) und für das OP Österreich – Tsche-

chische Republik das Amt der Niederösterreichischen Landesregierung. 

Zur administrativen Unterstützung der Verwaltungsbehörde wird ein Ge-

meinsames technisches Sekretariat (GTS) eingerichtet, das die Verwal-

tungsbehörde und den Begleitausschuss und fallweise auch die Prüfbe-

hörde bei der Wahrnehmung ihrer jeweiligen Aufgaben unterstützt. Das 

Gemeinsame technische Sekretariat befindet sich in Salzburg bzw. in 

Brünn (Tschechien). 

�  Bescheinigungsbehörde: Die Bescheinigungsbehörde wickelt die 

Auszahlung der Fördergelder ab und ist für die Gewährleistung der Rich-

tigkeit und Rechtschaffenheit der Ausgabenerklärungen und Zahlungsan-

träge zuständig, bevor diese an die Europäische Kommission gesandt 

werden. Im Rahmen des OP Bayern – Österreich wird diese Funktion vom 

                                                 
119 Es handelt sich hier um eine einmalige Vorauszahlung in Höhe von 7% der Beteiligung der 
Strukturfonds und 10,5 % der Beteiligung des Kohäsionsfonds. Wird innerhalb von 24 Monaten 
kein Zahlungsantrag im Rahmen des betreffenden Operationellen Programms gestellt, so muss 
der Vorschuss an die Kommission zurückgezahlt werden. Vgl. Fräss-Ehrfeld (2007), S. 62. 
120 Vgl. Fräss-Ehrfeld (2007), S. 63 ff. 
121 Vgl. Operationelles Programm Bayern – Österreich, S. 87, http://www.oerok.gv.at/fileadmin/ 
Bilder/3.Reiter-Regionalpolitik/2.EU-SF_in_OE_07-13/2.6_ETZ_grenz/Programmdokument_ 
OE-D_07-13.pdf (Stand: 29.10.2009), Operational Programm Austria – Czech Republic, S. 2, 
http://www.at-cz.eu/at-cz/downloads/Programmdokumente/OP_AT_CZ_07_13_finale.pdf 
(Stand: 29.10.2009); Europäische Kommission (2007), S.35, http://ec.europa.eu/regional_ 
policy/sources/docoffic/official/regulation/pdf/2007/publications/guide2007_de.pdf (Stand: 
19.1.2010). 
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Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und 

Technologie in München wahrgenommen. Für das Tschechische Pro-

gramm ist das Bundeskanzleramt in Wien zuständig. 

�  Prüfbehörde: Für jedes OP ist vom Mitgliedstaat zudem eine funktionell 

unabhängige Prüfbehörde zu benennen. Diese überprüft, dass das Verwal-

tungs- und Kontrollsystem tatsächlich funktioniert und ob das jeweilige 

Projekt den nationalen und europäischen Rechtsvorschriften entspricht. 

Für die beiden Programme Bayern – Österreich als auch Österreich –

Tschechische Republik ist als Prüfbehörde das Bundeskanzleramt in Wien 

Ansprechpartner. 

�  Begleitausschuss:  Letztendlich muss von Mitgliedstaat für jedes OP ein 

Begleitausschuss eingesetzt werden der überprüft, ob die Mittel aus dem 

Struktur- und Kohäsionsfonds im Rahmen der OP genutzt und ordnungs-

gemäß umgesetzt werden. Diesen Ausschüssen gehören Regional-, Wirt-

schafts- und Sozialpartner an. Den Vorsitz führt der betreffende Mitglied-

staat (bzw. die Verwaltungsbehörde). 

4.1.1.2 Fördergrundsätze  

Nachdem die von den Mitgliedstaaten zu benennenden Behörden feststehen, 

stellt sich nun die Frage wer überhaupt gefördert wird und welche Vorausset-

zungen für die Vergabe der Förderung gegeben sein müssen.  

 

Grundsätzlich konzentriert sich das ETZ-Programm auf öffentliche Institutio-

nen und nichtstaatliche Organisationen, welche die Projektaktivitäten nicht 

gewinnorientiert umsetzen. In der Regel werden Juristische Personen des 

öffentlichen und privaten Rechts, wie zum Beispiel Gebietskörperschaften, 

Interessensvertretungen, Vereine und Verbände, gefördert. Nicht förderfähig 

sind Privatpersonen, Politische Parteien, direkte Zuschüsse an Einzelunter-

nehmen sowie im Rahmen eines Projektes stattfindende gewinnorientierte 

Aktionen. Welche Antragsteller zur Förderung konkret berechtigt sind, ergibt 

sich auch aus den jeweiligen Operationellen Programmen. Außerdem müssen 
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die Projektpartner aus einem förderfähigen Gebiet und aus mindestens zwei 

Ländern, davon zumindest aus einem EU-Mitgliedstaat, stammen.122   

 

Folgende Voraussetzungen gelten grundsätzlich für die Förderung, unabhän-

gig von der Art der Zusammenarbeit der Regionen und vom konkreten 

Förderprogramm:123  

�  Kofinanzierung : Zusätzlich zu den EU-Mittel müssen Projekte mit nationa-

len Mitteln kofinanziert werden. Die Höhe der maximalen EU-Mittel und der 

notwendigen nationalen Kofinanzierung ergibt sich im Einzelnen aus den 

jeweiligen Förderprogrammen und dem Förderbescheid. Für die Europäi-

sche territoriale Zusammenarbeit beträgt der Kofinanzierungshöchstsatz 

zwischen 75% und 85%.  

Anzumerken ist, dass es unterschiedliche nationale Ausgangsvoraussetzun-

gen in Bezug auf die Kofinanzierung von Projekten gibt. Die Höhe der maxi-

mal erhältlichen EU-Mittel und die jeweils nationale Kofinanzierung ergeben 

sich grundsätzlich aus den entsprechenden Förderprogrammen. Wie hoch 

diese tatsächlich ausfällt, vereinbaren die programmverantwortlichen Mitglied-

staaten. Bayern und Österreich haben sich darauf geeinigt, dass die durchge-

führten Projekte zu 60% aus EU-Mitteln finanziert werden, die restlichen 40% 

sind vom Projektträger zu tragen. In Österreich werden Projekte auch vom 

Nationalstaat kofinanziert. Im Gegensatz zu Bayern, beteiligt sich in Öster-

reich auch das Land oder ein Ministerium an der Kofinanzierung, sodass der 

Projektträger die restlichen Finanzierungskosten von 40% nicht zur Gänze 

selbst aufbringen muss. In Bayern sind 40% der Finanzierungskosten zur 

Gänze durch den Projektträger aufzubringen. Für Tschechien beträgt der 

maximal erhältliche Kofinanzierungsanteil 85%, da in Relation zu den durch-

                                                 
122 Vgl. ETZ Österreich – Tschechische Republik, http://www.at-cz.eu/at-cz/de/1_programm.php 
(Stand: 28.4.2010); IQ-Train, http://www.iq-train.net/handbook/general/de/general_2_5_de.html 
(Stand: 1.5.2010); Oberösterreichischer EU-Förderratgeber (2009), S. 64. 
123 Vgl. Silke Sickinger Silke, Interview Inn-Salzach EUREGIO vom 29.3.2010; Sadravetz 
Romana, Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010; IQ-Train, http://www.iq-
train.net/handbook/general/de/general_2_6_de.html (Stand: 1.5.2010). IQ-Train  steht für 
“INTERREG-Quality-Training” und bezeichnet ein Projekt von neun mitteleuropäischen 
Partnerregionen aus Österreich, Tschechien, Slowenien und Italien zur Entwicklung eines 
“Know-how-Entwicklungs- und Transfersystems” zur verbesserten Abwicklung ihrer gemeinsa-
men INTERREG-Förderprogramme. Vgl. dazu auch Bauer-Wolf in Bauer-Wolf/Payer/Scheer 
(2008), S. 69. 
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geführten Projekten relativ viel EU-Mittel zur Verfügung stehen. Im Österreich 

– Tschechien Programm beträgt der Kofinanzierungsanteil für Österreich 60%, 

hingegen in Niederösterreich 75%.124 

�  Lead-Partner-Prinzip : Neu ist seit 2007 das Prinzip des federführenden 

Begünstigten. Dies bedeutet, dass ein Projektpartner für die Umsetzung 

des gesamten Projektes verantwortlich ist (Lead Partner). Dieser erhält die 

EFRE-Mittel und ist alleiniger Vertragspartner der Verwaltungsbehörde. 

Außerdem ist er alleiniger Ansprech- und Vertragspartner für die übrigen 

Projektpartner. Die Lead Partner-Organisation muss von Beginn an ge-

meinsam mit weiteren Partnern den Prozess der Projektausarbeitung ko-

ordinieren.  

 

Mit welchen umfassenden Aufgaben die Projektpartner in einem grenz-

überschreitenden Projekt befasst sind und welche Rolle die Lead Partner-

Organisation sowie die weiteren Projektpartner dabei übernehmen, soll in 

nachfolgender Tabelle verdeutlicht werden:  
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124 Vgl. Sickinger Silke, Interview Inn-Salzach EUREGIO vom 29.3.2010; Sadravetz Romana, 
Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010. 
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Tabelle 3: Aufgaben der Lead Partner Organisation u nd der Projektpartner in einem 
grenzüberschreitenden Projekt 

Quelle: Tabelle verändert entnommen von IQ-Train, http://www.iq-train.net/handbook/ 
general/de/service_4_5_de.html (Stand: 1.5.2010). 
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�  4 Kriterien der grenzüberschreitenden Zusammenarbei t: Alle Projekte 

müssen mindestens 2 der 4 nachfolgend angeführten Kooperationskrite-

rien erfüllen:125  

o Gemeinsame Projektausarbeitung: Das eingereichte Projekt muss von 

Vertretern der Partnerorganisationen beider Seiten der Staatsgrenze 

entworfen werden und soll die Ideen, Prioritäten und Aktivitäten der 

Stakeholder beider Seiten der Staatsgrenze integrieren.  

o Gemeinsame Projektumsetzung: Die Aktivitäten sollen auf beiden 

Seiten der Grenze umgesetzt und koordiniert werden.  

o Gemeinsame Personalbesetzung bedeutet, dass die Funktionen auf 

beiden Seiten der Grenze nicht einfach doppelt besetzt werden sollen. 

o Gemeinsame Projektfinanzierung: Es gibt lediglich einen EFRE-

Vertrag pro Projekt und ein gemeinsames Projektbudget, welches 

entsprechend den Aktivitäten der Projektpartner aufgeteilt wird. Das 

gemeinsam eingerichtete Bankkonto wird von der Lead Partner-

Organisation geführt und ist diese für die Administration und Weiterlei-

tung der EFRE-Kofinanzierung sowie für die Berichterstattung bzgl. 

der Verwendung der Mittel verantwortlich.  

�  Kleinprojektefonds : Kleinprojekte sind Maßnahmen, bei denen die 

Gesamtkosten 25.000 Euro (Kosten beider Partner) nicht übersteigen. 

Durch den Kleinprojektefonds sollen kleinere grenzüberschreitende Projek-

te in der Programmregion ermöglicht werden. Der Fokus liegt insbesonde-

re auch auf die Durchführung von people-to-people Vorhaben wodurch 

grenzübergreifende Kontakte zwischen den Bürgern und den Organisatio-

nen in der Programmregion verbessert werden sollen. Als Antragsteller 

können regionale und lokale Vereinigungen, Verbände, Vereine, Gemein-

den, Schulen etc. auftreten. Die Förderung von Einzelbetrieben ist jedoch 

nicht möglich.126 

 

                                                 
125 Vgl. IQ-Train, http://www.iq-train.net/handbook/general/de/general_2_6_de.html (Stand: 
1.5.2010). 
126 Sickinger Silke, Inn-Salzach EUREGIO, Telefonat vom 10.5.2010. 
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Damit diese Projekte umgesetzt werden können müssen folgende Vorausset-

zungen erfüllt werden:  

�  Das Projekt ist grundsätzlich als grenzüberschreitendes Vorhaben mit 

einem Partner im Nachbarstaat (südböhmischer oder bayerischer Partner) 

zu planen. 

�  Im Projekt muss mindestens ein Projektpartner aus dem Nachbarstaat 

(Programmgebiet) eingebunden sein. 

�  Antragsberechtigt sind regionale und lokale Verbände, Vereine, Gemein-

den, Schulen, etc.; Ausgeschlossen sind einzelbetriebliche Förderungen.  

�  Das Projekt muss innovative und neuwertige Ansätze beinhalten.  

�  Für das Projekt darf es nicht bereits bewilligte EU-Förderungen geben und  

�  Einzelveranstaltungen sind nicht förderbar.127 

4.1.1.3 Wirkungsorientierung  

Da die Regionalpolitik stets mit einer Vielzahl von unterschiedlichen Akteuren 

verschiedener politischer Ebenen zu tun hat, besteht gleichzeitig auch immer 

ein gewisser Rechtfertigungsdruck und muss die Existenzberechtigung durch 

Erfolge nachgewiesen werden. Im Rahmen der operationellen Programme will 

die EU daher den Erfolg der Programme an den erzielten Wirkungen und nicht 

am reinen Output bewerten. Mithilfe der Vorgaben verschiedener Indikatoren 

wird die Programmregion gezwungen, sich mit der Thematik der wirkungsori-

entierten Programmplanung zu beschäftigen. In den Programmdokumenten 

sind Output-, Ergebnis- und Wirkungsindikatoren formuliert, die von den 

Projektträgern laufend erfasst werden müssen.128 Die Wirkungsindikatoren  

beziehen sich jedoch nur auf die Beurteilung der Förderwürdigkeit eines 

Projektes im operationellen Programm, wie zum Beispiel Zahl der Kooperatio-

nen, Wirkung auf die grenzüberschreitende Integration, Wirkung auf die 

Umwelt, Beitrag zur Verbesserung der grenzüberschreitenden Strukturen, 

Nachhaltigkeit von Vorhaben usw. Die Beurteilung erfolgt jedoch nur in Form 

eines Kommentars wie z.B. keine oder negative Wirkung, geringfügige 

                                                 
127 Wirtschaftskammer OÖ (2010), http://wko.at/ooe/eu+/Factsheets/Kleinprojektefonds%20O 
%C3%96-S%C3%BCdb%C3%B6hmen-N%C3%96.pdf (Stand: 1.5.2010).  
128 Vgl. Scherer, Schnell (2003), S. 96. 
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positive Wirkung, positive Wirkung, signifikante positive Wirkung.129 In ande-

ren Programmen wie dem Leader-Programm, gibt es das Thema der Quali-

tätssicherung wo Akteure einmal im Jahr zusammentreffen und die Qualität 

der Zusammenarbeit verbal bewertet wird.130  

 

Im Zuge der Recherchen wurde festgestellt, dass die meisten angeführten 

Kennzahlen rein quantitativer Natur sind und es keine Kennzahlen gibt, 

welche die Qualität bzw. Wirkung eines Projektes messen. Interessant wäre in 

diesem Fall festzustellen, welche tatsächliche Wirkung die durchgeführten 

Projekte auf die grenzüberschreitende Integration oder auf die Umwelt haben 

bzw. wie nachhaltig diese Vorhaben waren. Dies konnte bislang nicht festge-

stellt werden. Die Problematik dieses Themas wurde auch in den Gesprächen 

mit den Expertinnen der EUREGIOs angesprochen. Das Thema der Wir-

kungsorientierung ist kein einfaches Thema für alle Beteiligten. Die Autoren 

Schedler, Proeller sind der Ansicht, dass die große Schwierigkeit der Wir-

kungsorientierung im Nachweis gültiger Ursache-Wirkungs-Beziehungen liegt. 

Eine bestimmte Wirkung zu messen und die festgestellte Veränderung dann 

noch auf eine bestimmte Ursache zurückzuführen, sei nach Schedler, Proeller 

teils unmöglich oder nur mit außerordentlich hohem Forschungsaufwand zu 

erreichen.131 Nach Scherer, Schnell ist die Trennung von „Outputs“ und 

„Outcomes“ nach wie vor eine methodische Herausforderung. Es fehle ihrer 

Meinung nach oft an guten, verlässlichen und ökonomisch zur erhebenden 

Indikatoren. Die genannten Autoren kommen übereinstimmend zu der 

Schlussfolgerung, dass Wirkungen nicht leicht präzise gemessen werden 

können, sie müssen über längere Zeit beobachtet, bewertet und beurteilt 

werden.132  

 

 

 

                                                 
129 Vgl. Operationelles Programm Bayern – Österreich, S. 81ff und 94 f, 
http://www.oerok.gv.at/fileadmin/Bilder/3.Reiter-Regionalpolitik/2.EU-SF_in_OE_07-
13/2.6_ETZ_grenz/Programmdokument_OE-D_07-13.pdf (Stand: 29.10.2009). 
130 Vgl. Sickinger Silke, Interview Inn-Salzach EUREGIO vom 29.3.2010. 
131 Vgl. Schedler, Proeller (2006) S. 72 f. 
132 Vgl. Scherer, Schnell (2003), S. 97. 
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4.2 Europäischer Verbund für territoriale Zusammena rbeit (EVTZ) 

Aufgrund der unterschiedlichen Strukturen und Rechtssysteme in Europa sind 

jeweils spezifischer Lösungen für das praktische Management von grenzüber-

greifenden Programmen und Projekten erforderlich. Vor allem rechtliche 

Strukturen müssen sich an den unterschiedlichen regionalen/lokalen und 

nationalen Anforderungen orientieren. Kein Staat wird nur wegen der Grenz-

region seine kulturell gewachsenen Strukturen und Kompetenzen ändern. 

Gabbe ist der Ansicht, dass beim Versuch die Kompetenzen und Strukturen 

beiderseits der Grenze zu harmonisieren und einander anzugleichen, viel Zeit 

verloren geht und dies eher kontraproduktiv ist.133  

 

Die Arbeitsgemeinschaft Europäischer Grenzregionen (AGEG) hat diese 

Problematik aufgegriffen und sowohl für den Ausschuss der Regionen, als 

auch für die EU-Kommission zwei Grundlagenstudien angefertigt, die schließ-

lich die Basis für den „Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit“ 

(EVTZ) bildeten. In diesen Studien kam klar zum Ausdruck, dass die bisheri-

gen rechtlichen Instrumente zur Erleichterung der grenzübergreifenden, 

interregionalen und transnationalen Kooperationen entweder nicht vorhanden, 

nicht ausreichend oder nicht wirksam genug waren. Aufgrund dieser Tatsache 

wurde 2006 von der EU-Kommission, in Abstimmung mit den Mitgliedstaaten, 

der „Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit“ geschaffen.134 

Dieser stützt sich dabei auf den Artikel 159  Abs. 3 des EG-Vertrags.135 Der 

EVTZ kann künftig Programme oder Projekte im Rahmen der grenzüber-

schreitenden Zusammenarbeit durchführen. Die Arbeit des EVTZ basiert auf 

der Grundlage einer Übereinkunft, zwischen den nationalen, regionalen und 

lokalen Verwaltungen sowie jeder weiteren als öffentlich angesehenen Stelle 

oder Verbänden dieser Verwaltungen oder Stellen. 136 

 

                                                 
133 Vgl. Gabbe in Adamaschek, Pröhl (2003), S. 161 und 168 f. 
134 Vgl. Gabbe, Malchus (2008), S. 84 f. 
135 Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 des Europäischen Parlamente und des Rates vom 5. 
Juli 2006 über den Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit (EVTZ). 
136 Europäische Kommission (2007), S.126, http://ec.europa.eu/regional_policy/sources/ 
docoffic/official/regulation/pdf/2007/publications/guide2007_de.pdf (Stand: 19.1.2010). 
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Grundsätzlich beruht die Gründung eines EVTZ auf Freiwilligkeit wobei 

mindestens zwei Mitgliedstaaten zusammenarbeiten müssen. Um einen 

solchen Verband gründen zu können, ist zunächst die Entscheidung der 

möglichen Mitglieder notwendig. Diese beschließen, ob der EVTZ eine 

eigenständige juristische Einheit sein soll oder ob seine Aufgaben einem der 

Mitglieder übertragen werden sollen. Dazu ist eine Vereinbarung und eine 

Satzung zu entwerfen, die von den Mitgliedstaaten geprüft und nach Annahme 

der Vereinbarung und der Satzung registriert und veröffentlicht wird. Die 

Registrierung und Veröffentlichung erfolgt in dem Mitgliedsaat, in dem der Sitz 

des EVTZ ist. Außerdem sind die Mitgliedstaaten und der Ausschuss der 

Regionen zu informieren sowie das Amtsblatt der EU in dem eine Anzeige 

veröffentlicht werden soll. Die Vereinbarung, die einstimmig von den Mitglie-

dern angenommen werden muss, legt die Aufgabe des EVTZ, seine Dauer 

und die Bedingungen der Auflösung fest. Sie bezieht sich ausschließlich auf 

das Gebiet der Zusammenarbeit, das von den Mitgliedern bestimmt wurde, 

und legt ihre Verantwortung fest. Für die Auslegung und Anwendung der 

Vereinbarung gilt das Recht des Mitgliedstaats, in dem sich der offizielle Sitz 

des EVTZ befindet. Mit dem Tag der Eintragung bzw. Veröffentlichung erreicht 

der EVTZ seine Rechtspersönlichkeit. Im Rahmen seines ihm übertragenen 

Aufgabenbereichs handelt er im Namen und im Auftrag seiner Mitglieder. Zu 

diesem Zweck besitzt er die Rechts- und Geschäftsfähigkeit juristischer 

Personen entsprechend nationalem Recht und kann demnach Vermögen 

kaufen und verkaufen oder Personal einstellen. In bestimmten Fällen darf der 

EVTZ die Rolle der Verwaltungsbehörde bei EU-Programmen übernehmen 

und Bewilligungsschreiben unterschreiben. Der EVTZ darf jedoch nicht 

hoheitliche Befugnisse ausüben, die dem Schutz der allgemeinen Interessen 

des Staates dienen (Polizei, Ordnungsbefugnisse, Justiz, Außenpolitik).  

 

Die Gemeinschaftsverordnung über den EVTZ ist in dem Sinne die Erste ihrer 

Art, die einen Verbund der Behörden der verschiedenen Mitgliedstaaten ohne 

vorherige Unterzeichnung eines internationalen, von den nationalen Parla-

menten zu ratifizierenden Abkommens ermöglicht. Die Mitgliedstaaten müssen 
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sich auf die Beteiligung der potenziellen Mitglieder auf ihren jeweiligen 

Gebieten verständigen. 137 

4.3 AGEG – Arbeitsgemeinschaft Europäischer Grenzre gionen 

Die wichtigste europäische Lobby-Organisation für Grenzregionen und 

grenzüberschreitende Zusammenschlüsse stellt die Arbeitsgemeinschaft 

Europäischer Grenzregionen (AGEG) dar. Die AGEG ist ein Verein mit Sitz in 

Gronau in Deutschlang (EUREGIO), der 1971 nach deutschem Recht einge-

tragen wurde. Die AGEG ist die einzige europäische Regionalorganisation, die 

sich ausschließlich mit grenzübergreifenden Fragen befasst. Ihr gehören über 

90 Mitglieder an, welche nahezu 200 europäische Grenzregionen innerhalb 

und außerhalb der EU repräsentieren.138  

 

Die EUREGIO Bayerischer Wald – Böhmerwald – Mühlviertel – Unterer Inn 

sowie die EUREGIO Inn-Salzach sind Mitglied in der AGEG. Vizepräsidentin 

im Präsidium der AGEG ist Gabriele Lackner-Strauss, Obfrau der EUREGIO 

Bayerischer Wald – Böhmerwald. Die AGEG vertritt die Interessen aller 

europäischen Grenzregionen sowohl auf europäischer als auch auf nationaler 

Ebene. Im Rahmen der jährlichen Mitgliederversammlung werden die Proble-

me der Region diskutiert, Strategien entwickelt und entsprechend dann in 

Brüssel transportiert.139 Dies erfolgt durch Einbringung von Vorschlägen und 

Erfahrungen sowie die Darstellung von Problemen. Dabei wirkt die AGEG 

auch bei der Lösung grenzüberschreitender Probleme mit und unterstützt 

besondere Aktivitäten. Die Interessen der Mitglieder werden außerdem durch 

das Mitwirken in europäischen Institutionen, Organisationen und Netzwerden 

als auch durch die Kooperation mit anderen europäischen Regionalverbänden 

vertreten.140   

 

                                                 
137 Vgl. Gabbe, Malchus (2008), S. 86 f; Europäische Kommission (2007), S. 126, 
http://ec.europa.eu/regional_policy/sources/docoffic/official/regulation/pdf/2007/publications/guid
e2007_de.pdf (Stand: 19.1.2010). 
138 Vgl. EUREGIO Bayerischer Wald – Böhmerwald, http://www.euregio.at/euregio/detail/ 
2412580/ageg.html (Stand: 8.5.2010). 
139 Vgl. Sadravetz Romana, Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010. 
140 Vgl. EUREGIO Bayerischer Wald – Böhmerwald, http://www.euregio.at/euregio/detail/ 
2412580/ageg.html (Stand: 8.5.2010). 
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Für das Thema Fortführung der INTERREG Programme ist die Lobbyarbeit 

sehr wichtig. Auf der anderen Seite ist es auch wichtig mit guten und innovati-

ven Projekten aufzuzeigen, wie erfolgreiche Zusammenarbeit funktionieren 

kann. Die Projekte die über die Förderprogramme laufen, zeigen anhand der 

Inhalte welche Notwendigkeiten in der gemeinsamen Region vorhanden sind. 

Gleichzeitig ist es im Hinblick auf die nächste Förderperiode von Bedeutung, 

sich entsprechend und rechtzeitig zu positionieren und auf die Notwendigkei-

ten dieser Region hinzuweisen. Dies ist eine der Hauptaufgaben der AGEG 

welche die Interessen der Grenzregionen auf europäischer und nationaler 

Ebene vertritt. Die Expertinnen der EUREGIOs sind jedenfalls überzeugt, dass 

die EUREGIOs von der europäischen Politik profitiert haben, in erster Linie mit 

den Förderprogrammen. Die letzten Jahre haben gezeigt, dass diese eurore-

gionalen Vereine oder Verbände ihre Berechtigung und ihre Notwendigkeit 

haben, weil es jemanden gibt, der den europäischen Gedanken und auch die 

Zielsetzungen in die Regionen trägt und versucht, diese bei der Umsetzung 

der Ziele entsprechend zu unterstützten.141 

 

                                                 
141 Vgl. Sickinger Silke, Interview Inn-Salzach EUREGIO vom 29.3.2010; Sadravetz Romana, 
Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010. 
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5. Ergebnisse der Fallstudien 

In diesem Kapitel werden als Fallbeispiele für grenzüberschreitende Zusam-

menarbeit die EUREGIO Bayerischer Wald – Böhmerwald – Mühlviertel – 

Unterer Inn sowie die Inn-Salzach EUREGIO vorgestellt. Diese EUREGIOs 

bieten einen institutionellen Rahmen, über den das Zusammenwirken der 

Akteure bei der Durchführung von grenzüberschreitenden Projekten organi-

siert werden kann. Ausschlaggebend für die Auswahl der EUREGIOs war, 

dass diese die ersten gegründeten EUREGIOs in Österreich waren und 

mittlerweile seit 16 Jahren Bestandteil der Regionalentwicklung in Oberöster-

reich sind.  

5.1 EUREGIO  

EUREGIO - Europäische Region - ist die Bezeichnung für grenzüberschrei-

tende Zusammenschlüsse auf kommunaler Ebene. Dabei handelt es sich in 

aller Regel um eingetragene Vereine, die nach dem jeweiligen nationalen 

Recht organisiert sind und grenzüberschreitend eine Arbeitsgemeinschaft mit 

dem entsprechenden Verein auf der anderen Seite der Grenze bilden. In 

einem gemeinsamen Gremium, dem EUREGIO-Rat, werden die nationalen 

Aktivitäten aufeinander abgestimmt. Die EUREGIOs haben in den letzten 

Jahren eine Schlüsselfunktion eingenommen, was die Promotion, Durchfüh-

rung und Betreuung von INTERREG-Projekten betrifft und sind zudem eine 

wichtige Anlaufstelle für die Einreichung von grenzüberschreitenden Projek-

ten. 142   

 

Durch die Arbeit der EUREGIOs im Bereich der grenzüberschreitenden 

Zusammenarbeit soll jedoch keine neue Verwaltungsebene geschaffen 

werden, sondern kann die EUREGIO als Kompetenzzentrum und regionaler 

Knotenpunkt für Regionalentwicklung angesehen werden. Der Schwerpunkt 

der Arbeit liegt darin, eine Dienstleistung für Bürger, Wirtschaft, offizielle 

Instanzen oder auch Sozialpartner zu erbringen. Dabei funktioniert die 

grenzübergreifende Zusammenarbeit am Besten – und das wird auch von den 

                                                 
142 Vgl. INTERREG Bayern – Österreich, http://www.interreg-bayaut.net/interreg_iv/sitemap.html 
(Stand: 28.4.2010). 
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Expertinnen der EUREGIOs bestätigt - wenn die Akteure in der Region selbst 

die Initiative ergreifen, also nach dem Prinzip „von unten nach oben“  

(bottom up-Prinzip).143 

 

Die Hauptaufgabe  der EUREGIOs ist die Förderung und Koordination der 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit. Dabei werden folgende Ziele  

verfolgt: 

�  Umsetzung des Europagedankens auf regionaler Ebene (Etablierung von 

Plattformen zum Informations- und Erfahrungsaustausch, Unterstützung 

grenzüberschreitender Projekte usw.) 

�  Entwicklung der grenzüberschreitenden Region als Arbeits- und Lebens-

raum für ihre Bewohner durch die Stärkung des Identitätsbewusstseins, die 

Bereitstellung wichtiger Informationen (z.B. Bürgerservice) usw.  

�  Attraktivierung der EUREGIO als wettbewerbsfähiger Wirtschaftsraum 

durch die Verstärkung der wirtschaftlichen und sozialen Verflechtungen 

(z.B. Aufbau von gemeinsamen Vermarktungskonzepten)  

�  Erhöhung der Umwelt- und Lebensqualität in der Region 

�  Maßnahmen in den Bereichen Kultur (gemeinsame Veranstaltungen, 

kultureller Austausch usw.)144 

 

Bei der grenzübergreifenden Zusammenarbeit beteiligen sich Akteure  auf 

allen Ebenen. Die wichtigsten Akteure in der Zusammenarbeit mit der EURE-

GIO sind grundsätzlich die Mitgliedsgemeinden bzw. Projektträger der Ge-

meinden (Schulen, Vereine, Verbände) mit ihren Nachbarn auf der anderen 

Seite der Grenze.145 Da die EUREGIO in ihrer Beratungsfunktion nicht alles 

selbst umsetzen kann, kommt deshalb den Sozialpartnern sowie Verbänden 

innerhalb einer grenzübergreifenden Region wesentliche Bedeutung zu. Diese 

verfügen über das notwendige Fachwissen, das grenzübergreifend gebündelt 

und für gemeinsame Programme und Projekte genutzt werden kann.146 

                                                 
143 Vgl. Gabbe in Adamaschek, Pröhl (2003), S. 162 f. 
144 INTERREG Bayern – Österreich, http://www.interreg-bayaut.net/interreg_iv/sitemap.html 
(Stand: 28.4.2010). 
145 Vgl. Sickinger Silke, Interview Inn-Salzach EUREGIO vom 29.3.2010. 
146 Vgl. Gabbe in Adamaschek, Pröhl (2003), S. 163 f; Sickinger Silke, Interview Inn-Salzach 
EUREGIO vom 29.3.2010; Sadravetz Romana, Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010. 
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Regelmäßige Beziehungen bestehen aber nicht nur zu den Mitgliedsgemein-

den und Projektträgern, sondern auch zu Netzwerkpartnern wie zum Beispiel 

Tourismusverbände, Leader-Regionen sowie zu den jeweiligen Landesregie-

rungen und den zuständigen Förderstellen. Außerdem engagieren sich die 

Akteure nicht nur in den nationalen und gemeinsamen Gremien, sondern 

übernehmen auch Funktionen in der AGEG. Kooperationen finden beispiels-

weise auch auf Ebene von bilateralen Regierungskonferenzen statt, bei der 

sich zum Beispiel der oberösterreichische Landeshauptmann und der Kreis-

hauptmann in Südböhmen zu grenzüberschreitenden Themen austauschen. 

Zudem findet eine Zusammenarbeit auf Vorstandsebene der EUREGIO als 

auch auf Verwaltungsebene seitens des Landes Oberösterreich und dem 

Südböhmischen Kreis in Form von Facharbeitsgruppen statt. Dem Vorstand 

der EUREGIO gehören unter anderem Vertreter der Gemeinden, Bezirksver-

waltungen, politischen Parteien, Interessensvertretungen und des Tourismus 

an.147  

 

Die nachfolgend dargestellten EUREGIOs wurden als Non-Profit-Organisation 

der Region zwischen Donau und Moldau zur Unterstützung der grenzüber-

schreitenden Zusammenarbeit sowohl an der Binnen- (Mühlviertel/Bayern) als 

auch an der Außengrenze der EU (Mühlviertel/Südböhmen und Bay-

ern/Südböhmen) gegründet. Der Verein EUREGIO Bayerischer Wald – 

Böhmerwald – Mühlviertel - Unterer Inn und der Verein EUREGIO Inn-Salzach 

sowie vier weitere oberösterreichische Regionalvereine148 sind mit jeweils 2 

Prozent Mitgesellschafter der Regionalmanagement OÖ GmbH. Weitere 

Gesellschafter der Regionalmanagement OÖ GmbH sind das Land Oberöster-

reich mit 82 Prozent und die Sozialpartner (Arbeiterkammer, Wirtschaftskam-

mer und Landwirtschaftskammer) mit jeweils 4 Prozent (vgl. Kapitel 2.3).149  

 

 

                                                 
147 Vgl. Sadravetz Romana, Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010. 
148 Regionalvereine in OÖ: Regionalforum Steyr-Kirchdorf, Verein Regionalentwicklung in den 
Bezirken Vöcklabruck und Gmunden, Verein für Regionalentwicklung in den Bezirken Wels-
Stadt, Wels-Land, Eferding und der Verein Regionalforum Linz/Linz-Land 
149 Vgl. Land Oberösterreich, http://www2.land-oberoesterreich.gv.at/internetpressearchiv 
/dateien/dokument/1122/Regionalmanagement_110705.doc (Stand: 14.4.2010). 
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5.2 Inn-Salzach EUREGIO   

5.2.1 INTERREG Programmgebiet Bayern - Österreich 

Zum gesamten Programmgebiet des Operationellen Programms zählen auf 

bayerischer Seite Teile des Regierungsbezirks Oberbayern sowie Teile 

Niederbayerns und Teile des Regierungsbezirks Schwaben. Auf österreichi-

scher Seite gehören dazu Teile der grenznahen Bundesländer Oberösterreich 

(Mühlviertel, Innviertel sowie als Flexibilitätsgebiete Steyr-Kirchdorf, Linz-Wels 

und Traunviertel), Salzburg (Salzburg und Umgebung, Pinzgau-Pongau und 

das Flexibilitätsgebiet Lungau), Tirol (Tiroler Unterland, Innsbruck, Tiroler 

Oberland, Außerfern und als Flexibilitätsgebiet Osttirol) und Vorarlberg 

(Bludenz-Bregenzer Wald und Rheintal-Bodenseegebiet).  

 
Abbildung 8: Der bayerisch- österreichische Grenzra um – Regionsabgrenzung 

Quelle: Vgl. Operationelles Programm Bayern – Österreich, S. 53, http://www.oerok.gv.at/ 
fileadmin/Bilder/3.Reiter-Regionalpolitik/2.EU-SF_in_OE_07-13/2.6_ETZ_grenz/Programm 
dokument_OE-D_07-13.pdf (Stand: 29.10.2009). 
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Ziele des Programms:  

�  grenzbezogene Barrierewirkungen (z.B. institutionelle, infrastrukturelle, 

wirtschaftliche, gesetzliche Barrieren) vermindern 

�  grenzüberschreitende Zusammenarbeit intensivieren 

�  Lebensqualität erhöhen und den Grenzraum als Wohn-, Arbeits- und 

Erholungsraum attraktiver gestalten 

�  einen grenzüberschreitenden Wirtschaftsraum entwickeln, der die Er-

werbsmöglichkeiten in allen Teilregionen und für alle Bevölkerungsgruppen 

sichert 150 

5.2.2 Regionsbildung 

Wesentlicher Treiber oder Initiator bei der Gründung der EUREGIO in Oberös-

terreich war der damalige Wirtschaftslandesrat Dr. Christoph Leitl, der das 

Prinzip der EUREGIO an der deutsch-holländischen Grenze als Vorbild nahm. 

Nach dem EU-Beitritt Österreichs im Jahr 1995, ist diese Idee der grenzüber-

schreitenden Zusammenarbeit bei der Oberösterreichischen Landesregierung 

auf besonderes Interesse gestoßen. Da es in Europa schon einige EUREGIOs 

gab die bereits erfolgreich zusammenarbeiteten, hat man hier die Chance 

gesehen, eine wirtschaftsschwache Region weiter zu entwickeln. Parallel dazu 

gab es ebenso starkes Interesse von Bayern, wobei maßgeblicher Initiator auf 

bayerischer Seite ein Landrat aus Altötting war. Deutschland war Gründungs-

mitglied der EU und Bayern eine der Grenzregionen Deutschlands, die noch 

keine EUREGIO gehabt haben. Beide Akteure haben sich getroffen und 

weitere regionale Akteure mit ins Boot geholt. Der damalige OÖ Gemeinde-

bundpräsident, der auch Bürgermeister in der Region war, wurde erster 

Vorsitzender und hat in der Region gemeinsam mit weiteren aktiven Bürger-

meistern und Abgeordneten, dieses Vorhaben vorangetrieben. Teilweise sind 

diese Personen auch bis heute noch im Vorstand vertreten.151  

 

 

                                                 
150 EUREGIO Bayerischer Wald – Böhmerwald, http://www.euregio.at/foerderprogramme/ 
details/2630697/grenzraumentwicklung/interreg_iv_a_oesterreich_-_deutschland_bayern_2007-
2013.html (Stand: 17.5.2010). 
151 Vgl. Sickinger Silke, Interview Inn-Salzach EUREGIO vom 29.3.2010. 
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5.2.3 Organisation, Kooperationsstruktur, Hauptfunk tionen, 
Finanzierung  

Die Inn-Salzach EUREGIO ist ein gemeinnütziger Verein der 1994 gegründet 

wurde. Organisatorisch handelt es sich um getrennte Strukturen mit zwei 

Vereinen jeweils auf oberösterreichischer als auch auf bayerischer Seite, die 

jedoch den gleichen Namen haben. Die Geschäftsstellen der Inn-Salzach 

EUREGIO, die den Landkreis Altötting betreut, als auch die EUREGIO 

Bayerischer Wald – Böhmerwald – Unterer Inn, die das Gebiet bis Simbach 

betreut, agieren eigenständig und eigenverantwortlich, kooperieren jedoch vor 

allem bei der Abwicklung von gemeinsamen Projekten. Im Jahr 2004 wurde 

der Verein auf bayerischer Seite aufgelöst und neu strukturiert. Die Inn-

Salzach EUREGIO besteht derzeit auf oberösterreichischer Seite aus 140 

Mitgliedsgemeinden aus den Bezirken  Braunau, Ried, Schärding und auch 

Grieskirchen.  

 

Konkrete Aufgabe der Institution ist die Umsetzung des INTERREG Pro-

gramms Bayern-Österreich, die bereits in der dritten Programmperiode 

stattfindet. Das umfangreiche Dienstleistungsangebot der EUREGIO erstreckt 

sich dabei von der der Erstinformation, Projektbegleitung, Förderberatung, 

Antragswesen, Erstellung von Projektkonzepten bis hin zur Erstellung von 

Wirtschaftlichkeitsrechnungen und Finanzierungsplänen. Ziel des INTERREG 

Programms ist es, Menschen über die Grenzen zusammenzubringen. Dabei 

umfassen die Kooperationsinhalte viele Lebensbereiche. Insgesamt arbeitet 

die EUREGIO in fünf Themenfeldern. Neben der ursprünglichen Aufgabe der 

EUREGIO, der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, gibt es nun auch die 

Fachbereiche Arbeit, Bildung und Soziales, die sich sehr stark mit dem 

territorialen Beschäftigungspakt, mit Bildungs- und Sozialnetzwerken beschäf-

tigen, den Bereich Kommunales und Wirtschaft, der mit interkommunaler 

Zusammenarbeit in den unterschiedlichsten Bereichen befasst ist sowie den 

Fachbereich ländliche Entwicklung. Das jüngste Kind der EUREGIO ist der 

Fachbereich Nachhaltigkeit und Umwelt, wo es hauptsächlich um Nachhaltig-

keitsthemen wie Agenda 21 oder Fair Trade geht.   
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Wie einleitend bereits erwähnt ist die Inn-Salzach EUREGIO Gesellschafter 

der Regionalmanagement OÖ GmbH und finanziert sich aus EU-Mitteln, 

Bundes- und Landesmitteln und dem Mitgliedsbeitrag der Gemeinden, der 

0,44 Cent pro Einwohner und Jahr beträgt. Durch den Mitgliedsbeitrag von 

0,44 Cent pro Einwohner bekommen Gemeinden oder Institutionen der 

Gemeinde, wie zum Beispiel Vereine, Betriebe, Landwirte oder auch Arbeits-

gemeinschaften, sämtliche Leistungen die die EUREGIO bietet, kostenlos zur 

Verfügung gestellt. Der Vorteil für die Gemeinden ist, dass die Kosten für eine 

Prozessbegleitung eines Projektes wesentlich geringer sind, als im Vergleich 

zur Beratung durch einen Unternehmensberater. Der Mitgliedsbeitrag der 

Gemeinden auf bayerischer Seite ist unterschiedlich hoch und bewegt sich 

zwischen 0,11 Cent und 15 Cent pro Einwohner und Jahr.152 Grundsätzlich ist 

anzumerken, dass die jeweiligen Regionalvereine jeweils unterschiedliche 

Mitgliedsbeitrage bzw. unterschiedliche Berechnungsmethoden zur Einhebung 

der Mitgliedsbeiträge haben und diese hier nicht im Detail angeführt werden.  

5.2.4 Regionale Strukturmerkmale und Herausforderun gen 

Im Jahr 2004 wurde für die Region Innviertel-Hausruck ein regionalwirtschaft-

liches Entwicklungskonzept erstellt, wo einerseits die Stärken und Schwächen 

und andererseits die Chancen und Risiken der Region sehr stark herausgear-

beitet wurden. Grundsätzlich ist die Region Innviertel nicht wirklich homogen. 

Im Vergleich zu anderen ländlichen Regionen, wie zum Beispiel dem Wald-

viertel, ist die große Stärke des Innviertels die Heterogenität. Das bedeutet, 

dass das Innviertel eine gute Durchmischung von Landwirtschaft, ein wenig 

Tourismus, viele klein- und mittelständische Betriebe quer über verschiedene 

Sektoren und durchaus auch Industrie besitzt. Das Rückgrad der Region 

bildet nach wie vor die Landwirtschaft. Im Gegensatz zu anderen Regionen in 

Österreich hat das Innviertel noch sehr viele Vollerwerbslandwirte. Der 

Beschäftigungsanteil in der Land- und Forstwirtschaft ist hier beinahe doppelt 

so hoch wie im oberösterreichischen Durchschnitt. In der grenzüberschreiten-

den Region gibt es ähnliche strukturelle Verhältnisse oder gemeinsame 

Probleme. Es gibt auf bayerischer Seite ebenso Mittelzentren wie auf oberös-

                                                 
152 Vgl. Sickinger Silke, Interview Inn-Salzach EUREGIO vom 29.3.2010. 
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terreichischer Seite. Mit Ausnahme des Landkreises Altötting, der sehr stark 

industriell geprägt ist, sind jedoch die restlichen Landkreise bzw. Gemeinden 

sehr ländlich geprägt.153 

 

Der demographische Wandel ist eine der Herausforderungen, die vor allem 

die ländlichen Regionen massiv trifft. Es gibt Regionen wo es starke Abwan-

derungen gibt wie zum Beispiel in der Region Sauwald. Um dem entgegenzu-

wirken, wird bereits durchaus erfolgreich an verschiedenen Initiativen gearbei-

tet. Trotzdem gibt es auch Regionen wie das obere Innviertel die Zuzugsregi-

onen sind. Dies nicht aufgrund der Arbeitsplätze, sondern wegen ihrer Stadt-

nähe zu Salzburg oder Burghausen. In Zukunft müssen die Regionen ver-

mehrt Überlegungen anstellen, worauf diese setzen werden. Dazu ist es 

notwendig darüber nachzudenken, wie Arbeitskräfte auch nachhaltig beschäf-

tigt werden können, damit gut ausgebildete Arbeitskräfte in der Region bleiben 

und nicht in den Zentralraum abwandern. Eine weitere Herausforderung ist, 

dass Gemeinden die keine Arbeitsplätze haben, dadurch weniger Einnahmen 

haben, jedoch weiterhin ihre gesamte soziale Infrastruktur erhalten müssen. 

Dies bedeutet, dass die Bürger zwar in der Gemeinde wohnen, die Einnahmen 

jedoch die Stadt in der die Betriebe stehen bekommt. Letztendlich wird auch 

eine weitere künftige Herausforderung das Thema der Migration sein, vor 

allem die Chance einen sinnvollen Zuzug zu haben.  

 

Die Situation in der grenzüberschreitenden Region wird jedenfalls von den 

beteiligten Akteuren als handlungsrelevant wahrgenommen. Dabei kommt es 

auch darauf an, wie weit man physisch von der Grenze entfernt ist. Mittlerwei-

le wird von jenen Akteuren die bereits Erfahrungen mit grenzüberschreitender 

Zusammenarbeit gemacht haben, ein absoluter Mehrwert in der grenzüber-

schreitenden Zusammenarbeit gesehen. Dennoch gibt es immer noch einige 

Unkenntnis über viele Organisationen die im gleichen Feld arbeiten und die 

sich bis heute nicht kennen oder nicht zusammengearbeitet haben.154 

 

                                                 
153 Vgl. Sickinger Silke, Interview Inn-Salzach EUREGIO vom 29.3.2010; Regionalwirtschaftli-
ches Entwicklungskonzept Region Innviertel Hausruck (2004), S. 12. 
154 Vgl. Sickinger Silke, Interview Inn-Salzach EUREGIO vom 29.3.2010.  
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5.2.5 Gemeinsames Verständnis 

Da das Innviertel bis 1779 und von 1809 bis 1814 zum Herzogtum Bayern 

gehörte und dann an Österreich abgetreten wurde, gibt es hier eine gemein-

same historische Geschichte.155 Diese gemeinsame Geschichte wurde auch 

bei der Gründung der EUREGIO als etwas Verbindendes gesehen und wird in 

der Zusammenarbeit mit bayerischen Projektgruppen auch gerne als Ein-

gangsstatement genannt. Die Mentalität, Kultur und gemeinsame Sprache 

sowie die gemeinsamen sozialen und wirtschaftlichen Beziehungen, die im 

Rahmen gemeinsamer Projekte und Aktionen schon vor dem EU-Beitritt 

gemacht werden konnten, sind eine wichtige Grundlage für die grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit. Vor der Gründung der EUREGIO hat es den 

einen oder anderen grenzüberschreitenden Kontakt vor allem auf kommunaler 

Ebene gegeben. Ein klassisches Beispiel dafür ist Braunau und Simbach, die 

sich immer wieder intensiv ausgetauscht haben, wobei die EUREGIO diesen 

Prozess sicherlich noch beschleunigt hat.156  

5.2.6 Herausforderungen grenzüberschreitender Zusam menarbeit 

In Bezug auf das Förderprogramm besteht die Herausforderung vor allem 

darin, alle entscheidungsrelevanten Akteure in gleichem Maße mit Informatio-

nen zu bedienen und darauf zu achten, dass diese auch gut abgestimmt 

arbeiten. Um zu einer Projektentscheidung zu kommen, bedarf dies natürlich 

einer langfristigen Planung die jedoch vom Projektträger vorfinanziert werden 

muss. Dies bedeutet, dass am Anfang eines INTERREG-Projektes alle 

Partner finanziell einen „langen Atem“ brauchen, denn sämtliche Leistungen 

sind vorzufinanzieren und werden erst viele Monate nach der Abrechnung 

rückerstattet. Darüber hinaus sind die Prüf- und Abwicklungsmechanismen 

nicht leicht und sehr stark bürokratisch. Zudem gibt es unterschiedliche 

nationale Ausgangsvoraussetzungen in Bezug auf die Kofinanzierung von 

Projekten. Grundsätzlich ergibt sich die Höhe der maximal erhältlichen EU-

Mittel und die nationale Kofinanzierung aus den jeweiligen Förderprogram-

men. Wie hoch diese tatsächlich ausfällt, vereinbaren die programmverant-

                                                 
155 Vgl. Köbler (2007), S. 50. 
156 Vgl. Sickinger Silke, Interview Inn-Salzach EUREGIO vom 29.3.2010. 
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wortlichen Mitgliedstaaten. Bayern und Österreich haben sich darauf geeinigt, 

dass die durchgeführten Projekte zu 60% aus EU-Mitteln finanziert werden, 

die restlichen 40% sind vom Projektträger zu tragen. Im Gegensatz zu Bayern, 

beteiligt sich in Österreich auch das Land oder ein Ministerium an der Kofi-

nanzierung, sodass der Projektträger die restlichen Finanzierungskosten von 

40% nicht zur Gänze selbst aufbringen muss. In Bayern sind 40% der Finan-

zierungskosten zur Gänze durch den Projektträger aufzubringen. In diesem 

Fall kann es zu Verzögerungen kommen, da es vor allem für die Kommunen 

schwierig wird, diese Mittel aufzubringen.157  

 

Ein gewisser „Hemmschuh“ in der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 

sind vor allem die unterschiedlichen Rechtssysteme zwischen den Staaten, da 

dies oft mit einem großen Mehraufwand für die Projektpartner verbunden ist. 

Genau hier setzt das INTERREG Programm als Förderprogramm an, einen 

Anreiz für die Grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu schaffen und den 

dabei entstehenden Mehraufwand mit EU-Mitteln abzudecken. Aber auch 

unterschiedliche Kompetenz- und Verwaltungsstrukturen wirken sich hinder-

lich auf die grenzüberschreitende Zusammenarbeit aus. Dies deshalb, da es 

aufgrund unterschiedlicher Verwaltungsstrukturen oft schwierig ist, einen 

geeigneten Projektpartner zu finden. Eine der Herausforderungen der Zukunft 

wird beispielsweise der Bereich Gesundheits- und Pflegewesen sein, da es 

hier auch unterschiedliche nationale Ausbildungs- und Anerkennungssysteme 

gibt.158 Eine Kooperation im Bereich des Gesundheits- und Sozialwesens 

scheint daher im Moment aufgrund der stark national (regional) ausgerichteten 

und wenig durchlässigen Kompetenz- und Finanzierungsstrukturen schwie-

rig.159 

 

Aufgrund der unterschiedlichen nationalen Rechtssysteme, wurde für die 

grenzüberschreitende Kooperation mittlerweile auf EU-Ebene ein neues 

Rechtsinstrument, der Europäischen Verband für territoriale Zusammenarbeit 

                                                 
157 Vgl. Sickinger Silke, Interview Inn-Salzach EUREGIO vom 29.3.2010. 
158 Vgl. Sickinger Silke, Interview Inn-Salzach EUREGIO vom 29.3.2010. 
159 Vgl. Operationelles Programm Bayern – Österreich, S. 53, http://www.oerok.gv.at/ 
fileadmin/Bilder/3.Reiter-Regionalpolitik/2.EU-SF_in_OE_07-13/2.6_ETZ_grenz/ 
Programmdokument_OE-D_07-13.pdf (Stand: 29.10.2009). 
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(EVTZ), geschaffen. Dieses Rechtsinstrument ist in Österreich noch nicht in 

allen Bundesländern in Gesetze gegossen worden. Bislang wird entweder ein 

deutscher oder ein österreichischer Verein gegründet. Kooperationen finden 

bis dato auf freiwilliger Basis statt. Es wird jedoch die Notwendigkeit für ein 

bindendes Rechtsinstrument gesehen. Im Hinblick auf das künftig geplante 

Großprojekt der Europaregion Donau Moldau gibt es jedoch bereits Bestre-

bungen, ein gemeinsames Rechtsinstrument für den Zweck einer trilateralen 

Kooperation zwischen Bayern, Tschechien und Oberösterreich zu schaffen. 

Die Notwendigkeit für ein verbindliches Rechtsinstrument wird vor allem auch 

darin gesehen, dass die Arbeit der EUREGIO sehr stark projektbezogen ist, 

jedoch grenzübergreifend keine strategische Planung stattfindet. Jegliche 

Planung des Nationalstaates hört an der Grenze auf und es gibt keine ver-

pflichtenden Rechtsinstrumente. Um eine strategische Richtung zu bekom-

men, wird es daher künftig notwendig sein mehr Verbindlichkeit zu schaffen.160  

5.2.7 Beitrag zur Europäische Integration  

„Europa kann nur an den Grenzen zusammenwachsen. Wenn jedoch gewisse 

Hemmnisse und Unterschiede nicht aufgelöst werden können, so wird eine 

große europäische Integration nicht möglich sein.“ 

 

Mag. Silke Sickinger, Geschäftsführerin EUREGIO Inn-Salzach 

 

Die EUREGIO wird auch heute noch als die kleine „Außenstelle“ der EU in der 

Region gesehen. EUREGIOs fungieren als Barometer dafür, wie die grenz-

überschreitende Zusammenarbeit funktioniert, da genau hier unterschiedliche 

Systeme, Personen und Denkmuster aufeinander treffen. Die unterschiedli-

chen Systeme der Staaten werden erst an der Grenze zum Problem, denn 

dort werden die Schwierigkeiten sichtbar. Im Bezug auf die Europäische 

Integration wirkt das INTERREG Programm integrationsfördernd, weil es 

einen großen Anreiz bietet grenzüberschreitend zu kooperieren und den 

Mehraufwand in Kauf zu nehmen. Ein wichtiger Aspekt sind natürlich auch die 

Fördermittel der EU. Wenn Projektpartner davon überzeugt sind welchen 

                                                 
160 Vgl. Sickinger Silke, Interview Inn-Salzach EUREGIO vom 29.3.2010. 
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Mehrwert eine grenzüberschreitende Kooperation bringen kann, werden diese 

auch weiterhin ohne Förderung zusammenarbeiten. Die große Intention der 

gesamten Programme der EU ist der bottom-up Ansatz, das heißt die Projekt-

initiativen müssen aus der Region kommen. Die grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit funktioniert nur dann gut, wenn Akteure in der Region selbst 

die Initiative ergreifen und ihre Projekte auch nachhaltig und langfristig 

begleiten wollen. Integrationshemmend kann jedoch sein, dass bei gesetzli-

chen Planungen oft nicht überlegt wird, welche Auswirkungen dies für die 

jeweilige Grenzregion haben kann.161  

 

                                                 
161 Vgl. Sickinger Silke, Interview Inn-Salzach EUREGIO vom 29.3.2010. 
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5.3 EUREGIO Bayerischer Wald – Böhmerwald – Mühlvie rtel –
Unterer Inn 

5.3.1 INTERREG Programmgebiet Tschechien - Österrei ch 

Die EUREGIO Bayerischer Wald – Böhmerwald – Mühlviertel – Unterer Inn 

befindet sich im Dreiländereck zwischen Deutschland, Tschechien und 

Österreich.  

 
Abbildung 9: Der österreichisch – tschechische Gren zraum – Regionsabgrenzung 

Quelle: Europäische Territoriale Zusammenarbeit (ETZ) Österreich – Tschechische Republik, 
http://www.at-cz.eu/at-cz/de/1-1_programmgebiet.php (Stand: 21.3.2010). 
 

Das gemeinsame INTERREG-Programmgebiet umfasst das österreichisch-

tschechische Grenzgebiet. Auf der tschechischen Seite sind das die drei 

Kreise Südböhmen, Südmähren und Vyso� ina sowie auf österreichischer 

Seite das Weinviertel, Waldviertel, Mühlviertel sowie Wiener Umland Nord und 

die Stadt Wien.162 In den angrenzenden Gebieten Linz-Wels, Traunviertel und 

                                                 
162 Vgl. ETZ Österreich – Tschechische Republik, http://www.at-cz.eu/at-cz/de/1-1_ 
programmgebiet.php (Stand: 21.3.2010). 
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Steyr-Kirchdorf ist die Möglichkeit Fördermittel auszugeben auf 20% der 

Gesamtprogrammmittel beschränkt (Flexibilisierungsgebiet). Durch die 

Aufnahme der an das Mühlviertel und Innviertel angrenzenden NUTS 3 

Region Steyr-Kirchdorf wird somit das gesamte Land Oberösterreich (NUTS-

Ebene 2) Fördergebiet.163   

 

Ziele des Programms: Das neue Programm will primär grenzüberschreitende 

Kooperationen fördern und stärken. Thematisch liegen die Schwerpunkte bei 

diesen Bereichen: „sozioökonomische Entwicklung, Tourismus und Know-how 

Transfer“ sowie „regionale Erreichbarkeit und nachhaltige Entwicklung“.164 

5.3.2 Regionsbildung 

Die erste EUREGIO die 1958 entlang der deutsch-niederländischen Grenze 

entstand, diente als Vorbildmodell für weitere Initiativen in Europa. So wurde 

auch der Name für die anfängliche tschechisch – bayerische Initiative über-

nommen. Zunächst bildete sich die EUREGIO Egrensis im Jahr 1993 zum 

Zweck der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen Bayern und 

Tschechien.165 Aus dieser Kooperation heraus wurde dann eine Region unter 

dem Namen EUREGIO Bayerischer Wald – Böhmerwald – Šumava gebildet. 

Die Gründung der Euroregion Šumava fand im Jahr 1994 in Cesky Krumlov 

statt.166 Abgegrenzt wurde diese Region anhand der Mitgliedskörperschaften. 

Im Rahmen der EUREGIO-Gründung waren auch die oberösterreichischen 

Akteure aktiv daran beteiligt, sodass sich schließlich 1994 eine bayerisch-

tschechisch-oberösterreichische Kooperation gebildet hat. Im Vorfeld dazu hat 

es Abstimmungen zwischen einzelnen Bezirken, Bezirkshauptleuten als auch 

politischen Vertretern des Landes Oberösterreich gegeben. Insbesondere der 

damalige Landesrat Dr. Christop Leitl war der Initiator, der das Projekt von 

                                                 
163 Vgl. Operational Programm Austria – Czech Republic, S. 2, http://www.at-cz.eu/at-
cz/downloads/Programmdokumente/OP_AT_CZ_07_13_finale.pdf (Stand: 29.10.2009). 
164 EUREGIO Bayerischer Wald – Böhmerwald, http://www.euregio.at/foerderprogramme/ 
details/2630925/grenzraumentwicklung/interreg_iv_a_tschechische_republik_-_oesterreich 
_2007-2013.html (Stand: 17.2.2010). 
165 Vgl. EUREGIO Egrensis, http://www.euregio-egrensis.de/euregio/euregio.php (Stand: 
30.4.2010).  
166 Vgl. Euroregion Šumava, http://www.euregio.cz/euregio/index.php?page=30&lag=&lang= 
de&r=22 (Stand: 30.4.2010). 
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Landesseite maßgeblich unterstützte.167 Im Jahr 2004 wurde dann das 

Kerngebiet auf bayerischer Seite um die Landkreise Cham, Deggendorf, 

Freyung-Grafenau, Regen, Straubing-Bogen und Passau - Rottal-Inn zur 

EUREGIO Bayerischer Wald – Böhmerwald – Mühlviertel - Unterer Inn 

erweitert.168 

5.3.3 Organisation, Kooperationsstruktur, Hauptfunk tionen, 
Finanzierung 

Die EUREGIO wurde 1994 als  trilateraler kommunaler Verband gegründet. 

Die jeweiligen nationalen Sektoren Bayern, Mühlviertel und Südböhmen sind 

in Vereinen organisiert und haben eigenständige Vorstände und nationale 

Strukturen (Facharbeitskreise, Projektarbeitsgruppen). Die höchste Instanz ist 

der EUREGIO-Rat, der aus dem Vorstand der 3 Sektionen gebildet wird. Die 

Vorstände werden aus den Vertretern der politischen Fraktionen, den Bürger-

meistern und den Interessensvertretungen der Bezirke und Landkreise 

gebildet. Die Mitgliederanzahl der EUREGIO auf oberösterreichischer Seite 

beläuft sich derzeit auf 111 Mitglieder, darunter vor allem kommunale Ge-

bietskörperschaften aus den Bezirken Freistadt, Perg, Rohrbach sowie 

Urfahr/Umgebung.169  

 

Hauptaufgabe der Institution ist die Unterstützung der Mitgliedsgemeinden 

oder Projektträger der Gemeinden (Schulen, Vereine, Verbände) bei der 

Entwicklung von Projekten und grenzüberschreitenden Themen aus den 

INTERREG Programmen Österreich - Tschechien bzw. Österreich – Bayern. 

Das Dienstleistungsangebot erstreckt sich von der Suche nach geeigneten 

Projektpartnern, Koordination von verschiedenen grenzüberschreitenden 

Themen bis hin zur Unterstützung bei der gesamten Projektabwicklung wie 

zum Beispiel Entwicklung des Projektes, Projektmanagement, Koordinierung 

grenzüberschreitender Arbeitsgruppen sowie Beratung über Fördermöglichkei-

ten und Finanzierung. Neben dem Schwerpunkt grenzüberschreitende 

                                                 
167 Vgl. Sadravetz Romana, Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010. 
168 Vgl. EUREGIO Bayerischer Wald – Böhmerwald – Unterer Inn, http://www.euregio-
bayern.de/index.php?cat=1&myID=../main.htm (Stand: 30.4.2010). 
169 Vgl. Sadravetz Romana, Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010, Bundeskanzleramt, 
http://www.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=5496 (Stand: 28.3.2010). 
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Kooperation ist die EUREGIO auch in den Bereichen Arbeitsmarkt, Bildung 

und Soziales, Kommunales & Wirtschaft, ländliche Entwicklung sowie Nach-

haltigkeit und Umwelt tätig.170 

5.3.4 Regionale Strukturmerkmale und Herausforderun gen 

Die Region Mühlviertel und Südböhmen, als auch der bayerische Raum, 

haben mit ähnlichen Problemen wie zum Beispiel Demographie oder Abwan-

derung zu kämpfen.171 Vorwiegend handelt es sich, mit punktuellen Ausnah-

men, um strukturschwache periphere ländliche Räume mit geringen Industrie-

besatz und hohen Auspendlerquoten.172 Charakteristisch für das Mühlviertel 

ist die Ferne zu den Wirtschafts- und Arbeitszentren im Linzer Zentralraum. 

Bis zu 75% der Mühlviertler pendeln in den Zentralraum. Gleichzeitig besteht 

aber auch die Wechselwirkung, dass Bewohner des Zentralraums die Region 

Mühlviertel als Erholungs- und Naherholungsraum nutzen. Mit der EU-

Erweiterung und der Öffnung der Grenze, ist das Mühlviertel mittlerweile in 

das Zentrum Europas gerückt. Durch den Wegfall der Grenze ist es nun 

notwendig, die Region als gemeinsame Region zu positionieren. Aufgrund der 

geschichtlichen Gegebenheiten ist jedoch die Entwicklung der Region bei-

spielsweise in der Besiedelung der Region, im Bereich Arbeitsmarkt aber auch 

im touristischen Bereich, sehr langsam vorangeschritten. In den letzten Jahren 

sind die Entwicklungen jedoch gut verlaufen. Die Förderprogramme der EU 

haben vieles ermöglicht. Ohne die Förderprogramme der EU hätten Entwick-

lungen möglicherweise länger gebraucht oder wären gar nicht zustande 

gekommen.173  

 

Die Situation in der grenzüberschreitenden Region wird von den Akteuren als 

handlungsrelevant wahrgenommen und die grenzüberschreitende Zusam-

menarbeit auch als Chance für die Region gesehen.174 Seit der Grenzöffnung 

verzeichnet das Mühlviertel eine positive wirtschaftliche Entwicklung. Die Zahl 

innovativer Klein- und Mittelbetriebe ist seit dieser Zeit deutlich gestiegen. Die 

                                                 
170 Vgl. Sadravetz Romana, Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010. 
171 Vgl. Sadravetz Romana, Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010. 
172 Vgl. Deppisch (2007), S. 186. 
173 Vgl. Sadravetz Romana, Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010. 
174 Vgl. Sadravetz Romana, Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010. 
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gewerbliche Wirtschaft im Mühlviertel ist klein- und mittelbetrieblich struktu-

riert, wobei dem Bauwesen und der Holzverarbeitung große Bedeutung 

zukommt. Der Tourismus hat in den letzten Jahren stark zugenommen, vor 

allem in der unmittelbaren Grenzregion sowie entlang der Donau.175 In der 

Grenzregion zu Südböhmen befindet sich auch der Nationalpark der einerseits 

vieles Verbindende hat, gleichzeitig aber auch eine gewisse Barriere darstel-

len kann. Einerseits ist der Teil des Böhmerwaldes auf der österreichischen 

Seite ein reiner Wirtschaftswald, andererseits ist auf der tschechischen Seite, 

unmittelbar nach der unsichtbaren Grenze, bereits Zone 1-Gebiet176 des 

Nationalparks. Aus dieser Situation heraus ergeben sich konträre Interessen, 

aus denen sich ein gewisses Diskussionspotential ergibt. 177  

5.3.5 Gemeinsames Verständnis 

Über Jahrhunderte hinweg war die heutige Staatsgrenze zwischen Österreich 

und Tschechien für die Menschen beiderseits der Grenze offen und durchläs-

sig, auch nach Ende der Habsburgermonarchie im Jahr 1918. Als die Tsche-

choslowakei 1948 kommunistisch wurde, entstand durch die Errichtung des 

Eisernen Vorhangs eine „tote Grenze“. Die Jahre des Eisernern Vorhangs 

haben die Menschen in der Region geprägt.178 Durch den Eisernen Vorhang 

wurden jedenfalls wirtschaftliche und kulturelle Beziehungen besonders 

erschwert und größtenteils unterbunden. Interregionale Kontakte konnten 

dadurch nicht aufgebaut werden. Mit Inkrafttreten des Schengener Abkom-

mens und dem Ende des Eisernen Vorhangs sind zwar die Grenzkontrollen 

gefallen, in den Köpfen der Bevölkerung ist die Grenze allerdings nach wie vor 

präsent. Ob es durch die Schaffung einer gemeinsamen Region zu einem 

Bewusstsein für eine gemeinsame Region gekommen ist, lässt sich schwer 

feststellen.179 Anzunehmen ist, dass aufgrund der historischen Gegebenheiten 

                                                 
175 Vgl. Compass, http://www.compass-mobility.com/sitex/index.php/page.55/sitelang.de/ 
(Stand: 18.4.2010). 
176 Der Nationalpark ist in 3 Zonen eingeteilt. Die I. Zone ist eine strenge Naturzone. Schließt 
die wertvollsten und stabilsten Landschaftsteile ein und nimmt mit ca. 9000 ha 13% der NP-
Fläche ein.  Vgl. Nationalpark Bayerischer Wald – Böhmerwald http://www.moldau.ch/ 
sumava/fakten.htm (Stand: 22.4.2010). 
177 Vgl. Sadravetz Romana, Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010. 
178 Vgl. Sandgruber, http://www.ooegeschichte.at/Einleitung.265.0.html (Stand: 21.4.2010). 
179 Vgl. Sadravetz Romana, Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010. 
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weniger ein gemeinsames regionales Verständnis, sondern eher vorrangig ein 

regionales Verständnis jeweils auf nationaler Seite vorherrscht.  

5.3.6 Herausforderungen grenzüberschreitender Proje ktarbeit 

Im Rahmen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit werden unter 

anderem Problemfelder insbesondere im Hinblick auf das Finden eines 

geeigneten Projektpartners, einem ähnlichen Projekt oder einer passenden 

Einrichtung genannt. Der Grund liegt darin, da es aufgrund unterschiedlicher 

nationaler Verwaltungsstrukturen oft schwierig ist, einen passenden Projekt-

partner zu finden. Aufgabe der EUREGIO ist hier die Projektpartner in die 

richtigen Netzwerke zu bringen bzw. geeignete Projektpartner zu suchen. Die 

unterschiedlichen nationalen Kompetenz- und Verwaltungsstrukturen sowie 

die unterschiedlichen  Rechtssysteme führen auch dazu, dass die Abwicklung 

von grenzüberschreitenden Projekten mit einem Mehraufwand für die Projekt-

partner verbunden ist. Im jeweiligen Projekt muss daher mit der Situation 

entsprechend umgegangen bzw. die Arbeit entsprechend angepasst werden. 

Mittlerweile wurde auf europäischer Ebene mit dem Europäischen Verbund für 

territoriale Zusammenarbeit (EVTZ) ein gemeinsames rechtliches Konstrukt 

geschaffen wo sich künftig Partner aus zwei oder drei Nationen auf einer 

gleichen rechtlichen Ebene befinden. Die Anwendung dieses Rechtsinstru-

mentes ist jedoch noch in Planung. Eine weitere Herausforderung stellt die 

Sprachbarriere zwischen Österreich und Tschechien dar.180 Die meisten 

offiziellen staatlichen, aber auch Portale lokaler und regionaler Institutionen 

haben sich aber mittlerweile den europäischen und internationalen Gegeben-

heiten angepasst, indem diese in Englisch wenn nicht sogar in Deutsch 

angeboten werden. Das fördert nicht nur den Austausch und die Verständi-

gung untereinander, sondern in wirtschaftlicher Hinsicht vor allem Projekte, 

die sich mit Hilfe von EU-Fördermitteln gemeinsam leichter und effizienter 

verwirklichen lassen.181 Gerade die interkulturelle Kommunikation in der 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit erfordert ein gewisses „Fingerspit-

zengefühl“. Wie verständige ich mich und was erwartet sich der Projektpartner 

                                                 
180 Vgl. Sadravetz Romana, Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010. 
181 Vgl. Köhn (2006), S. 467. 
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von mir? Ein offener und sensibler Umgang miteinander sind ein wichtiger 

Schritt um erfolgreich und langfristig zusammen arbeiten zu können. Letztend-

lich ist auch der zunehmende hohe administrative Aufwand eine Herausforde-

rung, weil der Abstimmungsbedarf sehr enorm ist. Da jedes Projekt drei 

Zwischenprüfungen durchlaufen muss, dauert es wirklich sehr lange bis EFRE 

Mittel angefordert werden können. Dies kann zum Problem für die Projekt-

partner werden, da diese das Projekt sehr lange vorfinanzieren müssen. und 

das ist das Problem für die Projektträger, weil natürlich, weil die das sehr 

lange vorfinanzieren müssen. Die Zeitspanne von der Projektantragstellung 

bis zum Zeitpunkt der Verfügbarkeit der Fördermittel kann bis zu einem Jahr 

dauern. 182 

5.3.7 Beitrag zur Europäischen Integration 

„Durch Motivation und Information einen Beitrag zu leisten, die Grenzen, die in 

den Köpfen auch nach dem Fall des Eisernen Vorhangs da sind, abzubauen.“ 

 

Romana Sadravetz, Regionalmanagerin für Grenzraumentwicklung  

EUREGIO Bayerischer Wald - Böhmerwald 

 

Grundsätzlich sieht Sadravetz die gesamte Entwicklungsarbeit der Projekte, 

die Unterstützung bei der Projektumsetzung, die Sensibilisierung für den 

Mehrwert einer grenzüberschreitenden Zusammenarbeit sowie die Förderung 

von Kooperationen als Beitrag der EUREGIO zur europäischen Integration. 

Außerdem soll durch Motivation und Information ein Beitrag geleistet werden, 

die Grenzen, die in den Köpfen auch nach dem Fall des eisernen Vorhangs da 

sind, abzubauen.183  

                                                 
182 Vgl. Sadravetz Romana, Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010. 
183 Vgl. Sadravetz Romana, Interview EUREGIO Mühlviertel vom 1.4.2010. 
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5.4 Grenzüberschreitende Projektbeispiele 

5.4.1 Kooperationsprojekte Oberösterreich / Bayern  
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Abbildung 10: Mariensteg Neuburg-Wernstein 

Quelle: http://regiowiki.pnp.de/index.php/Mariensteg (Stand: 4.4.2010). 

Kooperation:  Oberösterreich / Bayern – INTERREG III A 

Projektzeitraum:   27.2.2004 – 31.12.2006 

Gesamtkosen:   1, 5 Mio. Euro 

Fördermittel Österreich:  455.000 € EFRE Mittel (EU) 

 220.00 € Land Oberösterreich 

 75.000 € Eigenmittel 

Im Rahmen des Interviews bei der EUREGIO Inn-Salzach wurde die Frage 

nach besonders erfolgreichen und typischen grenzübergreifenden Projekten 

gestellt. Als Paradeprojekt für die grenzüberschreitende Zusammen arbeit 

und gelebte europäische Integration  wurde der Bau des Marienstegs 

zwischen Wernstein (OÖ) und Neuburg (Bayern) genannt. Die Gemeinden 

Wernstein und Neuburg kooperieren schon sehr lange intensiv im kulturellen 

Bereich zusammen. Der Bau der Brücke hat dazu beigetragen die Kultur 
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zwischen den beiden Gemeinden wieder aufleben zu lassen.184 Dieses 1,5 

Millionen teure Projekt wurde von der EU mit ca. 830.000 Euro aus INTER-

REG IIIA-Mitteln gefördert. Die verbleibenden Kosten wurden durch Zuwen-

dungen des Freistaates Bayern (FAG-Mittel) im Ausmaß von 225.000 Euro, 

Fördermittel des Landes Oberösterreich in der Höhe von 220.000 Euro, einen 

Zuschuss des Landkreises Passau in Höhe von 30.000 Euro und Eigenmittel 

der beiden Gemeinden in der Höhe von insgesamt 195.000 Euro aufgebracht.  

 

Der Bau des „Marienstegs“ knüpft an eine uralte politische Zusammengehö-

rigkeit der heute zu Österreich und Bayern gehörenden Orte und an. Einst 

wurde die Orte Wernstein und Neuburg durch eine Seilfähre über den Inn 

miteinander verbunden. Diese seit 1893 bestehende Seilfähre wurde jedoch 

1961 aufgrund eines Fährunglücks eingestellt. Die Menschen in Wernstein 

und Neuburg wollten nun wieder enger zusammenrücken und haben schließ-

lich den EU-Beitritt dazu genützt. Der erste Höhepunkt fand 2003 mit der 

Gründung einer Gemeindepartnerschaft statt. Im Rahmen dieser grenzüber-

greifenden Gemeindepartnerschaft wurde die Idee einer fixen Brückenverbin-

dung für Fußgeher und Radfahrer über den Inn geboren. Auf Betreiben des 

damaligen Wernsteiner Bürgermeisters Walter Labmayer und seines Neubur-

ger Kollegen Josef Stöcker wurden Initiativen zur Verwirklichung dieses 

Projektes ergriffen und engagiert vorangetrieben. Auch die EU war von dieser 

Idee begeistert und das Projekt wurde als sehr förderungswürdig eingestuft. 

Die Gemeinden schrieben daraufhin im Einvernehmen mit den Fachstellen 

des Landes Oberösterreich und der Regierung Niederbayerns einen be-

schränkten Architektenwettbewerb aus. Als Siegerprojekt ging schließlich das 

Modell einer Hängebrücke mit einem nadelförmigen Pylon auf bayerischer 

Seite hervor, die vom Linzer Architekt Erhard Kargel entworfen wurde. Diese 

Brückenkonstruktion ist ca. 145 Meter lang und hat eine Fahrbahnbreite von 

ca. 2,70 Meter.  

 

Die Gemeinderäte unter dem Vorsitz der beiden Bürgermeister aus Neuburg 

und Wernstein haben schließlich am 15. Juli 2004 in Neuburg-Dommelstadl, 

                                                 
184 Vgl. Sickinger Silke, Interview Inn-Salzach EUREGIO vom 29.3.2010. 
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am 2. Juni 2005 in den historischen Räumen der Neuburg und am 22. No-

vember 2005 im Pfarrsaal der Gemeinde Wernstein am Inn die Beschlüsse 

zum Bau dieser Brücke gemeinsam und einstimmig gefasst. Diese gemein-

samen übereinstimmenden Beschlüsse von Gemeinderäten beiderseits des 

Inn und verschiedener Länder, stellt eine Besonderheit mit Vorbildfunktion im 

Europa der Regionen dar. Künftig soll die Brücke als Wegbereiter für Begeg-

nungen und Verbindungen zwischen den Menschen „drent“ und „herent“ 

dienen und ist auch Ausdruck einer gut gelebten Partnerschaft und Freund-

schaft zwischen den beiden Gemeinden und seiner Bürger. Zusätzlich zu 

diesem Projekt wurde von den örtlichen Goldhaubenfrauen eine eigene 

gemeinsame Neuburger und Wernsteiner Tracht „Drent und Herent“ kreiert. 

Diese länderübergreifende Tracht ist einzigartig in Oberösterreich und wurde 

im Rahmen des Eröffnungsfestes dann offiziell vorgestellt und präsentiert.185  

Angespornt vom Erfolg dieses Projektes ist in der neuen INTERREG Förder-

periode bereits ein neues Projekt im Entstehen, das nachfolgend beschrieben 

wird.  
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Kooperation:  Oberösterreich / Bayern – INTERREG IV A 

Projektzeitraum:  24.2.2010 –  voraussichtlich Mai 2012 

Gesamtkosten:   690.000 €  

Fördermittel:  414.000 €  EU-Förderung 

 

Der „Generationenpark Unterer Inn“ ist ein touristisches Gemeinschaftsprojekt 

der Gemeinde Wernstein am Inn und den bayerischen Gemeinden Neuburg 

am Inn, Neuhaus am Inn und der Stadt Passau. Die Gesamtkosten für dieses 

Projekt belaufen sich auf 690.000 € und wird mit EU-Mitteln des INTERREG 

IV Programms Bayern-Österreich zu 60%, also insgesamt 414.000 € geför-

dert. Die Innviertler Gemeinde Wernstein fungiert bei diesem INTERREG-

                                                 
185 Vgl. Prey (2006), http://www.wernstein.at/gemeindeamt/html/Pressetextf%C3%BCrBr 
%C3%BCckenprojekt-Juni2006.pdf (Stand: 4.4.2010); Raferzeder in Zeitschrift für Raumord-
nung in Oberösterreich, Sonderausgabe des Landes OÖ Nr. 4, S. 12 f.  
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Projekt als Leadpartner. Zur Umsetzung dieses Projektes wird ihr eine EU-

Förderung in Höhe von 258.000 € zuerkannt.  

 

Dieses Projekt zwischen Oberösterreich und Bayern soll laut Wirtschaftslan-

desrat Viktor Sigl „zu einem Musterbeispiel für erfolgreiche grenzüberschrei-

tende Zusammenarbeit werden". In der Region „Unteres Inntal“ soll künftig 

neben dem bereits sehr gut ausgebauten Kulturangebot vor allem der touristi-

sche, sportliche und generationenübergreifende Freizeitbereich vorangetrie-

ben werden. Künftig soll nicht nur auf den bestehen Rad- und Wanderwegen, 

sondern auch auf neuen, speziellen Lauf- und Bewegungsstrecken das 

Erleben der Natur möglich werden. Außerdem sind Erlebnisstationen in Form 

eines gemeindeübergreifenden Motorikparks geplant, wo der Benützer bzw. 

Gast die gesamte Region kennenlernt, indem er alle Stationen besucht. Das 

Angebot ist für alle Altersgruppen geeignet und kann auch von Menschen mit 

Beeinträchtigung für Bewegungstraining genutzt werden. Der Abschluss des 

gesamten Generationenparks ist für 2010 geplant. 186 
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Kooperation:  Oberösterreich / Bayern – INTERREG III A 

Projektträger: Inn-Salzach EUREGIO in Österreich und Bayern 

Projektpartner:  Inn-Salzach EUREGIO (OÖ), Inn-Salzach EUREGIO e.V. 

(Bayern), Städte Burgkirchen, Burghausen, Simbach am Inn, Tittmoning und 

Pocking, Märkte Marktl und Rotthalmünster, Gemeinden Haiming, Wittibreut, 

Stubenberg, Malching und Kirchham 

Gesamtkosten:   236.274 €  

Fördermittel:   118.137 €  EU-Förderung 

 

Das 1979 mit dem Prädikat Europareservat ausgezeichnete Gebiet erstreckt 

sich grenzüberschreitend rund 55 Flusskilometer von der Salzachmündung bei 

                                                 
186 Regionalmanagement OÖ, http://www.rmooe.at/pilotprojekte_detail.asp?inf_id=3904& 
regseite=&style=text (Stand: 3.5.2010) 



  78 
 

 

Haiming bis nach Neuhaus / Schärding. Das artenreiche Natur- und Vogel-

schutzgebiet ist Heimat seltener Tiere und Pflanzen. Es konnte sich erst nach 

dem Ausbau der Wasserkraft entwickeln, welcher die negativen Auswirkungen 

der Flussregulierung aus dem 19. Jhd. entschärft hat. Um nun den Bekannt-

heitsgrad des Gebietes zu erhöhen, haben sich die angrenzenden Gemeinden 

entschlossen, dem Besucher die natürlichen aber auch kulturellen Schönhei-

ten in einem einheitlichen Informationssystem näher zu bringen und somit 

dem Tourismus neue Impulse zu geben. Die wesentlichen Ziele des Projekts 

waren eine einheitliche, umfassende und gemeinsame Information für den 

Besucher zu bieten, das Verständnis der beteiligten Gemeinden als einheitli-

ches Fremdenverkehrs- und Naherholungsgebiet, Stärkung des Tourismus 

sowie die Schaffung von Anreizen für einen längeren Aufenthalt in der Region. 

Weiters wurde eine überregionale Vermarktung und Bewerbung des Europa-

reservats Unterer Inn angestrebt.187 

 

$
	��0��,	"�	���1���	���-��

�
������"����8
����"��	����,����	�%


Laufzeit:  2008-2010 

Zur Verfügung stehende EU-Mittel:  200.000 € 

Förderprogramm:  INTERREG Österreich/Bayern 2007-2013 

Projektträger:  Regionalmanagement OÖ GmbH 

Projektpartner:  Euregio Bayerischer Wald – Böhmerwald – Unterer Inn und 

Inn-Salzach-EUREGIO Bayern 

Region:  Oberösterreich-Niederbayern 

�  Wandern ohne Grenzen / TV Neustift i. Mühlkreis 

�  Internationales Sängerfest auf Burg Pürnstein 2008 / Verein zur Erhaltung 

der Burg Pürnstein 

�  3-Länder-Tour Linz-Passau-Budweis 2008 / OÖ. Landesradsportverband 

�  Grenzüberschreitendes Feuerwehrjugendlager / Bezirksfeuerwehrkom-

mando Rohrbach 
                                                 
187 EU-Regionalpolitik in Oberösterreich, Zeitschrift für Raumordnung in OÖ, Sonderausgabe 
des Landes OÖ, Nr. 4, S.11. 
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�  Biologisches Bauen und altes Handwerk in der Grenzregion Mühlviertel/NB 

/ LAG Donau – Böhmerwald 

�  Outdoorpädagogik in der sozialpädagogischen Arbeit mit arbeitslosen 

Jugendlichen / Grenzlandcamp, Kinder- und Familienfreizeitzentrum Klaffer 

�  Aufbau grenzüberschreitender Zusammenarbeit im Lebensmittelbereich / 

Wirtschaftskammer OÖ - Lebensmittel Cluster 

�  Schmugglersteig Kollerschlag – Wegscheid / Marktgemeinde Koller-

schlag188 

 

5.4.2 Kooperationsprojekte Oberösterreich / Südböhm en 

Die verstärkten Marketing Aktivitäten und grenzüberschreitenden Projekte im 

tschechischen Raum haben im letzen Programmplanungszeitraum nach 

Annahme des Oberösterreich Tourismus Wirkung gezeigt, denn im Jahr 2005 

kamen um 51,5% mehr tschechische Gäste nach Österreich als noch vor 5 

Jahren. Die Nächtigungen stiegen im selben Zeitraum von 51.200 auf 78.300 

(+52,8%), das ist ein Nächtigungsanteil an den gesamten Nächtigungen in 

Österreich von 1,2%.189 
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Kooperation:  Oberösterreich / Tschechien – INTERREG III A 

Projektzeitraum: 1.6.2002 – 30.11.2006 

Projektträger: Gemeinde Ulrichsberg (OÖ) 

Projektpartner:  Gemeinde Oberplan (Horní Planá, Tschechien) 

Gesamtkosten:   302.500 EUR 

Fördermittel:   151.250 EUR EU-Förderung 

 37.812 EUR Landesförderung  

                                                 
188 EUREGIO Bayerischer Wald – Böhmerwald, http://www.euregio.at/euregio/details/2722880/ 
referenzen/kleinprojektefonds_ooe_bayern.html (Stand: 17.5.2010). 
189 Vgl. Oberösterreich Tourismus (2006), S. 5,  http://www.oberoesterreich-tourismus.at/ 
sixcms/media.php/1271/pk_s%FCdb%F6hmen_11.pdf (Stand: 9.2.2010). 
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Das nordische Zentrum wurde in 1000 Meter Höhe auf einem Hochplateau 

zwischen Schöneben und Grünwald errichtet, wich sich auch der Ausgangs-

punkt für das über 70 km lange Loipennetz befindet. Die Zielsetzung dieses 

Projektes war, sich auf dem touristischen Markt zu positionieren und die 

Qualität des Nordischen Zentrums Böhmerwald zu verbessern, u.a. durch die 

Errichtung eines Nordic-Walking Zentrums, den Ausbau der Loipen sowie durch 

eine neue Beschilderung in Form von Übersichtstafeln. Man hat versucht die 

grenzüberschreitende Vernetzung der touristischen Infrastruktur des Sommer- 

und Winterangebotes als gemeinsames und einzigartiges Produkt zu etablieren. 

Durch die Anpassung an internationale Standards können nicht nur Freizeit-

sportler die Einrichtung nutzen, sondern auch internationale Lauf- und Lang-

laufveranstaltungen durchgeführt werden.190 
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Kooperation:  Oberösterreich / Tschechien – INTERREG III A 

Projektzeitraum: 1.1.2005 – 31.12.2006 

Projektträger: Werbegemeinschaft Donau Oberösterreich 

Projektpartner:   Oberösterreich Tourismus, ÖBB 

 Südböhmische Zentrale für Tourismus 

 Tschechische Bahnen 

Gesamtkosten:   120.000 EUR 

Fördermittel:   60.000 EUR EU-Förderung 

 

Ziel des Projektes Radregion Donau-Moldau ist, Gäste länger an die Region 

zu binden, anstatt nur „durchzuradeln“. Dabei handelt es sich um ein grenz-

überschreitendes touristisches Projekt im Sinne des ökologischen Gedankens 

mit öffentlichen Verkehrsmitteln touristische Ziele zu erreichen. Es wurde eine 

Raderlebniskarte geschaffen die zehn Tagestouren, vier Mehrtagestouren und 

zwei buchbare Angebote samt Strecken-Charakteristik mit Höhenmetern (bis 

zu 600 m) und die wichtigsten Highlights entlang der Strecke beinhaltet. 

                                                 
190 Vgl. Raferzeder in Zeitschrift für Raumordnung in Oberösterreich, Sonderausgabe des 
Landes OÖ Nr. 4, S. 17.  
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Verstärkt wird auch die Kooperation mit Südböhmen. Bei diesem Projekt sind 

unter andern auch die ÖBB mit der Mühlkreisbahn und der Summerauerbahn, 

die tschechischen Bahnen, die Donauschifffahrt Wurm+Köck und die Moldau-

schifffahrt Rossenberger Lipno Line als Projektpartner beteiligt.191 Dieses 

Projekt wurde zu 50% mit EU-Mitteln gefördert.192 
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Kompetenzfeld: Grenzraumentwicklung �

Laufzeit: 2007-2013  

Zur Verfügung stehende EU-Mittel : 600.000 € 

Förderprogramm: ETZ Österreich/Tschechische Republik 2007-2013 

Projektträger: Regionalmanagement OÖ GmbH 

Projektpartner: EUREGIO Silva Nortica, Europaplattform Waldviertel 

Region: Oberösterreich - Südböhmen 

�  Stimmenfestival Freistadt / Freistädter Kultur- und Freizeitanlagen Errich-

tungs- u. Betriebs GesmbH 

�  21. internationale 3-Länder-Tour Linz - Passau – Budweis / OÖ. Landes-

radsportverband 

�  Mountainbikeorientierung - eine Sportart ohne Grenzen / Naturfreunde 

Freistadt 

�  Klangwolke Mühlviertler Alm – Südböhmen / Kulturverein "Zeit nema" 

�  Granitbeisser 2008 / Verein Schorschi 

�  internationaler Jugendcamp mit tschechischer Beteilitung / Österreichische 

Wasserrettung, Landesverband OÖ 

�  historische Datenbank Böhmerwald / Verband der Böhmerwäldler 

�  Sprachalm - Zentrum für transnationale Kooperationen zur nachhaltigen 

Entwicklung in der Orts-, Tourismus- u. Regionalentwicklung / Verband 

Mühlviertler Alm 

                                                 
191 Vgl. Raferzeder in Zeitschrift für Raumordnung in Oberösterreich, Sonderausgabe des 
Landes OÖ Nr. 4, S. 19. 
192 Telefonat Petra Riffert (Geschäftsführung) Werbegemeinschaft Donau Oberösterreich vom 
11.5.2010. 
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�  Gemeinsam leben - Integration im Mühlviertel und Südböhmen / Kinder-

freunde Region Mühlviertel 

�  Begegnungsstätte Böhmerwaldhof – Machbarkeitsstudie / Institut für die 

deutschsprachigen altösterreichischen Volksgruppen in Ostmittel- u. Süd-

europa (IDEA) 

�  Grenzüberschreitendes Marketing - Fachtagung Grün.Land.Vieh.Fest 2009 

/ Verein „Förderung der Grünland- und Viehwirtschaft“ 

�  Die Kraft der Wallfahrtsorte / Verein Zukunftsforum Freiwald 

�  Grenzüberschreitende Marketingmaßnahmen Meditationsweg St. Oswald 

bei Freistadt und Abtweg in Vyšší Brod/CZ / Tourismuskern St. Oswald b. 

Freistadt 

�  Grenzüberschreitender Sprach-, Lese- und Kommunikationsgarten / 

Volksschule 1 Freistadt 

�  Gemeinsame Bewerbung der touristischen Ziele im tschechisch-

österreichischen Grenzgebiet - Region Lipno und Ferienregion Böhmer-

wald / Tourismusverband Böhmerwald 

�  Tanz ohne Grenzen - grenzüberschreitende Weiterbildung / Verein Sonare 

Urfahr-Umgebung193 

 

                                                 
193 EUREGIO Bayerischer Wald – Böhmerwald, http://www.euregio.at/euregio/details/2722875/ 
referenzen/kleinprojektefonds_ooe_suedboehmen.html (Stand: 17.5.2010). 
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Zusammenfassung und Ausblick 

Die Europäische Gemeinschaft hat sich zum Ziel gesetzt, einerseits die 

regionalen und nationalen Entwicklungsunterschiede in der EU zu reduzieren 

und andererseits den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt innerhalb 

der EU zu stärken und somit dem Ausgleich und der Kohäsion zwischen den 

Mitgliedstaaten zu dienen.  

Mit welchen Instrumenten hat nun die EU versucht dies zu erreichen und wer 

profitiert von der Europäischen Kohäsionspolitik? Welche Ziele werden in der 

neuen Förderperiode 2007-2013 gesetzt? 

Zu den wichtigsten Instrumenten der Kohäsionspolitik zählt der so genannte 

Strukturfonds zu dessen Bereich unter anderem der „Regionalfonds“ (EFRE), 

der „Sozialfonds“ (ESF), der „Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land-

wirtschaft“ (EAGFL) gehören. Damit eine Verringerung der regionalen Dispari-

täten erreicht werden kann, sollen mit diesen Strukturfonds insbesondere 

wirtschaftlich schwache Regionen unterstützt werden, um Standortnachteile 

abzubauen und den Anschluss an die allgemeine Wirtschaftsentwicklung zu 

halten. Der größte Teil dieser Mittel fließt vor allem in die ärmsten Regionen 

und Länder der EU. Die Finanzierung richtet sich dabei in der neuen Förder-

periode 2007-2013 auf die drei Ziele „Konvergenz“, „Regionale Wettbewerbs-

fähigkeit und Beschäftigung" sowie „Europäische territoriale Zusammenarbeit". 

Rund mehr als 80 % der Fördermittel werden an so genannte Konvergenzre-

gionen vergeben, deren Durchschnittseinkommen (gemessen am Pro-Kopf-

BIP) weniger als 75 % des europäischen Durchschnitts beträgt. Ungefähr  

35 % der europäischen Bevölkerung profitiert von dieser Förderung, darunter 

die meisten der neuen Mitgliedstaaten. Für jene Regionen die nicht unter das 

Konvergenzkriterium fallen, werden Finanzmittel für Projekte im Rahmen von 

Wachstum und Beschäftigung bereitgestellt, um mit allen anderen Regionen 

Schritt halten zu können. Die restlichen Fördermittel werden für das Ziel 

„Europäische territoriale Zusammenarbeit“ verwendet, wo es um die Zusam-

menarbeit zwischen europäischen Grenzregionen geht.  
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Wie wird nun im Rahmen der Europäischen Kohäsionspolitik beispielsweise 

das Förderziel „Europäische Territoriale Zusammenarbeit“ auf nationaler bzw. 

lokaler Ebene umgesetzt und welche Institutionen sind daran beteiligt? 

Die Umsetzung der Regionalpolitik erfolgt auf vier Ebenen, nämlich auf der 

europäischen, der Bundes-, der Länder- sowie der kleinregionalen bzw. 

lokalen Ebene. Bevor es jedoch an die Inanspruchnahme von EU-

Förderungen geht, haben die Mitgliedstaten bestimmte Voraussetzungen zu 

erfüllen. Gemeinsam mit der Europäischen Kommission, müssen die Mitglied-

staaten zuerst Entwicklungsprogramme aushandeln und auch beschließen. 

Diese Programmplanungen bauen auf den „Strategischen Kohäsionsleitli-

nien “ auf europäischer Ebene sowie den „Einzelstaatlichen Strategischen 

Rahmenplänen “ auf Ebene der Mitgliedstaaten auf. Diese beiden Elemente 

bilden schließlich den Rahmen für die Planung der Operationellen Pro-

gramme  der Mitgliedstaaten. In Österreich bildet der „Einzelstaatliche Strate-

gische Rahmenplan“ (abgekürzt STRAT.AT) den Rahmen für die operationel-

len Programme für das Ziel „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti-

gung“ sowie für das Ziel Konvergenz (Phasing Out) Burgenland und das Ziel 

„Europäische Territoriale Kooperation“. In diesen Operationellen Programmen 

sind die Programmziele des Mitgliedstaats enthalten, die Prioritäten mit denen 

diese Ziele erreicht werden sollen sowie die Art wie die Programmplanung 

künftig geführt wird. Die Mitgliedstaaten und ihre Regionen verwalten in 

weiterer Folge die Operationellen Programme und setzen sie durch die 

jeweiligen Projekte um. Die Verwaltung der in Oberösterreich durchgeführten 

Operationellen Programme übernimmt für das Programm Bayern - Österreich 

das Amt der Oberösterreichischen Landesregierung und für das Programm 

Tschechische Republik - Österreich das Amt der Niederösterreichischen 

Landesregierung. Die Kommission ist wiederum für die Zuweisung bzw. 

Auszahlung der genehmigten Mittel an die Verwaltungsbehörden sowie die 

Überprüfung der eingerichteten Kontrollsysteme verantwortlich. Die Koordina-

tion der Strukturfonds in Österreich übernimmt schließlich das Bundeskanz-

leramt, das die Funktion der Bescheinigungsbehörde bzw. Prüfbehörde für 

den EFRE wahr nimmt. Die lokale Ebene bilden schließlich die Gemeinden 

bzw. die Projektträger der Gemeinden wie zum Beispiel Schulen, Vereine, 
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Verbände, die regionale und grenzübergreifende Projekte initiieren und 

umsetzen. Die Beratung und Unterstützung der Gemeinden bei deren Projekt-

abwicklung erfolgt durch die EUREGIOs und die regionale Koordinierungsstel-

le (Amt der OÖ Landesregierung, Abteilung Raumordnung). 
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Tabelle 4: Umsetzungsebenen der EU-Regionalpolitik (eigene Darstellung) 
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Haben die EUREGIOs die durchgeführten Projekte im Sinne des Förderziels 

ETZ umsetzen können und was haben diese Projekte bewirkt? Wer hat 

profitiert?  

 

Ob die durchgeführten Projekte etwas bewirkt haben, konnte nicht festgestellt 

werden, da sich die Gemeinden bzw. Projektpartner nicht oder nur sehr wenig 

mit der Thematik der Wirkungsmessung auseinandersetzen. Die EU möchte 

zwar, dass sich die Programmregionen mit der Thematik der wirkungsorien-

tierten Programmplanung auseinandersetzen, um den Erfolg der Programme 

nicht nur am Output, sondern auch an den erzielten Wirkungen zu bewerten, 

die Wirkungsmessung scheint aber eine Herausforderung für alle Beteiligten 

zu sein. Die qualitative Wirkung eines Projektes konnte bislang noch in keine 

oder wenige Kennzahlen bzw. Indikatoren gegossen werden und die meisten 

vorhandenen Kennzahlen sind rein quantitativer Natur. Die Autoren Schedler, 

Proeller haben sich mit dieser Thematik befasst und kamen zum Schluss, 

dass es nach wie vor an guten, verlässlichen und ökonomisch zur erhebenden 

Indikatoren fehlt. Eine bestimmte Wirkung zu messen und die festgestellte 

Veränderung dann noch auf eine bestimmte Ursache zurückzuführen, sei fast 

unmöglich oder nur mit außerordentlich hohem Forschungsaufwand zu 

erreichen. In Zukunft wird das Thema Wirkungsmessung gerade für Institutio-

nen die Regionalentwicklungsprojekte umsetzen und dafür EU-Gelder erhalten 

von Bedeutung sein, da diese gegenüber Geldgebern oder der Öffentlichkeit 

stets einem gewissen Rechtfertigungsdruck ausgesetzt sind. Die Umsetzung 

eines solchen Forschungsprojektes ist natürlich mit einem durchaus beachtli-

chen zeitlichen Aufwand verbunden, dennoch wäre es wichtig feststellen zu 

können, ob mit den durchgeführten Regionalentwicklungsprojekten eine 

bestimmte Wirkung erzielt werden konnte und ob diese auch nachhaltig 

waren. 

 

Nichts desto trotz ist es möglich aufzuzeigen, wie erfolgreiche Zusammenar-

beit funktionieren kann. Gerade am Beispiel des oberösterreichisch-

bayerischen Projektes wie dem Bau des Marienstegs zwischen Wernstein und 

Neuburg wurde gezeigt, wie europäische Integration funktionieren kann. 

Durch diese gemeinde- und grenzübergreifende Kooperation und Eigeninitiati-
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ve der beiden Gemeinden wurden die Ziele der EU und schließlich auch jene 

der nationalen Ebene und Länderebene auf die Bedürfnisse der Menschen 

heruntergebrochen. Im Rahmen dieses Projektes konnte gemäß dem Ziel der 

Europäischen Territorialen Zusammenarbeit die grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit gestärkt und länderübergreifende Probleme wie beispiels-

weise fehlende Infrastruktur durch den Bau des Marienstegs beseitigt werden. 

Im Rahmen der grenzübergreifenden Zusammenarbeit ist unter anderem auch 

die Förderung des Fremdenverkehrs vorgesehen. Daher wurden an der 

Grenze zu Südböhmen in der letzten Programmperiode bereits einige erfolg-

reiche Tourismusprojekte umgesetzt. Die verstärkten Marketing Aktivitäten 

des Oberösterreich Tourismus im oberösterreichisch-tschechischen Grenz-

raum haben jedenfalls ihrer Ansicht nach Wirkung gezeigt. Im Jahr 2005 sind 

um 51,5% mehr tschechische Gäste nach Österreich gekommen als noch vor 

5 Jahren.  

 

In der derzeitigen Wirtschaftskrise hat gerade die Kohäsionspolitik an Bedeu-

tung gewonnen, da sie eine wichtige Finanzierungsquelle darstellt. Die 

zunehmende Verfügbarkeit von EU-Fördergeldern hat dazu beigetragen, dass 

unzählige Projekte zwischen den europäischen Grenzregionen weiter voran-

getrieben werden können. Die EUREGIOs haben durch die Förderprogramme 

der EU profitiert. Die Förderungen der EU haben vieles ermöglicht, da nach 

Aussagen der befragten Expertinnen der EUREGIOs viele Entwicklungen sehr 

lange gebraucht hätten oder gar nicht zustande gekommen wären. Die 

sogenannte „Anschubfinanzierung“ der EU hat viele innovative Projekte 

entstehen lassen. Die Finanzmittel der EU waren bestimmt ein Anreiz und 

Beschleuniger für Kooperationen, dennoch sollte eine grenzübergreifende 

Zusammenarbeit nicht nur aufgrund der Verfügbarkeit von, europäischen oder 

nationalen Finanzierungsquellen stattfinden. In der EU-Regionalpolitik hat 

aber mittlerweile ein Wandel von der "top-down" zu einer "bottom-up" Per-

spektive stattgefunden. Die Akteure in den strukturschwachen Regionen 

sollen dabei motiviert werden, selbst zur Verbesserung ihrer regionalspezifi-

schen wirtschaftlichen Situation beizutragen und positive Entwicklungen 

selbständig aufzubauen und aufrechtzuerhalten. Wenn Projektpartner selbst 

vom Mehrwert einer grenzüberschreitenden Kooperation überzeugt sind, 



  88 
 

 

werden diese auch weiterhin ohne Förderung zusammenarbeiten. Die Erfah-

rungen der EUREGIOs in den letzten Jahren haben gezeigt, wenn regionale 

Akteure selbst die Initiative ergreifen und ihre Projekte auch nachhaltig und 

langfristig begleiten, dass die grenzübergreifende Zusammenarbeit dort sehr 

gut funktioniert. Nach Aussagen der befragten Expertinnen der EUREGIOs 

führt ein „einfaches Überstülpen von Projekten von oben“ meist dazu, dass 

diese nicht lange andauern und sich eher als „Strohfeuer“ entwickeln. Mit dem 

INTERREG Förderprogramm gibt es jedenfalls ein gutes Instrument, um den 

Ideenreichtum der Menschen und die Eigenkräfte der Region aktiv zu unter-

stützen.  

 

In Zukunft werden sich die Regionen jedoch überlegen müssen wie es auch 

ohne EU-Förderungen weiter gehen kann. Derzeit werden auf europäischer 

Ebene bereits erste informelle Arbeitsgruppen gebildet und Überlegungen 

angestellt, wie es nach 2013 weitergehen wird. Die EUREGIO geht davon aus, 

dass die transnationale Zusammenarbeit weiter aufgewertet wird und die 

Europäische Kommission durchaus sieht, dass gerade im Bereich der grenz-

überschreitenden Zusammenarbeit die europäische Integration gut funktio-

niert. Die EUREGIO sieht auch eine Chance mit dem Projekt „Europaregion 

Donau-Moldau“ sich künftig als gemeinsame Region zu positionieren. Mit der 

Europaregion Donau-Moldau möchten die Regionen Bayern, Südböhmen und 

Oberösterreich einen Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit 

(EVTZ) gründen, um in Zukunft auch im Ringen um Fördergelder ein Gegen-

gewicht zu anderen Metropolregionen zu bilden. Die EUREGIOs haben 

jedenfalls ihre Berechtigung und Notwendigkeit, weil es jemanden gibt, der 

den europäischen Gedanken und auch die Zielsetzungen in die Regionen 

trägt und versucht, die Regionen bei der Umsetzung der Ziele entsprechend 

zu unterstützten. 
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Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäi-

schen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 

Nr. 1260/1999, Art. 59. 
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Interviewleitfaden  Experteninterviews 194  
 
Kategorie Fragen 

Organisation,  

Aufgabe,  

Finanzierung 

1. Mit welchen Aufgaben ist Ihre Institution befasst? 

 (Hauptfunktionen, Schwerpunkte) 

2. Wie finanziert sich die EUREGIO als Verein? 

Kooperations-

struktur 

 

3. Kann die Geschäftsstelle unabhängig operieren bzw. 

gibt es gemeinsame oder getrennte Strukturen?  

4. Inwiefern sind die Akteure zur Kooperation verpflich-

tet? Gibt es dazu rechtliche Vereinbarungen? 

5. Welche Themenbereiche umfassen die Kooperations-

inhalte? 

 

Regionsbildung 6. Welche Akteure waren maßgeblich bei der Gründung 

der EUREGIO beteiligt und welche Motive bzw. Erwar-

tungen hatten diese? 

7. Nach welchen Kriterien wurde Ihre gebildet bzw. 

abgegrenzt? 

8. Wie viele Mitglieder hat die EUREGIO derzeit? 

Regionale Struktur 9. Was ist die Besonderheit Ihrer Region? Worin liegen 

die regionalen Disparitäten ihrer Region bzw. welche 

Probleme gibt es zu bewältigen? 

10. Gibt es ein regionalwirtschaftliches Entwicklungs-

konzept? 

Gemeinsames  

Verständnis 

11. Gibt es ein Bewusstsein der beteiligten Akteure für 

eine gemeinsame grenzüberschreitende Region? 

12. Hat es schon vor der Gründung der EUREGIO Formen 

grenzüberschreitender Zusammenarbeit gegeben? 

13. Existieren in der grenzüberschreitenden Region 

ähnliche oder sogar gemeinsame Probleme? 

                                                 
194 Die transkribierten Interviews liegen bei der Verfasserin der Diplomarbeit auf. 
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Akteure 14. Zu welchen Akteuren unterhalten Sie regelmäßige 

Beziehungen?  

15. Wird die Situation in der Region von den Akteuren als 

handlungsrelevant wahrgenommen und eingeschätzt 

Herausforderungen, 

Probleme, 

Hindernisse 

16. Welche Herausforderungen gibt es bei der grenzüber-

schreitenden Zusammenarbeit zu bewältigen?  

17. In der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit gibt es 

unterschiedliche Rechtssysteme. In welcher Hinsicht 

kann dies zum Problem werden? 

18. Gibt es Schwierigkeiten hinsichtlich der Kooperation 

aufgrund unterschiedlicher Kompetenzen und Verwal-

tungsstrukturen? 

19. Bestehen Schwierigkeiten im Hinblick auf das Finden 

geeigneter Projektpartner durch unterschiedliche 

Kompetenzen und Verwaltungsstrukturen? 

Europäische 

Integration 

20. Wie und welchen Beitrag können EUREGIOs zum 

Europäischen Integrationsprozess leisten?  

21. Welche Einflussfaktoren stehen dem bislang integrati-

onshemmend entgegen, welche wirken integrations-

fördernd?  

22. Welchen europäischen Mehrwert sehen Sie in der 

grenzübergreifenden Zusammenarbeit der EUREGIO. 

Politik, 

Lobbying 

23. Ist die EUREGIO Mitglied der AGEG und wie wichtig 

sind Lobbyaktivitäten für die EUREGIO? In welchen 

Fällen ist diese besonders notwendig?? 

24. Welchen Stellenwert hat die Politik in der EUREGIO?  

25. Denken Sie, dass die EUREGIO von europäischer 

Politik profitiert hat? In welcher Weise? 
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Wirkungsmessung 26. Gibt es entsprechende Vorgaben bei der Umsetzung 

der jeweiligen Projekte, zur Wirkungsmessung damit 

der Erfolg bewertet werden kann? 

27. Wie wird gemessen, welche Indikatoren/Kennzahlen 

werden herangezogen? 

Abschließende 

Fragen 

28. Welche Projekte erachten Sie persönlich Ihrer Region 

am Erfolgreichsten? 

29. Welche positiven/negativen Neuerungen konnten seit 

der neuen Strukturförderperiode feststellen?  

30. Welche Zukunft hat die Region in der neuen Pro-

grammförderungsperiode? Gibt es eine Fortsetzung 

des INTERREG-Förderprogramms? 
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Angaben zu den Interviewpartnerinnen 

Mag. Silke Sickinger 

Geschäftsführung 

EUREGIO Inn-Salzach 

Industriezeile 54 

A-5280 Braunau 

 

 

Romana Sadravetz 

Regionalmanagerin für grenzüberschreitende Angelege nheiten 

EUREGIO Bayerischer Wald – Böhmerwald – Mühlviertel – Unterer Inn 

Industriestraße 6 

4240 Freistadt  
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Abbildung 11: Förderfähige Regionen - Konvergenz (E FRE und ESF) 

Quelle: Europäische Kommission (2007), S. 15, 
http://ec.europa.eu/regional_policy/sources/docoffic/official/regulation/pdf/2007/publications/guid
e2007_de.pdf (Stand: 19.1.2010). 
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Abbildung 12: Förderfähige Regionen - Konvergenz (K ohäsionsfons) 

Quelle: Europäische Kommission (2007), S. 17, 
http://ec.europa.eu/regional_policy/sources/docoffic/official/regulation/pdf/2007/publications/guid
e2007_de.pdf (Stand: 19.1.2010). 
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Abbildung 13: Förderfähige Regionen – Regionale Wet tbewerbsfähigkeit und Beschäfti-
gung (EFRE und ESF) 

Quelle: Europäische Kommission (2007), S. 19, 
http://ec.europa.eu/regional_policy/sources/docoffic/official/regulation/pdf/2007/publications/guid
e2007_de.pdf (Stand: 19.1.2010). 
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Abbildung 14: Förderfähige Regionen im Rahmen der g renzüberschreitenden Zusam-
menarbeit (EFRE) 

Quelle: Europäische Kommission (2007), S. 21, 
http://ec.europa.eu/regional_policy/sources/docoffic/official/regulation/pdf/2007/publications/guid
e2007_de.pdf (Stand: 19.1.2010). 

 


